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Zum Wahlrechtskampfe.
II. VS 24

Der Kernpunkt der Auseinanderſetzungen des Gen. Kolb
(Karlsruher Volksfreund) mit uns iſt folgender. Genoſſe Kolb
ſchreibl:

Wenn es wahr wäre, daß der Begriff des Liberali s-
mus gleichbedeutend wäre mit dem des Großkapi-
talismus, dann würde das nicht nur für Preußen, ſon-
dern für ganz Deutſchland gelten. Dann wäre die Taktik un-
ſerer badiſchen, württembergiſchen und bayriſchen Ge-
noſſen und nicht minder die von der deutſchen Sozialdemo-
kratie bei den letzten Reichstagswahlen befolgte Stichwahl-
taktik einfach ſinnlos. Nein, das Halleſche Volksblatt ver-
wechſelt die Begriffe und kommt deshalb zu völlig falſchen
Schlußfolgerungen. Das Großkapital ſtellt nur ein ver-
ſchwindend kleines Kontingent der liberalen Wähler,
die übergroße Mehrheit der liberalen Wähler gehört nicht
zum Großkapital, ſondern ſind Beamte, Kaufleute, Tech-
niker, Bauern und zum Teil auch noch Arbeiter. Dieſe an
der politiſchen Reaktion abſolut nicht intereſſierte übergroße
Mehrheit der liberalen Wähler gilt es für den Kampf
gegen die Reaktion zu gewinnen. Ohne ſie iſt weder heute
noch in abſehbarer Zeit daran zu denken, die preußiſche und
deutſche Reaktion zu überwinden. Dieſe liberalen Wähler-
maſſen können aber für den Kampf gegen die Reaktion in
Preußen ſo gut gewonnen werden als in Baden, Württem-
berg und Bayern.

Mit richtigem politiſchem Gefühl berührt Genoſſe Kolb hier
den Punkt, auf den es ankommt. Und ganz richtig ſind auch
die Tatſachen, die er anführt. Dennoch liegt die Verwechſlung
der Begriffe und damit auch die völlig falſche Schlußfolgerung
wie wir ſogleich zeigen werden bei ihm und nicht bei
uns. Nur auf einen Schreib oder Druckfehler iſt wohl Tin
Jrrtum zurückzuführen, der ihm dabei unterläuft, der aber
gleichwohl wichtige Folgen hat. Nach ſeiner Angabe ſollen wir
geſchrieben haben:

Als ob die preußiſchen Liberalen, denen die Macht über
das Großkapital anbvertraut iſt, gleiches Recht ge
währen könnten.

Hätten wir das geſchrieben, ſo könnte es allerdings ſo aus
ſehen, als wenn wir annähmen, daß in Preußen nur Großkapi-
taliſten liberal wählen. Jn Wahrheit haben wir jedoch nicht
von der „Macht über das Großkapital“ ſchlechthin geſprochen,
ſondern von der „Wacht der preußiſchen Liberalen über
das deutſche Großkapital“, und das iſt denn doch, wie Kolb
zugeben wird, etwas weſentlich anderes. Jn der Tat, der
müßte ſehr weltfremd ſein, der nicht wüßte, daß in jeder
Partei Wähler mitlaufen, deren Jntereſſen die Politik dieſer
Partei gar nicht dient. Kolb hat alſo vollſtändig recht: würden
in Preußen nur die Großkapitaliſten ſelbſt liberal wählen, ſo
würde der Liberalismus niemals eine irgendwie beachtliche
Zahl von Stimmen zuſammenbringen. Die Mitläufer, die
nach ihren eigenen Jntereſſen gar nicht in den Liberalismus
hineingehören, die ſind es, die ihm die Wähler ſtellen. Aber
darum iſt es doch nicht minder richtig, daß der preußiſche Libe-
ralismus die Wacht über das deutſche Großkapital
ausübt. Es iſt Kolb, der die Begriffe verwechſelt. Wenn wir
ſagen, daß der Liberalismus über die Jntereſſen des Groß
kapitals wacht, ſo heißt das doch nicht, daß die Begriffe Libe-
ralismus und Großkapitalismus gleichbedeutend ſeien! Und
noch viel weniger heißt es, daß außer den Großkapitaliſten
kein Menſch liberal wählt! Wir hoffen, Kolb ſelbſt wird ein-
ſehen, daß ihm und nur ihm hier eine Verwechſlung der Be
griffe paſſiert iſt.

Nun iſt ein ſolcher in der Eile unterlaufener Jrrtumr ja nicht
ſo wichtig. Aber wie geſagt, mit richtigem Jnſtinkt iſt hier der
Punkt berührt, auf den es ankommt. Jn der Tat, die über-
große Mehrheit der liberalen Wähler ſind keine Großkapi-
taliſten. Freilich gibt es unter ihnen eine Menge Kleinkapi-
taliſten, die mit der Zeit Großkapitaliſten zu werden hoffen
und ſich deshalb mit deren Jntereſſen ſolidariſch fühlen. Aber
daneben laufen doch im Liberalismus eine Menge von Prole-
tariern aller Art mit, Beamte, Techniker, Angeſtellte, Arbeiter
uſw., die wirklich an der politiſchen Reaktion nicht im minde-
ſten intereſſiert ſind. Und das Problem, das ſich uns ſtellt, iſt:
dieſe Schichten zum Kampfe gegen die Reaktion zu gewinnen.
Darin hat Kolb vollkommen recht.

Nun iſt unſer Gedankengang dieſer: Die liberalen Parteien
(die „entſchiedenen“ ſowohl wie die „gemäßigten“) ſtehen unter
dem Einfluß des. Großkapitals; ſie betreiben eine Politik
gegen die Jntereſſen der Beſitzloſen für den Beſitz. Den
Beweis hierfür wird man uns heute wohl erklaſſen, wir haben
ihn ſeit Jahren unaufhörlich erbracht, ſind auch auf Wunſch
jeden Augenblick bereit, ihn zu wiederholen. Vorläufig nehmen
wir's als erwieſen an. Jndem nun jene Proletarierſchichten
für den Liberalismus ſtimmen, unterſtützen ſie ſomit die poli-
liſchen Jntereſſen des Beſitzes, unterſtützen ſie die Reaktion.
Wie ſollen wir's anfangen, ſie davon abzuhringen und für den
Kampf gegen die Reaktion zu gewinnen? Es gibt nur ein
Mittel, ein einziges, ſo wenig das auch dem Genoſſen Kolb
gefallen mag Dieſes Mittel heißt Agitotion und Organi-

ſation! Jene Proletarierſchichten, die heute noch liberal
wählen, gehören ihrer Natur nach zu uns, und wir müſſen
unter allen Umſtänden verſuchen, ſie zu Sozialdemo-
kraten zu machen. Ob das nun geſchehen kann, wenn
wir bei der Wahl dieſer hervorragendſten Agitationsgelegen-
heit die eigene Fahne einziehen und ſtatt deſſen ſogar noch
unſere Parteigenoſſen auffordern, liberal zu wählen, die Frage
wird ſich wohl jeder ſelbſt beantworten!

Aber wird Jene Kolb ſagen wo bleiben dann die
„poſitiven Erfolge“? „Die letzten preußiſchen Landtagswahlen,
ſo ſchreibt er, „haben zur Evidenz bewieſen, daß der Reaktion
mit der bisherigen Taktik abſolut nicht beizukommen iſt.“
Mit Verlaub: die letzten preußiſchen Landtagswahlen haben
(nach Kolbs eigener Angabe) eine Steigerung unſerer
Stimmenzahl von 600 000 auf eine Million gebracht. Für
Kolb iſt das ſo viel wie gar nichts:

Es hieße vor den Tatſachen die Augen verſchließen, wenn
wir nicht offen zugeſtehen wollten, daß der bisher geſührte
Kampf gegen das ſchmachvolle Dreiklaſſenwahlrecht völlig
ergebnislos war.

Völlig ergebnislos! Ein Zuwachs von 400 000 Stimmen
bei öffentlicher Wahl iſt ihm kein Ergebnis! Nun, wir ſind
überzeugt, daß die Mächte der Reaktion anders darüber denken.
Gewiß, für die parlamentariſchen Abſtimmungen iſt es
ganz gleichgültig, ob 6 oder 10 Sozialdemokraten unler den
448 Abgeordneten ſind, und nur die Abſtimmungen erkennt ja
Kolb als weſentlich an. Aber wenn es denn doch ſo gleich-
gültig iſt, wenn die Wahl uns ſo gar kein Ergebnis gebracht
hat warum denn das langandauernde ſchmerzliche Geheul
im reaktionären Blätterwalde? Warum können jelbſt heute
noch Kreuzzeitung,. Deutſche Tageszeitung uſw. über den Aus-
fall der Wahl nicht zur Ruhe kommen? Für ſolche Kinder
wird man doch die Junker nicht halten wollen, daß ſie ſich vor

Sozialdemokraten mehr fürchten als vor 6, oder daß ſie ſich
rhaupt vor ſo ein paar Mann fürchten. Aber ſie fürchten

die wachſende Macht der Sozialdemokratke, die in
der wachſenden Zahl unſerer Anhänger liegt. Das iſt es,
was ihnen Pein macht. Sie ſchätzen die Million Stimmen
eben denn doch ganz anders ein als der Genoſſe Kolb. Und
das iſt die Bahn unſeres Sieges. Je größer die Zahl der
Sozialdemokraten, deſto größer unſere Macht; je größer unſere
Macht, deſto größer die Angſt der Gegner; je größer ihre Angſt,
deſto größer die Konzeſſionen, die wir ihnen unter Anwendung
unſerer Macht da draußen im Volke abzwingen werden. Das
iſt das Geheimnis unſerer Erfolge, das iſt der Weg, auf dem
die Befreiung des Proletariats erkämpft werden wird. Die
parlamentariſchen Techtelmechtel ſind daneben ganz unbe-
achtlich.

Eine „klare, unzweideutige Antwort“ hat Genoſſe Kolb von
uns verlangt, wie die Sozialdemokratie es machen ſoll, den
Kampf ums preußiſche Wahlrecht allein zu führen. Poffent-
lich iſt ihm unſere Antwort klar und unzweideutig genug.
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Eine Karlsruher Stimme für den Maſſen-
ſtreik muß der Gen. Kolb übrigens als Leitartikel in der
geſtrigen Nummer des Volksfreundes ver öffentlichen. Der
Gen. Trabinger- Karlsruhe ſchreibt da u. a.:

„Wiederholt wies auch die Redaktion des Volksfreund darauf
hin, daß dieſer Kampf um das preußiſche Wahlrecht zu einem
deutſchen gemacht werden muß. Dies iſt auch meine An-
ſicht, nur gehe ich weiter und habe die feſte Ueberzeugung,
wenn wir gemeinſam kämpfen in Süd und Nord, ſiegen wir
um ſo eher. Gemeinſam den Generalſtreik pro-
pagieren, bis er zu einem feſten Willensakt der deutſchen,
nicht nur der preußiſchen Arbeiterſchaft geworden iſt. Nicht
Radauſzenen, nein, eine Manifeſtation der ruhenden Arbeit
ſoll ganz Deutſchland durchleben Nicht, daß ich von der
zahlenmäßigen Größe der Arbeiterbewegung die Durchführ-
barkeit eines Maſſenſtreiks allein abhängig machen wollte.
Doch ſtützend auf die Größe, können wir heute um ſo leichter
bei ernſthaftem Wollen eine Agitation für den allgemeinen
Ausſtand ins Leben rufen, ſo daß allein ſchon durch die Vor-
bereitungen ein ganz anderes politiſches Getriebe um ſich
greift als wie zu normalen Zeiten. Die revolutionäre Energie
wird zu wachſen beginnen, ſobald der Parteivorſtand in Ver-
bindung mit der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften den
Appell bekannt gibt. Jſt dieſe Gärungszeit erſt gekommen,
dann werden wir einen Mut und Kampfesluſt losbrechen ſehen,
die der belgiſchen gleichkommt.

Dann können ja auch unſere Liberalen ſich ebenſo liberal
zeigen, wie die belgiſchen und beweiſen, wie ernſt es ihnen iſt
um die Bekämpfung der Reaktion in Deutſchland. Alſo, weil
wir die Ueberzeugung von der Gleichgültigkeit unter den
Maſſen haben, deshalb iſt es notwendig, dieſe Gleichgültigkeit
durch eine lebhafte Propaganda zu beſeitigen. Und da iſt uns
der Maſſenſtreik ein gutes Mitte und ein Zweck zugleich.
Wollen wir in der Wahlrechtsfrage Preußens vorwärts
kommen, die adlige und unadlige Reaktion wirkungsvoll be-
kämpfen, dann greifen wir zu dem vorgeſchlagenen Mittel.

Dieſes Mittel dient dann als Zweck zugleich, indem wir raſcher
unſere kämpfende Armee vergrößern. Der Parteivorſtand
kann nicht ſolche Vorſchläge machen, darum müſſen wir Ar-
beiter damit beginnen. Aus den Maſſen ſelbſt kommt die
Energie zur Kampfestätigkeit, denn für die Maſſen gilt auch
der Kampf. Wo Königsworte verſagen, trete die Tat des
Volkes ein Nieder mit dem preußiſchen Wahlunrecht!“

Liberale Verräterei.
Wie der Freiſinn „Wahlbündniſſe“ hält!

Bekanntlich war bei den letzten Abgeordnetenwahlen zum ſo-
genannten preußiſchen Landtage die Situation im Wahlkreiſe
Elmshorn-Pinneberg recht unklar. Der freikonſer-
vative Kandidat Graf Moltke hatte die meiſten Wahlmänner,
während es nicht feſtſtand, ob die Sozialdemokratie oder der
Freiſinn an zweite Stelle kommen würden. Da aber die
ſozialdemokratiſchen und fortſchrittlichen Wahlmänner zu-
ſammengenommen eine ſichere Mehrheit über die konſervativen
hatten, forderten die Fortſchrittler, die Sozialdemokraten ſoll-
ten bedingungslos gleich für den Fortſchrittler ſtimmen oder
doch wenigſtens einige Wahlmänner für den Fortſchrittler ab
kommandieren, damit er und nicht der Sozialdemokrat mit
dem Konſervativen in Stichwahl komme. Unſere Genoſſen
lehnten eine ſolch unwürdige Zumutung ſelbſtverſtändlich ab,
worauf mit den Fortſchrittlern ein feierliches Abkom-
men getroffen wurde, daß die Sozialdemokraten den Fort
ſchrittler heraushauen, falls dieſer in die Stichwahl mit dem
Konſervativen komme, daß aber ebenſo die Fortſchrittler für
den Sieg des Sozialdemokraten (v. Elm) eintreten, falls der
Sozialdemokrat zur Stichwahl gelange. Der Ausgang iſt be
kannt. Jm erſten Wahlgange erhielten: Graf Moltke (konſ.)
204, v. Elm (Soz.) 117 und Fegter (fortſchr.) 113. Die Fort
ſchrittler waren nun verpflichtet, für El m zu ſtimmen, ſo daß
er (117 113 230 Stimmen) glänzend gewählt worden
wäre. Aber der zweite Wahlgang ergab: Moltke 214, Elm
120 Stimmen. Ganze drei Fortſchrittler von 113 hatten das
Wahlabkommen gehalten, 100 waren verräteriſch ausgeriſſen
und 10 hatten ſogar offenen Verrat geübt und für den konſer-
vativen „Gegner“ geſtimmt. So ſieht freiſinnige Partei-
diſziplin aus!

Anſtatt nun aber ob der gemeinen Verräterei ſtille zu ſein,
ſetzten ſich die Herrſchaften aufs hohe Roß und warfen in ihrer
Preſſe der Sozialdemokratie vor, ſie ſei Schuld an der „Aus-
lieferung des Kreiſes an die Reaktion“, weil ſie nicht die Kan-
didatur Elm zurückgezogen habe. Die Sozialdemo-
kratie hätte gewußt, daß fortſchrittliche Herren nicht offen für
einen Sozialdemokraten ſtimmen könnten. Das ſetzt der frei-
ſinnigen Anmaßung in der Tat die Krone auf. Es beweiſt,
daß die Herren bei Abſchluß des Wahlbündniſſes wußten,
daß ihre Leute Verräterei treiben würden, trotz dem gingen
ſie die gegenteilige Verpflichtung ein! Sie prellten ganz plan-
mäßig und bewußt die biederen Sozialdemokraten. Unſer
Kieler Parteiblatt ſtellt überdies feſt, daß ſogar hinter dem
Rücken der Sozialdemokratie ſofort beſchloſſen wurde, das
Abkommen nicht zu halten. Die Schleswig-holſteiniſche Volks
zeitung ſagt darüber:

Welche politiſche Partei, die noch etwas auf ihre politiſche
Ehre hält, hätte ohne weiteres zugunſten der anderen Partei
die errungene Poſition aufgegeben? Und um der ſchönen
Augen der Freiſinnigen willen, die ſo falſch ſchillern wie die
einer Katze, hat man es erſt recht nicht nötig. Nun behaup-
tet die Elmshorner Zeitung, daß nur ein Geſpräch zwiſchen
einem ſozialdemokratiſchen und einem freiſinnigen Wahl-
mann von ihr bemerkt worden ſei, in dem von der bekann-
ten Abtretung von Wahlmännern für Fegter die Rede war.
Wir ſagten aber ſchon, daß bald ein dutzendmal das Ver-
langen an uns geſtellt, durch Umfall die Kandidatur
Fegter zu unterſtützen. Und niemand anders als Herr
Carſtens (der frühere mit konſervativer Hilfe gewählte
Reichstagsabgeordnete des Wahlkreiſes) ſelbſt war es, der
uns dieſe Zumutung ſtellte. Und dann wurde die von uns
erwähnte Vereinbarung getroffen, wonach die freiſinnigen
Wahlmänner in der Stichwahl verpflichtet waren, für
unſern Genoſſen zu ſtimmen. Dieſe Pflicht haben ſie nicht
nur nicht erfüllt, ſondern man hat im Gegenteil hinter
dem Rücken der Sozialdemokratie beſchloſſen, bei einer
Stichwahl zwiſchen von Elm und Graf Moltke ſich der
Stimme zu enthalten. Das iſt eine ſolche politiſche
Verkommenheit, wie man ſie nur bei allen politiſchen Ehr-
gefühls baren Parteien finden kann.

Es iſt erfreulich, daß man immer wieder an Muſter-
beiſpielen die wahre Natur des Freiſinns offen enthüllt ſieht.
Wann aber endlich der Zeitpunkt kommen wird, wo die Sozial
demokratie auch die Konſequenzen aus ſolchen fortgeſetz-
ten Betrügereien ziehen und mit den Fortſchrittlern keine
Stichwahlbündniſſe mehr abſchließen wird das iſt bei der
unbegrenzten Langmut. der Sozialdemokratie ſchwer zu ſagen,

Politiſche Ueberficht.
Halle (Saale), den 20. Juni 1913.

Gegen die Militärdiktatur.
Reichstagsbrief. C. B. Die Unterordnung der mili-

täriſchen Organiſation unter die bürgerliche Ordnung iſt einer
der wichtigſten Grundfätze moderner Staatsauffaſſung. Und
es iſt nur ein Beweis für. die politiſche Kraftloſigkeit des deut
ſchen Bürgertums, daß dieſe Forderung heute noch in Deutſch
land erhoben werden muß. Der beliebte Hinweis auf die
Kommandogewalt, den man in dieſen Tagen ſo oft hören
konnte, iſt nur eine Aeußerung der militäriſchen Arroganz, die
jede Beeinfluſſung des militäriſchen Organismus durch Geſetz
gebung und Parlament ablehnt. In der Donnerstagſitzung
des Reichstags wurden auf zwei wichtigen Gebieten die Ueber
griffe gekennzeichnet, die die militäriſche Gewalt in Deutſch



Jand in das ganze bürgerliche Leben vornimmt. Gegen dieſe
Uebergriffe, die in ihrer Geſamtheit eine wahre Militär-
diktatur darſtellen, wurden von ſozialdemokratiſcher Seite die
ſtärkſten Garantien verlangt. Wir wollen, daß in dem Geſetz
ſelbſt, das jetzt dem Reichstag vorliegt, und das dem Volke
neue ungeheure Opfer zumutet, dieſe Bürgſchaften geſchaffen
werden. Gegen die Anmaßung jenes terroriſtiſchen Regiments
ſind Reſolutionen ungenügende und abſolut harmloſe Mittel,
durch die ſich die Heeresverwaltung nicht im geringſten ge-
bunden fühlt. Jn dieſem Zuſammenhange mit formaliſtiſchen
Einwendungen zu kommen, gegen die techniſche Möglichkeit,
ſolche Beſtimmungen in das Geſetz aufzunehmen, wie es die
Fortſchrittler wiederholt getan haben. zeugt von einer ängſt-
lichen Beſcheidenheit, die niemals etwas erreichen kann. Der
Schutz des bürgerlichen Lebens vor den Ausſchreitungen der
Militärdiktatur iſt keine Frage juriſtiſcher Formalien, ſondern
politiſcher Willenskraft.

Die eine der Fragen, die behandelt wurden, war die der
Freiheit politiſcher und religiöſer Geſinnung für die Ange-
hörigen der Armee und der Freiheit ihrer außerdienſtlichen
Betätigung. Der ſozialdemokratiſche Antrag, der dieſe Gegen-
ſtände der militäriſchen Diſziplin entziehen wollte, wurde ab-
gelehnt, da ſich die Fortſchrittler aus ihren kleinlichen Be-
denken heraus nicht zu einer entſcheidenden geſetzlichen Aeuße-
rung entſchließen konnten. Genöſſe Heine begründete den
Antrag unter Hinweis auf eine Reihe wichtiger Einzelfälle,
die die Unduldſamkeit und Verfolgung darlegen, wie ſie in der
Armee herrſchen. Er trat mit aller Energie für die Wahrung
des heiligſten Gutes: der ſtaatsbürgerlichen und religiöſen
Ueberzeugung, ein, und er zeigte in einer überlegenen Unter-
ſuchung der heutigen Mißſtände die großen Gefahren auf, die
in der Teilung des Volkes in zwei Teile beruhen. Die Natio-
nalliberalen und die Konſervatiren lehnten durch die Herren
Dr. Quarck-Koburg und Kreth unſere Anſchauung ab.
Die gehäſſige und volksfeindliche Unduldſamkeit des Militaris-
mus iſt ihnen, wie ſie glauben, ein ſicherer Schutz vor ſozial-
demokratiſcher Agitation in der Kaſerne, und das genügte
ihnen und ihrem reaktionären Gewiſſen durchaus. Die Ge-
noſſfen Vogtherr und Giebel brachten entſcheidendes
Material bei, das die Jntoleranz der Heeresverwaltung kenn-
zeichnet.

Ueber die zweite Frage entſtand eine erregte und lange
Debatte. Die Budgetkommiſſion hat gegen den Unfug des
Militärboykotts eine Reſolution angenommen, die dem
Reichstage vorliegt, während wir die Aufnahme einer binden-
den Beſtimmung in das Geſetz verlangen. Genoſſe Dr. Frank
begründete unſeren Antrag mit einer überaus ſcharfen Kenn-
zeichnung des Boykottſkandals, der heute geübt wird, und der
ſich in geradezu unerhörten Einzelfällen äußert. Auch hier
machten die Fortſchrittler ihre techniſchen Einwendungen
geltend, die ſie durch die Herren Lieſching und Dr.
Mülle r-Meiningen vertreten ließen. Es wurde ihnen im
Verlauf der Diskuſſion von Frank nachgewieſen, daß die Frage,
um die es ſich hier handelt, allerdings im engſten Zuſammen-
hang mit dem ganzen Gegenſtand des Geſetzes ſteht, und die
morgige Abſtimmung wird den Beweis führen, daß dieſe Dar-
legungen nicht ohne Eindruck geblieben ſind. Der kraſſe Fall
des Boykotts der Straßburger Neuen Ztg. durch den ſchneidigen
General v. Deimling rief eine ſtürmiſche Debatte hervor, in
der der neugeadelte General v. Wandel die unbeſtreitbarſten
Tatſachen abzuleugnen verſuchte. Herr Dr. Müller-Meiningen
und unſere Genoſſen Frank und Peirotes erhoben gegen dieſe
maßloſe Willkür den ſchärfſten Einſpruch. Der Kriegs-
min iſt er, der ſich kaum mehr zu wehren vermochte gegen die
Laſt des umfaſſenden Beweismaterials, mußte wiederholt vom
Genoſſen Dr. Frank feſtſtellen laſſen, daß er in dieſen wie in
vielen anderen Fällen keine Rechtfertigung der diktatoriſchen
Maßnahmen zu finden vermag. Die Abſtimmung über unſeren
Antrag erfolgt Freitag.

Zum Schluß der Sitzung begründete Genoſſe Bernſtein
den ſozialdemokratiſchen Antrag, der die Beförderung nur von
der perſönlichen Tüchtigkeit abhängig machen will. Es war
unſerem Redner ein leichtes, auch hier erdrückendes Material
für die maßloſen Exzeſſe einer unerträglichen Militärdiktatur
beizubringen.

Die Konkurrenzklauſel- Vorlage geſcheitert?
Zwiſchen der erſten und der zweiten Kommiſſionsleſung be-

mühten ſich die bürgerlichen Parteien, mit der Regierung zu

einer gerade ger zu kommen. Die Kommiſſion war be-
reit, von dem Beſchluß der erſten Leſung in der Frage der
Gehaltsgrenze und der geheimen Konkurrenzklauſel abzugehen.
Namentlich die Gehaltsgrenze iſt in der Vorlage zu einer
Klippe geworden. Alle bürgerlichen Parteien machten das
Korehen auf einen Gehalt von 2000 Mk. für das Verbot der

onkurrenzklauſel davon abhängig, daß auch die Sozialdemo-
kraten dafür ſtimmen. Unſere Vertreter in der Kommiſſion
erklärten ſich hierzu ſchließlich bereit, ſofern u. a. die Ent
ſchädigung auf mindeſtens 50 Proz. geſetzlich bemeſſen würde.
Jn dieſem Punkte gab zwar die Regierung nach; ſie erklärte
aber in der Donnerstagſitzung, daß die angebotene Verbots-
grenze (beim Jahresgehalt von 1500 Mk.) das äußerſte Ent-
gegenkommen bedeute. Mit einer unweſentlichen Modifika
tion waren die Liberalen und die Zentrumsmitglieder nun-
mehr bereit, dieſe Bedingung der Regierung zu ſchlucken. Die
Mehrheit der Liberalen war ja von Anfang an gegen die
höhere Gehaltsgrenze von 3000 Mk., und das Zentrum hat be-
kanntlich ſchon in der erſten Kommiſſionsleſung 1500 Mark
als Verbotsgrenze beantragt. Nachdem die Sozialdemokraten
beantragt hatten, ſie würden dieſes Kompromiß nicht ſchließen,
erklärte das Zentrum, es werde ein Kompromiß ohne ſozial-
demokratiſche Beteiligung nicht annehmen. Aehnliche Aus-
laſſungen, aber weniger beſtimmt, fielen auch von den liberalen
Vertretern. Da ſich die Regierung hartnäckig weigert, auch
nur den Mindeſtforderungen, die der Reichstag einmütig auf-
ſtellte, das erforderliche Entgegenkommen zu zeigen, iſt damit
die Ausſicht für die Geſetzesvorlage nicht allzu günſtig. Die
Verantwortung für das Nicht zuſtandekommen eines in etwas
befriedigenden Fortſchrittes für die Handlungsgehilfen tragen
die bürgerlichen Parteien. Von ihrer Haltung hängt es ab,
ob nicht doch noch die 2000-Mark-Grenze von der Regierung
angenommen wird. Die Kommiſſion nimmt in der nächſten
Woche in zweiter Leſung die Einzelberatung auf.

Die Reichstagserſatzwahl in Waldeck.
Naumann wieder Abgeordneter, das iſt das Er-

gebnis der geſtrigen Stichwahl. Aus Pyrmont wird ge-
meldet: Bei der Reichstagsſtichwahl für den Wahlkreis Waldeck-
Pyrmont erhielten Amtsgerichtsrat Vietmeyer (Wirtſch.
Verg. 6327 und Friedrich Naumann (Fortſchr. Volksp.) 6593
Stimmen. Naumann iſt ſomit gewählt. Seine Wahl iſt frei-
lich knapp genug erfolgt. Bei der Hauptwahl hatten erhalten:
Vietmeyer 5648, Naumann 4947, Weddig (Soz.) 1016 Stimmen.
Die Sozialdemokratie trat in der Stichwahl mit aller Kraft für
Naumann ein, um den Antiſemiten, die bisher den Kreis be-
ſaßen, das Mandat zu entreißen. Unſere Wähler haben auch
reſtlos der Parole gefolgt. Die Stichwahl erregte aber ſo ge-
waltiges Jntereſſe, daß gegenüber der Hauptwahl 2300 Wähler
mehr ihr Wahlrecht ausübten, von denen auch der Antiſemit
noch 700 neue Stimmen erhielt. Die Fortſchrittler arbeiteten
mit gewaltigen Kräften und Mitteln, um Naumann wieder zu
einem Mandat zu verhelfen. Dieſer idealiſtiſche Schwärmer iſt
der Leitung der Fortſchrittler freilich kein allzu ſehr villkom-
mener Parteigenoſſe, weil er viel zu ſehr politiſcher Jndi-
vidualiſt und Eigenbrödler iſt. Aber den ſogenannten Zauber
ſeines Namens und die Zugkraft Naumanns als Redner und
wortgewandten Verteidiger alles ſogenannten fortſchrittlichen
„Linksliberalismus“ den kann man ſehr gut brauchen. Jm
Parlamente enttäuſchte Naumann bisher bekanntlich ganz ent-
ſetzlich; er ſpielte nur eine untergeordnete Rolle und ſchwieg bei
ſo vielen Gelegenheiten, wo ſeine heftigen Verehrer große Frei-
heitsreden von ihm erwarteten. Da die offizielle Fraktions-
polit:t der Fortſchrittler aber die Aufrechter haltung
der Macht der beſitzenden Klaſſen betreiben muß,
ſo wird das auch in Zukunft ſo bleiben. Draußen im Lande
freilich macht der große Naumann die großen Freiheitsworte,
im Parlamente macht die kleine Fraktion die kleinen „Fort-
ſchritts“-Taten. Ja, ja, der deutſche Liberalismus.

Die Welfenfrage.
Nach der Verheiratung der Tochter Wilhelms II. mit dem

Sohn des Herzogs von Cumberland wurde angensnmen, daß
nunmehr auch der ſeit dem Jahre 1866 Leſtehende Streit
zwiſchen dem preußiſchen Königshaus und den CTumberländern
beigelegt ſei. Die Kundgebungen der Welfenpartei deuteten
aber auf das Gegenteil hin. Nunmehr ſcheint doch ein Ausweg
gefunden zu ſein, auf dem die Streitigkeiten aus der Welt ge-
ſchafft werden ſollen, bei denen es ſich in erſter Linie um den
braunſchweigiſchen Thron handelt.

Die Welfenfrage entſtand bekanntlich dadurch, daß im Jahre
1866 der König Georg V. von Hannover, der Vater des jetzigen

Cumberländers, geſtürzt und das Königreich Hannover von
Preußen annektiert wurde. Jm Jahre 1884 ſtarb dann der
Herzog Wilhelm von Braunſchweig, ohne direkte Erben zu
hinterlaſſen. Da der Herzog von Cumberland nächſter Thron-
erbe war, reklamierte dieſer den braunſchweigiſchen Thronſitz.
Am 2. Juli 1885 beſchloß jedoch der Bundesrat, „die Ueber
zeugung der verbündeten Regierungen dahin auszuſprechen,
daß eine Regierung des Herzogs von Cumberland in Braun
ſchweig mit den Grundprinzipien der Bündnisverträge und der
Reichsverfaſſung nicht vereinbar ſei, da der Herzog ſich in
einem, dem reichsverfaſſungsgemäß gewährleiſteten Frieden
unter Bundesmitgliedern widerſtreitenden Verhältniſſe zu dem
Bundesſtaate Preußen befinde, und im Hinblick auf die von
ihm geltend gemachten Anſprüche auf Gebietsteile dieſes
Bundesſtaats“. Am 21. Oktober 1885 wählte die ſogenannte
braunſchweigiſche Landesverſammlung dann einſtimmig den
Prinzen Albrecht von Preußen zum Regenten. Auf vieder-
holtes Reklamieren und Proteſtieren des Herzogs von Cumber-
land wiederholte der Bundesrat am 28. Februar 1907 ſeinen
Beſchluß vom 2. Juli 1885.

Nun hatte die Regierung behaupten laſſen, der neue Hohen-
zollerſche Schwiegerſohn habe feierlich auf die Anſprüche auf
Hannover verzichtet. Da das die Welfen bezweifeln, druckt jetzt
die Norddeutſche Allgemeine das Schreiben des jungen Cumber-
länders an den Reichskanzler ab. Es heißt darin:

Der Uebernahme der Regierung in Braunſchweig durch ein
Mitglied unſeres Hauſes ſtanden bisher die Beſchlüſſe des
Bundesrats entgegen. Die bekannten, meine Perſon be-
treffenden jüngſten Ereigniſſe, inſonderheit meine Verlobung
mit Jhrer Königlichen Hoheit der Prinzeſſin Viktoria Luiſe
von Preußen, haben die den Beſchlüſſen des Bundesrats zu-
grunde liegende Sach- und Rechtslage geändert. Mit Zu-
ſtimmung meines Herrn Vaters habe ich meine Anſtellung
als Offizier im königlich preußiſchen Heere nachgeſucht und
Seiner Majeſtät dem Kaiſer und Könige Treue und Gehor-
ſam eidlich gelobt. Daxin liegt das Verſprechen, daß ich
nichts tun und nichts unterſtützen werde, was darauf ge-
richtet iſt, den derzeitigen Beſitzſtand Preußens zu verändern.
Dieſe Sach- und Rechtslage wird in Verbindung mit dem
Verzicht meines Herrn Vaters auf den braunſchweigiſchen
Thron nach meiner Ueberzeugung die Aufhebung der früheren
Beſchlüſſe des Bundesrats rechtfertigen.

Das Schreiben beſagt alſo nur, daß die (angeblichen)
Rechte auf Braunſchweig an den jungen Herrn übergegangen
ſeien, der nichts tun werde, um Hannover wieder zu „erobern“.
Aber daß er ausdrücklich auf Hannover Verzicht geleiſtet
habe, wie die Regierung behauptete, ſteht nicht in dem
Schreiben. Nur er, der Cumberländer, will nichts zur Wieder-
gewinnung Hannovers tun. Wenn aber die „Welfenpartei“ das
mache, dann Jm übrigen haben dieſe Worte und Briefe
für die Praxis nichts zu bedeuten. Das geraubte Hannover
läßt der preußiſche Adler nicht aus den Klauen. Die „Welfen-
partei“ ſollte endlich einmal ſchlafen gehen.

Deutſches Reich.
Der Wehrbeitrag. Ueber die endgültige Geſtaltung des

Wehrbeitrages finden im Reichsamt noch fortdauernd vertrau-
liche Beſprechungen ſtatt, zu denen nunmehr auch die Regie-
rung Stellung genommen hat. Wie die Scherlpreſſe hört, hat
ſie folgende Forderungen aufgeſtellt: 1. Hinaufſetzung der
Höchſtgrenze der Einkommenbeſteuerung auf 10000 Mk.
2. keine Kapitaliſierung des Einkommens durch die beſchloſſene
Multiplikation; 3. Ermäßigung des Höchſtſatzes der Steuer auf
1 Proz., allenfalls auf 1 Proz. 4. bei den Strafen Beſeiti-
gung der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte, über-
haupt eine Milderung der Strafen.

Aus der Wahlprüfungskommiſſion des Reiche ges. Die
Wahl des konſervativen Abgeordneten v. Bolko im Wahl-
kreiſe Sagan,Sprottau wurde beanſtandet. Der Proteſt be-
hauptet, daß die Wahlarbeit für den konſervativen Kandidaten
im Bureau des Kreisausſchuſſes gemacht wurde, wodurch dieſer
Kandidatur ein amtlicher Charakter gegeben worden iſt. Die
Kommiſſion ſtimmte in ihrer Mehrheit dieſer Auffaſſung zu
und beſchloß Beweiserhebung. Für gültig erklärt wurden
die Wahlen der Abgg. Dr. Werner ((Antiſ.), Herzog
(Antiſ.) und Bruckhoff (Fortſchr. Volksp.).

Der „Kulturſkandal von Breslau“. Ueber das Verbot der
weiteren Aufführungen des Hauptmannſchen Jahrhundertfeſt-
ſpiels in Breslau hat auch geſtern die dortige Stadverordneten-
verſammlung debattiert. Der Oberbürgermeiſter erklärte, nach

Der Eindringling. et
Roman von Blasco Jbanez.

Jns Deutſche übertragen von Julio Brouta.

Pepita ſchien ihn nicht recht zu verſtehen und ſprach wieder
von ihrer Mutter. Sie hatte jene Frage an ihn geſtellt, weil
Dona Chriſtine, welche übrigens fehr ſelten von Fernando
ſprach, da ſie in ihm bloß einen Angeſtellten ſah, einſt von ihm
geſagt hatte er ſei vom gleichen Schlag wie Areſti.

Wenn Du wüßteſt, wie weh mir der Gedanke getan! Jch
wollte Dir nichts davon in meinen Briefen ſagen, aber ich ver-
ſprach mir, es dir bei unſerer erſten Unterredung zu ſagen.
Jetzt bin ich beruhigt. Jch hatte es mir wohl gleich gedacht.
Das war nicht möglich. Fernando iſt ein guter Junge etwas
überſpannt allerdings, etwas romantiſch, wie alle, die nicht
baskiſch ſind; aber es iſt nicht denkbar, daß er mit dem alten
Sünder von meinem Ontel zu vergleichen ſei.

Und indem ſie ſich beinahe in ſüßer Hingabe an ihn ſchmiegte,
ſagte ſie mit leiſer, einſchmeichelnder Stimme:

Da Du nun an Gott glaubſt, weshalb gehſt Du nicht wie die
jungen Leute von Bilbao zu den Patres beichten? Weshalb
ſehe ich Dich nie in der Reſidenz der guten Jeſuiten

Sanabre zuckte die Achſeln und wußte keine Antwort zu
finden, während Pepita weiter ſprach. Er hörte wahrſcheinlich
jeden Sonntag Meſſe in der den Hochofen nächſten Kirche, nicht
wahr? Und in ihren Augen las man die bejfjahende Ant-
wort, als ob es für ſie gänzlich ausgeſchloſſen wäre, daß er etwa
überhaupt keiner r beiwohnte Eine große Störung
war es aber doch am Ende nicht für ihn, bis zur Reſidenzkirche
zu gehen. Gott war überall, aber ſie glaubte, ohne beſondere
Gründe dafür angeben zu können, daß er in jenem ſo hübſchen
und behaglichen Tempel näher war. Außerdem war dort die
Religion diſtinguierter; es verkehrten in dieſer Kirche nur vor-
nehme Leute.

Ich habe ſo viel zu tun, ſagte der Jngenieur abermals aus-
weichend. Jch bin ein Mann der Pflicht. Auch die Arbeit iſt
eine Religion.

Das Mädchen fuhr fort zu ſprechen, indem jetzt der Egois-
mus der Liebe ihr neue Argumente lieferte. Er werde nichts
dadurch verlieren, daß er nähere Bekanntſchaft mit den Patres
mache und ſich ihnen ſympathiſch zu machen ſuche. Es waren
herzensgute Leute, die ſich für andere intereſſierten und zu
ihrem Glücke beizutragen wußten. Für ſie gab es keine Hinder-
niſſe, ihre Klugheit wußte alles zu ebnen. Man konnte ihnen
mit geſchloſſenen Augen folgen. Wenn die guten Jefuiten
ihnen helfen wollten, ja, dann wäre das Spiel gewonnen!

Fernandito, ſagte ſie mit koſender Stimme, gelt, Du gehſt
hin? Jch bin überzeugt. Mama würde Dir gewogener ſein.

d ein ter Dich lobend erwähnen ſollte. Und icherginer ch!wenn i
wäre ſo N.

Er ſchwankte hoffend vor dem krummen Wege, den ihm ſeine
Geliebte zeigte. Er empfand die Feigheit der Liebe und ver-
ſchloß die Augen. Er, der der größten Opfer fähig war, um
das geliebte Mädchen zu erobern, weshalb ſollte er Skrubel
haben davor, zu dem Mittel zu greifen, das vielleicht das ein
zige richtige war?

Jch liebe Dich! rief er begeiſtert. Es gibt nichts, was mich
aufhalten könnte, zu Dir zu gelangen. Jch werde die Patres
aufſuchen, ich werde in die Reſidenz gehen und mich als Mit-
glied des Jünglingsvereins einſchreiben laſſen ich werde alles
tug, was Du nur wünſcheſt. Wenn aber nach all dem Deine
Eltern mich abweiſen? Wenn Deine Mutter Dich mit einem
andern verheiraten will?

Sanabre ſchnitt jetzt endlich die große Frage an, die ihn am
meiſten quälte und wegen der er hauptſächlich dieſe Zuſammen-
tunft herbeigeſehnt hatte.

Pepita ſenkte unſchlüſſig und nachdenklich den Blick. Sie
wagte es nicht, ihm in die Augen zu ſehen, als fürchtete ſie,
daß dieſer ihre Gedanken erriete.

Sag, mein Herz, drang er in ſie, und wenn ſie ſich unſerer
Liebe widerſetzen, wenn ſie uns trennen, was wirſt Du tun

Das Mädchen wich der Antwort aus und ſagte zärtlich:
Jch liebe Dich ungeheuer, Fernando, Du kannſt mir's

glauben.
Jch weiß es und möchte vor Freude vergehen, wenn ich Dich

höre. Aber laß uns im Ernſte ſprechen, laſſen wir das Roman-
tiſche, wie Du ſagſt. beiſeite. Jch bin arm. und Du biſt unge-
mein reich. Wärſt Du imſtande, Dein in Ueberfluß und Pruntk
ſchwelgendes Daſein zu vertauſchen gegen ein beſcheidenes
Familienleben im Heime eines arbeitſamen Mannes, der Dich
ſehr, der Dich unglaublich lieben würde?

Pepita ſchien ſich nicht aufzuregen bei dem Gedanken an den
Lebenswechſel, der ihr vorgeſchlagen wurde: ſie war nicht bange
vor den beſcheidenen Verhältniſſen, die der Jngenieur ihr in
Ausſicht ſtellte.

Du wirſt Dich emporarbeiten, Fernando, des bin ich ſicher.
Und ſie ſagte es in dem glücklichen Selbſtgefühl, daß das

Elend nicht an ſie herankommen konnte, als ob dieſes Leuten
einer anderen Raſſe vorbehalten wäre. Sie hielt es nicht ein-
mal für der Mühe wert, davon zu ſprechen.

Und wenn Deine Eltern Dir befehlen, mich zu vergeſſen?
Und wenn ſie uns trennen? Wirſt Du es vermögen, Dich
ihrem Willen zu widerſetzen? Wirſt Du ihnen ungehorſam
ſein, um mein Weib zu werden?

Die Augen Pepitas öffneten ſich mit dem Ausdruck des höch-
ſten Erſtaunens, als hörte ſie etwas Unerhörtes; als ob ſich
vor ihr eine unvorhergeſehene, undentbare Gefahr aufrichte,
etwas Ungeheures, das alle Grenzen des Menſchlichen über-
ſchritte.

Ich liebe Dich, Fernando, und werde Dich nie vergeſſen.
Weiter ſagte ſie nichts. Der verliebte Jngenieur ſetzte ihr

mit Fragen zu. Er wollte ihre Entſchloſſenheit gegenüber

künftigen Gefahren kennen, die Kraft ihres Willens abſchätzen,
die Größe ihrer Liebe abmeſſen. Sie aber wich hartnäckig allen
Antworten aus und wiederholte nur: „Jch liebe Dich, Fer-
nando!“ Wozu von künftigen Dingen reden. Sie würden
ſchon daran denken, was zu tun wäre, wenn der Augenblick ge
kommen ſei.

Sie verharrten in peinlichem Schweigen. Sie ſchien beleidigt
dadurch. daß er ſie zu gewalttätigen Entſchlüſſen bewegen
wollte; er dachte von neuem an den Doktor, an jene Gitarre,
die jener Spottvogel Areſti erwähnt, als er ihm die Heftigkeit
ſeiner Liebe beſchrieb. Er und ſie gehörten tatſächlich zwei
verſchiedenen Raſſen an, und ihr Fühlen war durchaus un-
ähnlich. Der Jngenieur ahnte, daß ſeine Lage etwas lächerlich
war, als ob die ironiſchen Phantaſien des Doktors zur Wirk-
lichkeit geworden und er jetzt dabei ertappt worden wäre, vor
den Fenſtern der Villa ein Ständchen zu geben.
Das verliebte Paar ging noch lange im Garten herum
ſpazieren. Sie machten häufig Halt, um eine ſeltene Blume
;zu betrachten, oder verfolgten mit kindlicher Neugierde die
hüpfenden Sprünge der Vögel auf den Kieswegen. Nachdem
ihre Leidenſchaft etwas abgekühlt, ſchenkten ſie ihrer Umgebung
größere Aufmerkſamkeit und bemerkten nun die vielen Schön-
heiten des Gartens, als ob dieſe bis dahin von Woltken verhüllt
geweſen wären.
Sanabre wünſchte ſich zu empfehlen. Der Abend brach her

ein, und Dona Chriſtine konnte jeden Augenblick erſcheinen
Zugleich aber dachte er an die quälenden Stunden, die ſeiner
da unten auf den Hochöfenwerken harrten, wenn er mit der
ganzen Laſt ſeiner Enttäuſchung davonging.

Sage mir wenigſtens, daß Du mich ſtets lieben wirſt, ſagte
er, indem er eine Hand Pepitas ergriff, als habe er den Pro-
teſt von vorher vergeſſen. Sage mir, daß, es komme, was wolle
Du mich nicht vergeſſen wirſt.

Gewiß liebe ich Dich und werde Dich nie vergeſſen können.
Und ſie überließ ihm ihre Hand ohne Widerſtand, wie man

einem weinenden Kinde einen koſtbaren Gegenſtand überläßt,
um es zu tröſten. Der Jngenieur wollte vergeſſen und lieb
koſte entzückt jene Hand, die trotz ihrer Zartheit an die mäch-
tige Tatze Sanchez Moruetas erinnerte.

Das Dazwiſchenkommen der Amme unterbrach ſeinen
Liebesrauſch. Der Pförtner hatte ſoeben das Gittertor ge
öffnet, und der Motorwagen des Hauſes fuhr langſam herein
über die Hauptallee des Gartens.

Die jungen Leute, gefolgt von der Amme. liefen auf den
Wagen zu, um Doa Chriſtine entgegenzugehen.
Als dieſe vom Wagen abſtieg und Pepita in Geſellſchaft des
Jngenieurs ſah, warf ſie einen ſtrengen Blick auf die Amme
Dieſe aber antwortete ihr mit dem anmaßenden Blick einer
alten Dienerin, die keinerlei Vorwürfe zugibt. Der junge
Herr war auf Beſuch gekommen und war einige Augenblicke
unter ihrer Aufſicht mit Pepita durch den Garten ſpazieren ge

4 gangen. Was war Böſes daran?
Fortſetzung folgt.



tung eines

gericht abgelehnt haben,
reich-Ungarn.,

gerichts „ſchädigen“.

hatte, mit 19 gegen 13

dem der Kampf gegen das Feſtſpiel auch „bis zum Kronprinzenhinauf“ fortgeführt wordenſei, habe man das Verbot erlaſſen

müſſen, dem auch der Dichter zugeſtimmt habe. (Das wird
von Hauptmanns Rechtsvertreter freilich beſtritten.) Die So-
e r proteſtierten gegen dies unterwürfige Zukreuze

riechen, doch durch Debatteſchluß erklärte man die Angelegen
heit für erledigt. Für die „Kulturzuſtände“ PreußenDeutſch-
lands iſt der ganze Breslauer Fall freilich ſehr bezeichnend.

Sogar die berüchtigt nationalen Hamburger Nachrichten
ſagen: „Jm Jubiläumsjahr der großen Volkserhebung des
Jahres 1813, da das preußiſche Volk ſich ſelber mündig ſprach,

wirkt eine derartige re Selbſtentmündigung, um
nicht zu ſagen Selbſtentmannung, doppelt eigentümlich. Man
kann kaum den Gedanken unterdrücken: Was wäre geſchehen,
wenn im Jahre 1813 ſolche Männer in Breslau gelebt hätten,
wenn ein ſolcher Geiſt damals die ſchleſiſchen Untertanen
Friedrich Wilhelms III. beſeelt hätte

Die heutigen führenden Breslauer Untertanen ſind bekannt-
lich fortſchrittlich-liberal.

Zentrumspatriotismus auf Kündigung. Jn Coesfeld i. W.
wurden einige Jeſuitenpater angeblich ausgewieſen, weil ſie
eine nicht erlaubte „Miſſion“ abhalten wollten. Sie reiſten
Montag früh ab. Als die Abreiſe allgemein bekannt war,
wurden ſo meldet die Köln. Ztg. faſt allenthalben Fahnen,
die wegen des Kaiſerjubiläums aushingen, wie auf Verab-
redung eingezogen. Von dem feſtlichen Umzuge, der den Glanz-punkt der Jubiläumsfeier bilden ſollte, blieben die fatholiſchen
Vereine fern. Auch die ührigen Vereine konnten durchweg nur
wenige Getreue um ihre Banner ſcharen.

England.
Der Marconiſkandal vor dem Unterhauſe. Die Diskuſſion

über die Marconiaffäre wurde am Donnerstag vom Unterhauſe
wieder aufgenommen. Miniſterpräſident Asquith erklärte,
die Regierung h. die Reſolution der Oppoſition nicht an-
nehmen, wenn ſie in der Weiſe vorgebracht würde, als ſei ſie
ein Urteil des Hauſes in der Marconi-Unterſuchung. Die
Unterſuchung ſei auf Grund von Gerüchten eingeleitet worden,
in welchen die denkbar ſchwerſten Angriffe auf Miniſter gemacht
wurden. Dieſe Behauptungen hätten ſich nachher als unrich-
tig erwieſen, und das Haus ſollte erklären, daß nach ſeiner ein-
ſtimmigen Meinung die Miniſter in der ſchlimmſten Weiſe ver-
leumdet worden ſeien. Gegen die Geſetze der Ehrenhaftigkeit
und der öffentlichen Pflicht ſei nicht verſtoßen worden. Die
perſönliche und die öffentliche Ehre der Miniſter ſei vollſtändig
unverletzt geblieben. Die Miniſter hätten das volle Vertrauen
ihrer Kollegen und ihrer politiſchen Freunde behalten. (?7)
Von dem Liberalen Rylan Adkins wurde eine von der
Regierung „gebilligte“ Reſolution eingebracht, in der erklärt
wird, daß das Haus die Ausdrücke des Bedauerns Sir Rufus
Jſaacs und Lloyd Georges darüber annehme, daß ſie Geſchäfte
in Marconi- Aktien gemacht und dies in der Debatte im letzten
Oktober nicht erwähnt hätten. Die Reſolution ſpricht die
Miniſter davyn frei, anders als bong ficlle (im guten Glauben)
gehandelt zu haben, und mißbilligt die den Miniſtern gemachten
Vorwürfe der Beſtechlichkeit, die als gänzlich falſch erwieſen
worden ſeien. (?7) Die Reſolution wurde ſchließlich mit 346
gegen 268 Stimmen unter dem Beifall der Miniſteriellen an-
genommen.

Frankreich.
Die Errichtung eines internationalen Schiedsgerichts

d franzöſiſchen Kammer inderte in der
Sozialiſt Fournier. Der

for
einem Antrage der

Miniſter des Auswärtigen
Pichon bezeichnete Fourniers Vorſchläge als „Utopien“.
Frankreich würde keine Ausſicht haben, die Schaffung eines

erreichen. Es ſei Frankreich
geglückt, auf der Haager Konferenz die Errich-

obligatoriſchen Schiedsgerichts für ſolche Fälle zu
erreichen, bei denen die Ehre der Nationen nicht auf dem Spiel
ſtehe. Unter den neun Staaten, die das obligatoriſche Schieds-

hätten ſich Deutſchland, OeſterJtalien und die Türkei befunden Wenn man zu

ſchnell vorgehen wollte, würde man die Sache des Schieds-
Die für den Antrag Fournier beantragte

Dringlichkeit, die Pichon bekämpft hatte, wurde ſodann mit 419
gegen 142 Stimmen abgelehnt.

internationg
nicht einmal

len Parlaments zu

Die Wahl,„reform“ des Senats verworfen. Die Kommiſſion
der Kammer für das allgemeine Wahlrecht ſtimmte. nachdem
ſie den Miniſterpräſidenten Barthon und den Miniſter des
Jnnern Klotz über die Anſchauungen der Regierung gehört

Stimmen ſür den Antrag Jaurès,
der den vom Senat genehmigten Wahlreformvorſchlag ver
wirft. Die Kommiſſion faßte ſodann mit 18 gegen 13
Stimmen den Beſchluß, den Tert der Kammer wieder aufzu-
nehmen, den gleichen Berichterſtatter zu ernennen und zu ver-

iangen, daß die Kammer noch vor den Ferien ihre Entſchei-
rung trefſe.

Balkanſtaaten.
Die bulgariſch-ſerbiſche Spannung hat nach einer Erklarung

der ſerbiſchen Regierung eine weitere Verſchärfung erfahren,
und die Entſcheidung: ob Krieg oder Verſtändigung, dürfte in

den nächſten Tagen fallen. Die Schuld für die Zuſpitzung der
Dinge verſucht eine Regierung auf die andere abzuwälzen. Jn
Belgrad behauptet man, die Gefahr einer kriegeriſchen Ver-
wicklung ſei durch die Haltung Bulgariens ſehr nahe gerückt.
Serbien müſſe aber auf ſeinem Standpunkte, nämlich der Revi-
ſion des Vertrages mit Bulgarien, beſtehen, ſelbſt auf die Ge-
fahr eines Krieges. Die Tribuna erklärt, die ſerbiſche Regie-
rung ſei entſchloſſen, ob nun auf friedlichem oder auf blutigem
Wege, jedenfalls aber nur eine den ſerbiſchen Jntereſſen ent-
ſprechende Löſung anzunehmen.

Die bulgariſche Regierung richtet an die ſerbiſche den
brüderlichen Appell“, die Beſtimmungen des Vertrages ehr-

fürchtig aufrechtzuerhalten und einzuwilligen in den Verzicht
auf ſein Reviſionsbegehren, indem es ſich hinſichtlich der
Teilung der ſtrittigen Zone auf die „Entſcheidung des oberſten
Schiedsrichters“ verläßt, die in kürzeſter Friſt erfolgen ſoll.

Von dem Schiedsrichteramt des Zaren will man indeſſen
weder in Bulgarien noch in Serbien viel wiſſen. Die ruſſiſche
Regierung hofft aber trotz der Einſchränkungen, von
Bulgarien die Miniſterpräſidentenkonferenz abhängig
macht, dennoch eine Verſtändigung von ihr.

Bulgariſch-ſerbiſche Gefechte in Mazedonien.
Wien, 19. Juni. Die Südſlawiſche Korreſpondenz meldet

aus Sofia: Extrablätter melden den Beginn ernſter Treffen
in Mazedonien. Ausgaben der Wetſcherna Poſta beſagen, daß
bulgariſche Freiſchärler die Serben an mehreren Punkten an-
gegriffen haben. Von den amtlichen Stellen werden keine Aus-
künfte erteilt.

denen

Die Verſchwörer von Konſtantinopel vor dem Kriegsgericht.
Vor dem Kriegsgericht in Konſtantinopel begann am Donners-
tag die Verhandlung des Prozeſſes gegen die Mörder des Groß-
weſirs Mahmud Schefket Paſcha. Von den Angeklagten ſind
22 anweſend. Gegen 14 weitere wird das Urteil in contu-
macinm gefällt werden.

Kleine Auslandsnachrichten. Die Wahl,reform“ in
Belgien. Die von der Regierung zur „Prüfung des Wahl-
rechtsmodus“ für die Kommunen und die Provinzen einbe-
rufene Kommiſſion iſt zuſammengetreten. Der Proteſt
gegen das Marokkoabenteuer der ſpaniſchen
Regier, ung nimmt in Barcelona immer größeren Um-
fang und heftigere Form an. Die zur Herſtellung der Ord-
nung“ in den Straßen aufgebotene Gendarmerie und Polizei
wurde mit Revolverſchüſſen empfangen. Zahlreiche Ver-
haft ungen wurden vorgenommen. Die Bildung des
neuen däniſchen Miniſteriums hat jetzt der Folke-
thingsabgeordnete Zahle übernommen.

Aus der Partei.
Der „Vorwärts“.

Jn der Verſammlung des Verbandes der ſozialdemokratiſchen
Wahlvereine Berlins, die am letzten Sonntag ſtattfand, führte
Genoſſe Reichstagsabgeordneter Stadthagen folgendes
aus:

Jch halte es nicht für einen Zufall, daß die beiden Ge-noſſen, die als beſonders radikal gelten, Roſa Luxcmburg

und Mehring, nicht
gehören.

mehr zu den Mitarbeitern des Vorwärts
Jch bin der Anſicht, daß durch Einflüſſe, denen ein

Teil der Redaktion nachgibt, die Selbſtändigkeit des Vor-
wärts eingeſchränkt wird. Maßnahmen, die wohl im Ein-
verſtändnis mit Mitgliedern des Parteivorſtandes und dem
Vorſitzenden der Preßkommiſſion, ohne Zuſtimmung der
Redaktion, getroffen werden, laſſen eine Tendenz nach rechts
erkennen, ſo daß denen, die der Meinung ſind, der Vorwärts
muß ſo wie früher redigiert werden, die Mitarbeit nach und
nach verekelt wird. Hier muß rückſichtslos bei der Unter-
ſuchung vorgegangen werden.

Die Bremer Bürgerzeitung bemerkt dazu: Dieſe Aus-
führungen des Genoſſen Stadthagen ſind um ſo auffallender,

als er ſelbſt Redakteur am Vorwärts iſt und ſomit über die
Redaktionsverhältniſſe vollkommen orientiert iſt. Die Ver-
ſammlung beſchloß, ſich mit der Haltung des Vorwärts be-
ſonders zu befaſſen. Die ganze Partei wird in dem Wunſche
einig ſein, daß dies möglichſt gründlich geſchehen möge. Ganz
abgeſehen von der Richtung, die der Vorwärts in den letzten
Jahren eingeſchlagen hat, bedarf die Art, wie er als Zentral-
organ die Genoſſen über Parteiangelegenheiten informiert,
doch einer gründlichen Reviſion. Wir haben vor etwa Jahres
friſt ſchon den Finger in dieſe wunde Stelle des Zentral-
organs gelegt und wollen heute nur noch hinzufügen, daß die
Redaktion des Vorwärts es fertig bringt, den Berliner Ar-
beitern zu verſchweigen, daß ſich ein erheblicher Teil der
Parteipreſſe momentan mit der hochwichtigen Frage der Ver-
ſchärfung der Aktion gegen die Militärvorlage beſchäftigt, daß
ſie es wagt, den Berliner Arbeitern offizielle Reſolutionen von
Parteiorganiſationen vorzuenthalten. Niemand nimmt es der
Vorwärts- Redaktion ſchließlich krumm, ſich zu ſolchen Kund-
gebungen der Parteiorganiſationen zu äußern, wie es ihr be-
liebt. Das von ihr geübte Verſchweigeſyſtem aber iſt eine Be-
vormundung der Berliner Arbeiter, die ſich weder dieſe, noch
die Geſamtpartei gefallen zu laſſen braucht.

Allerlei.
Eiſenbahnkataſtrophen.

Bei Jeniköf zwiſchen Drama und XFanthi ſtießen zwei
Eiſenbahnzüge zuſammen, von denen der eine mit bulgariſchen
Truppen beſetzt war. Fünf bulgariſche Offiziere und vierzig
Soldaten wurden getötet und viele verletzt.

Bei einem Eiſenbahnzuſammenſtoß bei Vallejo (Kali-
fornien) auf der Strecke der Nava Valley Transportation
Company ſind zehn Perſonen getötet, fünfunddreiftig verletzt
worden.

Ein großer Waldbrand
wütet bei Teiſten im Puſtertale. Durch die herrſchenden
Stürme hat er eine ungeheure Ausdehnung angenommen. Auf
der Brandſtätte arbeiten nebſt allen Feuerwehren der Um-
gebung auch Mikitärmannſchaften. Das Feuer iſt ſehr ſchwer
zu bekämpfen. Man glaubt, daß der Brand durch Unvorſichtig-
keit von Waldarbeitern entſtanden iſt.

Schweres Brandunglück.
Jn einem Hauſe der Kronfeldtſtraße in Jena ſetzte eine

Exploſion in wenigen Minuten das ganze Gebäude in
Flammen. Die zahlreichen Mieter wurden aus dem erſten
Schlaf geweckt und wollten ſich in Sicherheit bringen, fanden
aber jeden Ausweg durch die Flammen verſperrt. Jn den
Wohnungen ſpielten ſich Schrecken sſzenen ab. Männer,
Frauen und Kinder riſſen die Fenſter nach der Straße auf und
ſchrien um Hilfe. Da das Feuer immer weiter um ſich griff,
wurden zahlreiche Mieter von Verzweiflung gepackt und
ſtürzten ſich auf die Straße hinab, bevor die Feuer-
wehr angekommen war. Eine Frau erlitt bei dem Sprung auf
das Straßenpflaſter ſo ſchwere Kopfverletzungen, daß ſie
ſterbend ins HKrankenhaus gebracht werden mußte. Ein
Fräulein kam beim Sprung in die Tiefe mit einem elektriſchen
Leitungsdraht in Berührung und zog ſich ſchwere Verletzungen
zu. Die übrigen Perſonen, die aus dem Fenſter ſprangen oder
ſich zum Teil an Seilen herunterließen, kamen mit leichteren
Wunden davon. Als die Feuerwehrleute nach der Löſchung des
Brandes die Brandtrümmer durchſuchten, fanden ſie die bis
zur Unkenntlichkeitverkohlten Leichen des zwei-
und zwanzig Jahre alten Bahnarbeiters. Anton Simon aus
Rödichen bei Weißenfels und der drei Monate alten Tochter
der Familie Weinrich. Es beſtehen noch Zweifel über die Art,
den Ort und die Urſache der Exploſion. Von einerSeite wird behauptet, daß es ſich um eine Gas explofi on handle,

was von der Gasanſtalt aber beſtritten wird. Nach einer
anderen Verſion ſoll Zelluloid erplodiert ſein. Die
Unterſuchung iſt noch nicht abgeſchloſſen.

ar

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
und Vermiſchtes Karl Bock, für Lokales und Provinzielles
Wilhelm Koenen. Verleger und für die Anzeigen ver-
antwortlich Alfred Jähnig. Sämtlich in Halle. Druck der
Halleſchen Genoſſenſchafts-Vuchdruckerei (E. G. m. b. H.)
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Decken Sie JhrenDei geren Uhren i Gold waren
bei der als reell und billig bekannten Firma 122

her Max Bernhardt,ſtraße 164. aße 55.Sorgfältige und ſolide Reparatur-Werkſtatt für Uhren.

Ab Sonnabend den 21. Juni
bis Freitag den 28. Juni
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1 Satz Schüsseln, ötlg. 3GPf.

1 Randsohusesel mit zwei

Griffen 36 P.
36 Pf.

1Salzmeste, b. Zwbl. 36GPf.

6 Eierbecher, echt Porz..

mit Tablett 36 Pt.
1 Geleecdhose, echt Porz..

bunt dec. 36 Pf.
I gr. Waschbecken 36 Pf

I Waschkrug 36 Pf.
1 gr. Blumentopf 36 Pf.

2 Vorratstonnen

Porzellan Steinout
6 Tacsen, hunt dekorlert 36

6 Speiseteller, bt. dec. 3GPf-

10 Speiseteller 38

36 Pf.

2 D Kompotieren 36 Pf.

I grosse Salatiere

l grosser Kuchenteller
mit Schrift 36 P.

1Butterdose. bl.Zwbl.36 Pf.
1Melitta-Kafteetilter 36Pf.

1 Katffeekanne, echt

Porzellan 36 P.
1 Teekanne, eeht Porz.,

Rosenmuster 36 Pf.
1 Sauciere, vI. Zwl. 36Pf.

1 Bratenplatte, gross 36 Pf.

1 Nachttopfm. Spruch36 Pf.

winn. 38,Inhalt

11 Butterkühler a e

Haushaltwaren
J 2Nek. Kaffee u. Duckerhüchsen 36

2 Kaffee- u. Zuckerbüchsen
bunt dex. 36 Pf.

1 Cell. Toilettenpapier-

halter 36 Pf.
M 1 Spirituskocher 36 Pf.

12 Fliegenfänger 36 Pf.

1 Giesskanne, lack. 36 Pf.

I Briefkasten 36 P.
1 Rundschn.- Messer 36 Pf.

1 Reibeisen, gross 36 P
1 Blumengitter 36 Pf.

1 Semmelkast.bt. dek. 36 Pt.

36 P.l grosse Schere

I amerikanischer
Schneeschläger 36 P.

l grosser Kochtopf 36 Pf.

36 Pf.

1 Speiseglocke, Draht36 P.

36 Pf.
1 Messerkorb, gross 36 Pf.

l Burgleuchter

1 Fensterleder

1 Eieruhr, Holz 36 Pf.
1 Badematte Z6 Pf.

11 S Soie-Sobn-
1 Pak.Rieseckkerzen 36 Pf.

Garnltur 36

Man mit Leder- 36

riemen Pf.

1 Paket Glühstoff G
ichen
Brltannla Esslöffel 36

I Paar Solinger
Bestecke 36 Pf.

1 P. Nick.-Bestecke 36 Pf.

1 Brotmesser Z36 Pf.

1 Alum. -Kinderbech. 36 Pf.

1 Bouillo rieb 3G Pf.

36 PF1 Vorleger

1 Maj. Leuchter 36 Pf.

Jtädbwaren

1 Alpaka-Feslöftel 36 Pf.

2 Alpaka-Kaffoelöff. 36 Pf.

1 Untersetzer mit Nickel-

rand 36 Pf.
4 Alum.-Esslöffel 36 P.

3 Brit. Eierbecher 36 Pf.

I Taschenmesser

1 feiner Brotkorb 36 Pf.

36 Pf.

Clascaren
1 Llter-Einmachglas. 36

36 Pf.6 Cognacgläser
3 Goldrand-Becher

mit Kante 36 Pf.
2 Römer a. hoh. Fub 36 P.

1grob. Konfektteller 36 P.

I Wassertlasche mit
Glas 36 Pf.

l Butterdose, gemust. 36 Pf.

i Küseglocke, Weintr. 3GPf.

6 Gasteler. neue

Muster 36 Pf.
36 Pf.

36 Pf.

4 Bowlengläser
1 Spar- I ampe

1 Sturztlasche m. Glas 36GPk.

2 Weingläser, Spezial-

Kristall 36Pf.
1 Sportlikörglas mit
Goldrand Z6Pf.

5 Diana-Glasteller 36 Pf.

1 Wasserkrug, gross 36 Pf.

36 Pf.

I grosse Salatiere 36 Pf.
1 Fischglas
1 Fischuetz zus. 36 Pf.

e

3 Milchsatten

I Wuprp-Gasanzünder 36Pk.

l Glas-Aquarium. 36
Adler emenen lin

kompl. mit Bügel Pf.

1 Kinderkorb u veeen 30 r

Küchen Holzwaren
1 Wärchetrockner mit Stäten. 36

36 P.
1 Aermelbügelbrett,

überzogen 36 Pf.
l Handtuchhalter mit
Porzellanschilder 36 P

1 gr. Ausklopfer

1 Messerputzbank 36 Pr.

l Gurkenhobel 36 Pf.
1 Leinen-Wickler 36 P.

1 Küchenbrett, r1 Pleischklopfer 36 Pf.
6 Schock V Asche-

klammern 36 Pf.
12 Kleiderbügel 36 Pf.

l Eierschrank

1 Gewürz-Etagere 36 Pf.

1 Gewürzschrank 36 P.

I Blechzeugrahmen 36 Pf.

e 36I Wichskasten
1 Scheuerbürste

Auftraghbürste P.
36 Pf.

1 Bd. Frühstückbrett. 36Pt-

p

2 Stuhlsitze

4 rund. Schneidebrtt. 36GPf.

36 Pf.l Butterform

1 Pat.-Kleiderbügel 36 Pf.

mit bunter

Einlage Pf.
än. bundes

1 Riegel Haushalt Sparefe e

5 Lotfahscl hwämme 36 Pf.

36 Pf.

4 bt. gedr. Kerzen 36 Pf.

4 St. Mohbrenseife

l Dose Bohnerwachs 36 Pf.

6 Pak. Btzbiank 36 P.

36 Pf.
1 Fl. Meyers Putzer. 36 P.

36 t
1 Dtz. Damenbinden 36 Pf.

36 Pt.

1 FPlasche Sidol

2 Bärschwämme

8 Seifentücher

nd Vacharfe
3 Pak. Veileh -Seifenpulv er

mit Geschenken 36 Pf.

48t. Lilienmilehseife36 Pf.

36 Pf.
2 Roll. Jodler-Papierz6 Pf.

36 Pf.
36 Pf.

1 St. Elfenbeinseife 36 Pt

1 Bade- Mütze 36 Pf.

1 Frottiertuch 36 Pf.

5 St. Blumenseife

1 Poliertücher

41 Staubtücher

2 gr. D. Schuhereme 36 Pf.

36
1 Em.-Fssenträger, 14 cm
l Em.-Schüssel, soen

4 Em. Kinderbecher 36Pf.

1 Popkdeekelhalter 36 Pf.

1 Parebsehiag, 18 cm 36 Pf.

1Milchkrug2, Ltr. 36Pf.
1 Schüssel Aer 26em 36Pk.

e z,dDzsv,mmmmW//.

1 Kinderteller, bt. dk. 36G Pf.

1 Bratpfanne 36 Pf.

Ta e
1 NUchtopf mit Ausguss i r. 36
1 Em.-Kaffeekanne, 13 cm 3Esesteller, tief, 22em 36 Pf.

1 Waschständer Z6G Pf.

1 Schaffnerkrug 1 Lir.
36 Pf.

1 Terrine m. Deckel 36 Pf.

1 Bratenteller, oval 36 Pf.

1 Konsole m. Mass 36 Pf.

1 Pfanne, gepr., 24cem 36 P.

1 Kehrschaufel, lackiert,
1 Grudelöffel, zus. 36Pf.

1 Emaille-Nachttopf 36 Pf.

l Wasserkessel a m O

n. mont 36

1 Schrubber h uns
1 Kleiderbürste 36 Pf.

1 Wichshürste. gross 36 P.

1 Hutbürste 36 Pf.
36 Pf.1 Klosettbürste

IHandwaschgestellI r 36 Pf.
I Nudelroller

emg

36 Pf.

5 Frühstücksbretter 36 Pf.

I Gläsertuchhalter 36 Pf.

I Kleiderleiste, 40em 36Pk.
l gross. Stubenbesen 36

l Kindertragkorb en 36

ürstenwaren
Kcheuertuch 36 r

1 Robhaarhandfeg., lackiert

Strassenbesen

1 Teppichhandfeger 36 Pf.

1 Möbelbürste 36 Pf.

1 Borsthandfeger 36 Pf.

1 Wichsbürste
1 Scheuerbürste
IHandwaschbrst.
1 Auftragbürste Pf.
1DoseSschuhbecrem

1 Cocosbesen 36 Pf.

nung 5

1 Reibeisen 36 Pf.
1 Durehsehiag 36 Pf.
1 Sehöpflöffel 36 Pf.
1 Bratenlöffel 36 P.
1 Seifenschale, Muschel-

form 36 Pf.1 Sehmalzdose 36G Pf.

1 Pompadourbügel 36 Pf.

4 Scheuertücher G

1 Schmortopf 56
1 Al.-Reiscbesteck 36 P.

1 Kasserolle m. Stiel 36 P.

1 Schaumlöffel 36 P.
I Tasse mit Unter-

tasse

1 Eierpfanne m. Stiel ZG Pf.
1kon. Stielkasserolle 36Pf.

leleg. Kammgarnitur 36 Pf.

36 P
36 Pr.

1 Agatisball 36 P gr. Rucksack 36 P.

1 Puten Vorratstonnen er 36 er Karton Butterbrotpapier 36 Kern (VſlGbellchen-Selke. 36
r

Kinderstum
stark.

mit Rücklehne

36
folgt
36

1

Damen-
Handtasche

36 4

1 Paar

36 Pf.

cerxchüſts-

36 Pf.

Wagzerträger Papier

kuverts“ -Flgur

36.
Beachten Sie unseres 4 Spezial-Schaufenstoer.

krlstall-

Servletten Stangen-Vare

36, 36

Pagcendorf.

Deutscher Hof.
Sonntag, den 22. d. Mts.

hädpchen-Iuwchiewen,

verbunden mit Taunzkränzchen,

Es ladet freundlichſt ein

*901 Der WirtBisohdor r.
Sonntag den 22. Juni, von

abends 7 Uhr an: *900

dicht Ba
erzu laden freundl. ein

orstand. G. Weber.
Colhaus Rodtendunt

Sonntag, den 22. Juni, von
Uhr ab:

Tanzmuſik,
wozu ergebenſt einladet

*907 Heinrich Lindner.
Bandonion, r ver
1715 Trothaerstr. 67, pt.

Haurzklup-

ßolltenkarte
der Wanderwege, Fahrstrassen-,
Eisenbahn- u. Kraftwagen- Linien
nebst Fahrplänen im EHarz.

Preis 25 Pf.
Zu beziehen durch die

Volkshuchhandlung Halle S.
Harz 42/43.

Um zu räumen, mein großes Lager
lörtferte Danen-Hüte

munenverkaufe nur dieſe Woche das

Stück 2. B. N.
A. Lehmann, Schmeerſtr. 5, I. Vh.

Standesamtliche Nachrichten.

HalleSüd (Steinweg 19. Juni.
Aufgeboten: Maurer Winter

und M. Rüppold Halle u. Eis-
leben). Architekt Weinspach und
Agathe Becker (Halle u. Erfurt).
Schmied Lübke und C. Behlen-
dorf (Berlin).

Eheſchließungen: Kaufmann
Mürmann und Elsbeth Freund
(Leipzigerſtraße 23 und Streiber-
ſtraße 42). Handelsmann Pfeiffer
und Eliſabetha Eckhardt (Salz-
ſtraße 3).

Geboren: Arbeiter Reubert T.
(Wörmlitzerſtraße 20). Kaufmann
Hohmann Tochter (Beeſener-
ſtraße 16). Tapezierer Albrecht
Sohn (Ratswerder 15). Tape-
ierer Badſtübner T. (WMagde-
urggrſtratze 10). Arbeiter Raue

T. (Bernhardyſtraße 31). Schmied
Raatſch Tocht. (Kellnerſtraße 16).
Arbeiter Rüdel Sohn (Steg 3).
EiſenbahnDiätar Trietchen Sohn
(Beeſenerſtraße 158).
Geſtorben; Geſchirrführers Kühn

aus Aſendorf S., 1 Mon. (Grü

Luiſenſtraße 18). garreumacher
ederake aus Zörbig, 68 Jahre

(Meteritzſtr. 4). Werkmeiſter Kahl,
57 J. (Burgſtr. 2).
Halle-Nord (Gr, Brunnenſtr. 34)

19. Juni.
Fuſgeboten Arbeiter Rümpler

und Anna Bahn geb. Waldheim
(Saaleſtraße 7 u. Oppinerſtr. 11).

Eheſchließung: Bahnmeiſter-
Diätar Peters und Martha Holz
r (Streiberſtraße 10 u. Burg-
traße 63).

Geboren: Fabrikarbeiter Jans
T. (Trotbagerſtraße 78). Former
Schreiber S. (Große Goſenſtr. 2).
Arbeiter Erfurt S. (Fleiſcher-
ſtraße 39).
„„Geſtorben: Kantor Herrmann,
76 J. (Kröllwitzerſtraße Witwe
Wilhelmine Goener geb. Schmidt,

Be erner geb. Anſchüaus Suhl, 68 J. 6 ß

Nachrufl

Albert 6iese
infolge eines Unglüverſtorben iſt. ginarsſanes

Ehre ſeinem Andenken!

Der Vorſtand
des Deutſch. Vauarbeiter
1724 Verbandes,
Zzweigverein Halle (Saale).
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1. Beilage zum Volksblatt.
VRr. 143 Halle (Saale), Sonnabend den 21. Juni 1913

Deutſcher Reichstag.
165. Sitzung, Donnerstag, den 19. Junt, nachmittags 2 Uhr.

Am Bundesratstiſch: v. Heeringen.

Die zweite Leſung der Wehrvorlage.
Vor Eintritt in die Tagesordnung erklärt
Preußiſcher Kriegsminiſter v. Heeringen: Die von dem Abg.

Zubeil aufgeſtellte Behauptung, daß der verſtorbene Major v. Roon
ſeinen Burſchen re oder erſtochen hätte, iſt frei erfunden
und gehört in das Gebiet der Fabel. (Hört! hört! rechts.) Es iſt
auch unwahr, daß Herr v. Roon wegen Menſchenſchinderei jemals
im Abancement zurückgeſetzt worden ſei. Herr v. Roon hat weder
ſeinen Burſchen noch irgendeinen anderen Menſchen erſtochen, er
ſchoſſen oder auf irgendeine andere Art beſeitigt. Mir fehlen die
Worte dafür, daß ein Abgeordneter hier von der Tribüne des
Reichstages Behauptungen über einen vor 23 Jahren verſtorbenen
Ehrenmann in die Welt ſchleudern kann, die jeder Begründung
entbehren, und ohne ſich der Mühe zu unterziehen, dieſe Behaup-
tungen auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Jch überlaſſe das Urteil
darüber dem Deutſchen Reichstag. (Beifall rechts.)

Abg. Zubeil (Soz.):
Jch habe ſowohl dem Kriegsminiſter als dem Abg. v. Graefe,

der ſich gegen meine Ausführungen wandte, das Mittel angegeben,
die Wahrheit meiner Ausführungen feſtzuſtellen. Wenn dieſes
Mittel (Befragung der Soldaten, die 1874 unter dem Hauptmann
v. Roon gedient haben) angewandt wird, dann werden diejenigen,
die ſeinerzeit mit mir die Schießübungen in Guben mitgemacht
haben (Lachen und Lärm rechts) beſtätigen, daß das, was ich von
dieſer Stelle aus ausgeführt habe, richtig war. Jch kann die heu-
tigen Angaben des Kriegsminiſters nicht nachprüfen. Jch habe nur
meine eigenen Erlebniſſe und das, was in Guben jedermann wußte,
mitgeteilt und nur die Perſon des Herrn v. Roon charakteriſieren
wollen. (Lärm rechts.)

Kriegsminiſter v. Heeringen: Jch habe nur die Behauptungen
des Abg. Zubeil zurückgewieſen, daß Herr v. Roon ſeinen Burſchen
ermordet habe und im Abvancement wegen Soldatenſchinderei
urückgeſetzt worden ſei. Ueber die anderen Klagen des Abg. ZubeilLabe ich nichts geſagt. Auf den Vorſchlag, eine Volksabſtimmun

über das einzuleiten, was vor ſo vielen Jahren paſſiert ſein ſoll
kann ich nicht eingehen. Wenn der Abg. Zubeil die Behandlung,
die ihm und ſeinen Kameraden damals zuteil wurde, ſo empfunden
hat, wie er es jetzt darſtellt, dann muß ich mich wundern, daß er ſich
das hat gefallen laſſen und nicht dagegen eingetreten iſt. (Beifall
rechts. Abg. Zubeil: Jch konnte ja nichts dagegen tun!)

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein.
Zur Beratung ſteht der ſozialdemokratiſche Antrag, folgenden

Artikel 14 einzufügen:
Den Angehörigen der Armee wird die Freiheit der politiſchen

und religiöſen Geſinnung und ihrer außerdienſtlichen Betätigung
gewährleiſtet. Die Bekundung oder Betätigung der politiſchen
Dir i Zisſen Geſinnung unterliegt nicht der militäriſchen

isziplin.
Jn dem gleichen Sinn Srwegt ſich eine Reſolution Ablaß (Vp.).

Abg. Heine (Soz.):
Wir beabſichtigen durchaus nicht eine Politiſierung der Armee,

im Gegenteil, wir wollen den Mißbrauch der militäriſchen Auto-
rität, der in der alltäglichen Beeinfluſſung der Soldaten in einem
beſtimmten politiſchen Sinn liegt, verhindern. Die jetzige Poli-
tiſierung der Armee iſt in Wirklichkeit geeignet, die Disziplin zu
lockern. (Jnfolge der andauernden Unruhe und der lauten Ge-
ſpräche auf der Rechten macht der Redner eine lange Pauſe, bis
ſich die Konſervativen beruhigt haben.) Man wird hoffentlich von
mir nicht eine lange Reihe von Einzelfällen verlangen, um zu be-
weiſen, was jeder von uns weiß und was den Reichstag in den
letzten 10 bis 15 Jahren unzähligemal beſchäftigt hat. Jch erinnere
nur an die Debatte über die politiſchen Anſprachen an die Kontroll
verſammlungen, weiter an die Angelegenheit des Reſerviſten Frieſe,
der wegen verbotener ſozialdemokratiſcher Kundgebungen beſtraft
wurde, weil er als Zeuge gegen ſeinen Willen durch den vernehmen-
den Richter gezwungen worden war, unter ſeinem Eid auszuſagen,
daß er im Zivilverhältnis Sozialdemokrat ſei. (Hört! hört! bei
den Sozialdemokraten.) Dieſen Mißbrauch des militäriſchen Straf-
rechts hat auch der Abg. Gröber ſehr ſcharf gerügt. Alle dieſe
Rügen des Reichstages haben aber nicht das geringſte erreicht. Das
lächerliche und geſetzwidrige. Verbot und ſeine Strafandrohung iſt
nicht aufgehoben worden. Jch erinnere weiter an die Drangſalie
rung der Offiziere des Beurlaubtenſtandes und a. D. Nicht nur die
Sozialdemokratie, ſondern alle oppoſitionellen Parteien, der Fort
ſchrikt zen gut wie das Zentrum, haben hier ihre Erfahrungen
gemacht. er Oberſt Gaedke iſt ſeinerzeit ehrengerichtlich ver-
urteilt und es iſt ihm die Offiziersqualität entzogen worden, weil
er die Militärrevolution von Belgrad als eine natürliche Folge der
herrſchenden erklären geſucht hatte. Nun, vor einigen
Tagen wurde in der „Deutſchen Tageszeitung“ der ermordete tür-
kiſche Großweſir als ein Wohltäter ſeines Vaterlandes gefeiert;
der Mann iſt dreimal durch Revolutionen an die Spitze der Re
ierung gekommen. Ueber dieſen Artikel iſt aber ein patriotiſchesHegeler nicht entſtanden. (Hört! hört! links.) Wenn Gaedke nicht

liberal geweſen wäre, würde man ihm auch kein Haar gekrümmt
haben, ſo wenig wie den Goltzen und anderen Leuten, die die jung
türkiſche Militärrevolution in der Türkei begrüßt haben. Der
Generalarzt Profeſſor Czerny ſollte gemaßregelt werden, weil er,
auch nur bei der Stichwahl, ein Eintreten für den ſozialdemo-
kratiſchen Kandidaten für möglich erklärt hatte; und der frühere
Rechtsanwalt und Stadtrat von Berlin Dr. Kauffmann wurde als
Hauptmann der Landwehr ehrengerichtlich gemaßregelt, weil er für
die Fortſchrittliche Volkspartei als Politiker eingetreten war.
Manchmal wirken dieſe Dinge recht lächerlich. Detlev v. Liliencron
hatte erlaubt, daß im „Hamburger Echo“ ſeine „Adjutantenritte“,
die 10 Jahre vorher erſchienen waren, abgedruckt werden. Man hat
ihm unter Androhung der Entziehung der königlichen Gnaden-

ſion die Auflage gemacht, die Fortſetzung des Erſcheinens der
ovelle im „Hamburger Echo“ zu unterſagen. (Hört! hört! links.)

Er mußte h e nd beugen, denn er konnte das Lumpen-
geld leider nicht entbehren. Anſtatt ſich zu freuen, daß in einem
r Blatt dieſe Erzählung erſcheint, welche den
Krieg noch von der beſten und ſchönſten Seite feiert, nahm man
Anſtoß daran! Aber man hat ja ſogar den Reſerviſten beſtraft,
deſſen Frau ihm den Schmalztopf, den ſie ihn ins Manöver mitgab,
ohne er es wußte, in ein ſozialdemokratiſches Wurſtpapier, in
ein Blalt des „Vorwärts“ eingewickelt hatte. (Stürmiſche Heiter
keit.) Das entſpricht dem großzügigen, erhabenen Geiſt, der in der
Armee herrſcht!

Unduldſamkeit und Verfolgung herrſchen in der Armee.
der Walderſeeſche Leitfaden verlangt, daß von den Soldaten auch
nach der Entlaſſung die Agitation gegen die Sozialdemokratie als
Dienſipflicht gefordert werde. Das iſt um ſo alberner, als es gar
ein Mittel gibt, ſo etwas zu erzwingen. Man hat Soldaten als
Sozialdemokraten beſtraft, weil ſie im Zivilverhältnis dem Metall-
arbeiterverband angehörten. Bekannt iſt ja der Fall Düwell, wo
dieſer junge Mann wegen Zugehörigkeit zu einem Jugendverein,.
der mit Unrecht als ſogialdemokratiſch erklärt wurde, unwürdig ſein
ſollte zum Einjährig-Freiwilligen; ſpäter wurde er für dienſt-
untauglich erklärt. Auch in anderen Fällen hat man die Söhne be-
kannter Sozialdemokraten zum Erſtaunen aller ihrer Angehörigenwegen allgemeiner Körperſchwäche, von der man an den jungen

Leuten früher nie etwas bemerkt hatte, dienſtuntauglich erklärt.
Das iſt wenigſtens der Anfang der einzig richtigen Konſequenz des
Militarismus. (Sehr wahr bei den Sozigldemokrgten.) Wenn die

24. Jahrg.
Sozialdemokraten wegen ihrer Geſinnung unwürdig ſind, der
Armee anzugehören, ſo darf eine Armee, die auf ihre Ehre etwas

lt, ſie nicht einſtellen! (Sehr gut! links.) Würde das übrigens
ſetz, daß alle Sozialdemokraten als unwürdig vom Heeresdienſt

befreit werden, dann ſollten Sie einmal ſehen, wie viele Spießbürgex
ihre Söhne veranlaſſen würden, ſich als Sozialdemokraten auszu-
jeben! (Große Heiterkeit.) Aber dieſe erbärmliche Geſinnung, die
ch vom Militär unter einem ſolchen Vorwand drücken will, lehnen

wir natürlich ab. Jch ſelbſt kenne ſehr genau den Fall eines
Premierleutnants der Landwehr, der mit Luſt und Liebe Offizier
war, aber zugleich Sozialdemokrat. Er wollte nicht einſehen, daß
ein Sozialdemokrat nicht ſeine Pflichten als Offizier erfüllen
könnte, und wollte ebenſowenig auf ſein Recht, als auf ſeine Staats-
bürgerpflichten verzichten. Wenn die Wehrpflicht mit der ſtaats-
bürgerlichen Pflicht, für ſeine Ueberzeugung einzutreten, unverein-
bar iſt, dann iſt das ſchlimm für die Armee! Wir wollen durchaus
unſere militäriſchen Pflichten erfüllen, proteſtieren aber dagegen,
daß man uns wegen Erfüllung unſerer Staatsbürgerpflichten bei
Erfüllung der Wehrpflicht als ehrlos und minderwertig behandelt.
Lebhafte Zuſtimmung bei den Sozialdemokraten.) Wir verlangen,
daß in der Armee alle ohne Rückſicht auf ihre politiſche oder reli-
iöſe Ueberzeugung gleich behandelt werden. Freilich haben der

Reichskanzler und der Kriegsminiſter ſelbſt auf die beſcheidene Bitte
des fortſchrittlichen Abg. Dr. MüllerMeiningen nach Reformen in
der Armee nur ein abſolutes Nein gehabt und auf Dr. Müllers
Wunſch, daß die Armee doch etwas Vertrauen zum Volke haben
ſolle, hat der Reichskanzler geantwortet, daß ſich nichts „Fremdes“
in die Armee drängen dürfe. Bismarck hätte einen ſolchen Stand-
punkt als „Troupierpolitik“ bezeichnet. Das Volk hat zu einem
ſolchen Syſtem kein Vertrauen! (Sehr richtig! links.) Ein ſolcher
Geiſt der Armee entſpricht nicht der allgemeinen Wehrpflicht, ſon-
dern iſt der Geiſt eines Prätorianerheeres. Von Treue gegen das
Volk kommt in dem Programm des Reichskanzlers nichts vor, ob-
gleich doch der Monarch, dem die Armee nach der Forderung des
Kanzlers allein treu ſein ſoll, nur der erſte Diener des Volkes
ſein ſollte. Die Kommandogewalt findet ihre Grenze an dem ge-
ſchriebenen Geſetz und auch an den ungeſchriebenen Geſetzen, die ſich
aus der allgemeinen Wehrpflicht ergeben. Der Kriegsminiſter
weiß nicht, was die Schulmeiſter ſchon ſeit Jahrhunderten wiſſen,
daß eine Disziplin um ſo ſtärker iſt, je mehr ſie getragen wird von
dem Bewußtſein des Gehorchenden, daß er ſich und ſein Leben frei

die Schanze ſchlägt. Das heiligſte Gut des Mannes iſt ſeine ſtaats-
bürgerliche oder religiöſe Ueberzeugung! Unſere Ueberzeugung
aber wird in der Armee, in den Kriegervereinen uſw. überall ge-
ächtet. Ja, bedenken Sie denn nicht, daß die Armee dadurch einen
r Bruchteil ihrer Soldaten entehrt? (Lebhaftes Sehr wahr!
ei den Sozialdemokraten.) Der Mißbrauch der militäriſchen Auto-

rität gegenüber Untergebenen, die ſich nicht wehren können, iſt auch
alles eher als ehrenhaft, ſie iſt aber auch ſehr unklug; man erzeugt
durch die ewige Agitation gegen die Sozialdemokratie nicht nur
immer neue, ſondern auch immer erbittertere Sozialdemokraten.
Die Armee ſoll den Staat erhalten das iſt ja der verhängnis-
volle Denkfehler, daß man einen ſo großen Teil des Volkes wegen
ſeiner Geſinnung außerhalb des Staates ſtellt!

Bürgerlicher Jdealismus und teilweiſe auch bürgerlicher Ge-
ſchäftsſinn haben das Deutſche Reich gegründet. Der Zuſtand vor
1870, dieſer Längsſchnitt durch das deutſche Volk, war für jede
nationale Geſinnung etwas ganz Unmögliches. Aber dieſer Quer-
ſchnitt, den Sie jetzt vornehmen wollen, indem Sie das Volk in
einen „gutgeſinnten“ und in einen „nichtgutgeſinnten“ Teil ein-
ieilen wollen, ſchlägt dem nationalen Gedanken ebenſo ins Geſicht.
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. Die Menſchen, die Sie
außerhalb der Verfaſſung ſtellen wollen, bilden einen ſo großen Teil
des deutſchen Volkes, daß Jhr Vorhaben nichts anderes bedeutet,
als wenn Sie die ſüddeutſchen Bundesſtaaten wiederum aus dem
Reich ausſchalten wollten. (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.)
Dieſer Stundpunkt der gehäſſigen Unduldſamkeit iſt freilich die
faſt unvermeidliche Konſequenz einer Staatsordnung, die einigen
wenigen Privilegierten alle Vorteile gewährt. Aber für dieſe
Zweiteilung des deutſchen Volkes ſollte ſich gerade die Armee der
allgemeinen Wehrpflicht nicht hergeben. Vielleicht ahnen Sie, Herr
Kriegsminiſter, nunmehr etwas von dem Zuſammenhang, in dem
das allgemeine Wahlrecht, die allgemeine Wehrpflicht und unſere
Anträge ſtehen. Die Konſequenz Jhrer Anſchauungen wäre eine
geworbene Truppe, alſo eine Soldateska. Tatſächlich erſchien noch
vor kurzem in der reaktionären Preſſe ein Aufſatz, in welchem
ausgeführt wurde, daß wenigſtens ein Teil des Heeres aus einer
geworbenen Truppe beſtehen ſollte, die den Kaiſer unter allen Um-
ſtänden zu ſchützen habe. Das iſt von Jhrem Standpunkt aus
ganz logiſch. Ein Heer, das nur auf die Kommandogewalt des
oberſten Kriegsherrn verpflichtet wird, ein Heer, dem gelehrt wird,
daß ein Teil des Volkes außerhalb des Reichsgedankens, außerhalb
aller Gleichberechtigung ſtehen ſoll, iſt ein Prätorianerheer. (Sehr
gut! bei den Sozialdemokraten.) Aber unſer Heer iſt keine ge-
worbene Soldateska, iſt kein Prätorianerheer, es ſoll aber auch
nicht dazu gemacht werden und dazu ſollen unſere Anträge dienen.
Nicht wir ſind es, die das Heer dem Gedanken der Vaterlands-
verteidigung entfremden, ſondern Sie ſind es, Sie alle ſollten
daher unſeren Anträgen zuſtimmen, Sie alle, denen es ernſt iſt
mit dem Gedanken der allgemeinen Wehrpflicht und der allgemeinen
Vaterlandsverteidigung. Wir ſind hier die Staatserhaltenden nicht
Sie. (Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten. Vereinzeltes
Lachen bei den Konſervativen.)

Abg. Quarck (natl.): Der vorliegende Antrag iſt der Höhe-
punkt der ſozialdemokratiſchen Anſchauung, trotz der Ausführungen
des Abg. Heine. Heine hat allerdings erklärt, der Antrag beziehe
ſich nicht auf die Betätigung der ſozialdemokratiſchen Geſinnung
innerhalb des Dienſtes, aber davon ſteht im Antrag nichts. Auch
der Satz wegen der religiöſen Freiheit iſt nur ein Mäntelchen. Sie
wollen einfach Agitationsfreiheit innerhalb der Armee. Vielleicht
wollen Sie dem von Stadthagen beklagten Abonnentenſchwund
des „Vorwärts“ (Oho! bei den Sozialdemokraten. dadurch ent-
gegenarbeiten, daß in der Putzſtunde für den Vorwärts agitiert wird.
(Lachen bei den Sozialdemokraten Jhr letztes Ziel iſt ja die
Demokratiſierung der Armee, und je näher der Parteitag heran-
rückt, deſto mehr fühlen Sie das Bedürfnis, mit wildem Donner
und rotzuckenden Blitzen Stimmung zu machen. (Zuruf bei den
Sozialdemokraten: Fauler Quarck! Heiterkeit.)

Abg. Vogtherr (Soz.):
Jch muß es als eine Nichtachtung unſerer Anträge bezeichnen,

daß die nationalliberale Partei keinen anderen Redner vorgeſchickt
hat als den Abg. Quarck, deſſen hilfloſes Geſtammel wir hier gehört
haben. (Zuruf eines Nationalliberalen: Frechheit! Präſident
Dr. Kaempf ruft den Redner zur Ordnung.) Der Abg. Quarck hat
aus unſerem Antrag das gerade Gegenteil gemacht. Er ſollte
wenigſtens ſo gut zuhören, wie er reden kann. (Heiterkeit.) Wir
ſind der Meinung, daß gerade die Religioſität ein Gebiet der per
ſönlichen Freiheit ſein muß. Keinerlei Zwang, wie er beim mili-
täriſchen Kirchgang uſw. herrſcht, dürfte hier Platz greifen. Man
darf die Militärpflicht nicht dazu mißbrauchen, die Mannſchaften
wie eine Herde zum Kirchgang zu kommandieren. Religion darf
keine Angelegenheit der militäriſchen Disziplin ſein. (Sehr richtig
bei den Sozialdemokraten.) Jn dem bekannten Fall Kraatz haben
wir es ja erlebt, wie ein Offizier, der an der liberalen Auffaſſung
des Pfarrers Anſtoß nahm, ſeine Soldaten zwang, auf höheren
v ebenfalls Anſtoß zu nehmen und die Kirche zu verlaſſen.
Die Religionspflege im er ſteht auch im Widerſpruch mit den
aus dem Zivilſtandgeſetz folgenden Rechten. Ein Unteroffizier wird
gezwungen, ſich unter allen Umſtänden kirchlich trauen und ſeine

willig und für ſeine eigene Sache, nicht für die eines Fremden, in

Schneider beſchäftigt war, wurde ſeiner religiöſen Anſchauungen
wegen von gewiſſen Stellen drangſaliert. Und er konnte nie ſeine
Sonntagsruhe genießzen, weil er jeden Sonntag in der Schuh
macherwerkſtatt Zwicknägeldraht klopfen mußte. Es wurde ihm ge
raten, wieder katholiſch zu werden, dann würde er die Sonntage
wieder frei bekommen. Der Mann hat dieſen chriſtlichen Rat“befolgt, und nun geht es ihm gut beim Hilitär, (Hört! hört
links.) Es iſt beinahe undenkbar, daß ein deutſcher Offizier aus der.
Landeskirche austritt. Jn Oeſterreich dagegen iſt die religiöſe Ge
wiſſensfreiheit geſichert. Von den Offizieren und Soldaten verlangt
der Kaiſer Religioſität, aber wer aus religiöſen Gründen das Duell
verabſcheut, iſt als Offizier unmöglich. Herr Erzberger hat die
jüngſten Militärunruhen in Frankreich auf die Trennung von
Staat und Kirche zurückgeführt. Er hat ſich aber dabei ſehr geirrt.
Dr. Müller-Meiningen ſagte, wir wollten mit unſeren Anträgen'
die Armee politiſieren. Tatſächlich wird doch aber jetzt ſchon die
Armee als politiſches Kampffeld gegen die Sozialdemokratie benutzt.
(Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) Unſere Anträge wollen
lediglich dem Soldaten das gleiche Recht zur Teilnahme an den
politiſchen Ereigniſſen geben, das ihre Brüder und Väter außerhalb
der Kaſerne haben. Wenn der Kriegsminiſter die Armee benutzen
will, um die Soldaten zum Patriotismus zu erziehen, ſo kann das
nur im politiſch reaktionären Sinne geſchehen, wie es ja auch ſchon
geſchieht. Dieſe reaktionäre Erziehung wird ſpäter in den Zwangs-
militärvereinen fortgeſetzt, und auch die Einſtellung des Haupt
mannſchen Feſtſpieles iſt ja ein Werk dieſer Militärvereine. Bei
der Gelegenheit hat ſich übrigens wieder der kleinbürgerliche libe
rale Kleinmut gezeigt, der es nicht wagte, auf den kronprinzlichen
Protektor und all die andern hohen Jnſtanzen zu pfeifen. (Sehr
wahr! bei den Sozialdemokraten.) Unſer Antrag will eigentlich
nur den Soldaten diejenigen Rechte wiedergeben, die ſie ſchon früher
beſaßen. Wir verlangen auch für die Soldaten die Freiheit der
politiſchen und religiöſen Geſinnung. (Lebhafter Beifall bei dep
Sozialdemokraten.

Abg. Kreth (k.): Für die Armee verlangen die Sozialdemo-
kraten die vollſte Freiheit der politiſchen Betätigung, in ihrer
eigenen Partei aber heißt es: Wer nicht pariert, der fliegt! (Bei
fall rechts.) Wir wollen keine politiſierende Armee, denn die würde
zum Untergang der bürgerlichen Freiheit führen. (Bravo! rechts,
Lachen bei den Sozialdemokraten.

Abg. Giebel (Soz.)
Jch möchte nur wünſchen, daß die Angehörigen der Armee das

Maß von Freiheit hätten, das die Sozialdemokratie ihren Mit-
gliedern innerhalb der Partei gewährt. (Sehr wahr! bei den
Sozialdemokraten.) Die Rede des Abg. Quarck lieferte den Beweis
für den Niedergang des Liberalismus, der jetzt ſchon mit Herrn
Kreth an einem Strange zieht. Uebrigens haben in manchen
Staaten mit gutbürgerlicher Regierung die Soldaten das Stimm
recht. Die Auskunfterteilung der Behörden über die Geſinnung
oder gewerkſchaftliche Betätigung der Staatsbürger iſt ein ſchmach
volles Kapitel des preußiſchdeutſchen Militarismus. Wir be
antragen ein Verbot dieſer ſkandalöſen Geſinnungsſchnüffelei. Die
Kontrollverſammlungen werden benutzt, um den Reſerviſten Vor
träge gegen die Sozialdemokratie zu halten. (Hört! hört! bei den
Sozialdemokraten.) Offiziere ſcheuen ſich nicht, vor der Front die
Sozialdemokraten als „rote Hunde“ zu beſchimpfen. (Zuruf bei
den Sozialdemokraten: Jſt aber alles nicht politiſchl) Nein, ſo
wenig wie der Jungdeutſchlandbund. Beim 3. Garde-Grenadier-
Regiment wurde ein Soldat von allen Abkommandierungen und
Dienſtleiſtungen ferngehalten, weil ſein Vater ſozialdemokratiſcher
Reichstagsabgeordneter war. (Hört! hört! bei den Sozialdemo-
kraten.) Dieſe ganze Schnüffelei beweiſt, daß wir gar kein Volks
heer haben. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.) Die Dis-
kuſſion über unſere Anträge wird dazu beitragen, die Erkenntnis
des Klaſſencharakters der Armee in immer weitere Kreiſe zu tragen,
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.

Die ſozialdemokratiſchen Anträge werden gegen die Stimmen
der Polen und Sozialdemokraten abgelehnt.

Es folgt die Beratung des Antrages Albrecht und Genoſſen
(Soz.), folgenden Artikel I e einzuführen:

„Die militäriſche Sperre (das Militärverbot) darf gegen
Gewerbetreibende oder Angehörige anderer Berufe wegen
gehörigkeit zu einer Partei- oder Religionsgemeinſchaft oder
wegen Hergabe von Räumen zu Veranſtaltungen einer Partei,
eines Vereins oder einer Gewerkſchaft nicht verhängt werden.
Dem Betroffenen ſteht gegen jede an dem Erlaß oder der Durch-
führung des Militärverbots beteiligte Behörde oder Perſon Klage
auf Unterlaſſung und Schadenerſatz bei den ordentlichen Ge
richten zu.“

Ueber denſelben Gegenſtand liegt folgende Reſolution der Kom
miſſion vor:

Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, dafür zu ſorgen, daß
ſeitens der Militärverwaltung Soldaten der r einer Räum-
lichkeit nicht verboten werden darf, weil der Jnhaber eine be
ſtimmte politiſche Ueberzeugung hat oder Angehörigen einer poli
tiſchen Partei ſeine Räume zur Verfügung ſtellt, es ſei denn in
der Zeit, in der politiſche Verſammlungen in dem Anweſen ab
gehalten werden.

Abg. Dr. Frank (Soz.):
Jm Jntereſſe unſerer Partei können wir nur verlangen, daß

der Militärboykott recht bald ausgedehnt werde! (Sehr wahr! bei
den Sozialdemokraten.) Alljährlich nach der Reſerviſtenentlaſſung
kommen tauſende Reſerviſten, Bauernſöhne, die vielleicht vor der
Dienſtzeit in Oertel und Heydebrand ihre Jdeale geſehen haben,
in unſere Gewerkſchaftshäuſer und Parteilokale, um die c
demokraten kennen zu lernen, von denen man ihnen jahrelang
erzählt hat. (Sehr gut! links.) Am ſchwarzen Brett ha ſie ſo
oft die verbotenen Lokale geleſen, daß ſie ſie auswendig wiſſen
Heute hat der Boykott längſt jede Wirkun gen die Erſtarkung
der Sozialdemokratie verloren und iſt zur Maßregelung des ſtaats-
treuen Mittelſtandes geworden. Zahlreiche Gaſtwirte ſind boh
kottiert, bei denen gar nicht ſozialdemokratiſche Vereine verkehren
manche Gaſtwirte werden erſt durch den Militärbohkott ſogialdemo
kratiſch. Wir könnten alſo dem Kriegsminiſter wirklich unſeren
Orden pour le merite verleihen. Wir bekämpfen aber den Milikär-
boykott als verfaſſungswidrig, als ein Vergehen, das ſich ein
Söldnerführer im Feindesland vielleicht, aber nimmermehr unſere
Heeresverwaltung der allgemeinen Wehrpflicht erlauben darf. (Sehr
gut! bei den Sogialdemokraten.)

Die Heeresverwaltung 'redet ſich dahin aus, daß ſie nur allge
meine Richtlinien ausgebe, die Sperre ſei Sache der Garniſonen.
Jch frage den Kriegsminiſter, ob in den großen Garniſonen Süd
deutſchlands, in denen dieſe terroriſtiſche Willkür nicht wird,
die Disziplin gelitten hat! Jn Königsberg ſind auch die Bureaus
und Wohnungen von Aerzten und Rechtsanwälten geſperrt. Ein
der Sozialdemokratie nabeſtehender Arzt, der einem Soldaten erſte
Hilfe leiſtete, durfte ihn nicht weiter behandeln, denn er ſtand auf
der Proſkriptionsliſte. Jn Königsberg ſind aber auch Schuſter,
Tiſchler uſw. geſperrt. Jeder von Jhnen müßte ſich ſes zſtandes ſchämen, wenn er ſich zum Mitſchuldigen e Karls

ruhe hat man ein Hutgeſchäft geſperrt, weil der Händler vor dielen
Jahren zu ſeiner Hochzeit einen r r Abgeordneten
eingeladen hatte! (Große Heiterkeit.) Nicht in einem einzigen Fall
konnte die Militärdiktatur ſich darauf berufen, in den nun ge
ſperrten Lokalen eine nachteilige Einwirkung auf die Disziplin ver
ſucht worden ſei. Ein deutſches Land, das ſonſt gerade nicht als
Muſterland büxgerlicher Freiheit gilt, iſt in auf den Mil tär
boykott ein Land der milderen Praxis. All
man ſchon in einigen ſächſiſchen Amtshauptmannſ

Kinder taufen zu laſſen. Auch Diſſidenten werden gezwungen
dem offiziellen Gottesdienſt beizuwohnen, Ein Soldgt, der als

ſchlechte Gewohnheit zurückgefallen iſt. (Hört!
das mit der milder Prapit in und

u a



Sache, wie ich mich ſelbſt zu überzeugen Gelegenheit hatte. Jn der
kleinen badiſchen Garniſon Lahr fand ein Arbeiterkonzert ohne ein
einziges revolutionäres Lied ſtatt. Den Soldaten war für den Tag
der Beſuch des Lokales verboten. In dichten Maſſen ſtanden die
Soldaten, deren Verwandte oben ſangen, auf der Straße gedrängt,
Erbitterung im Herzen über die Militärverwaltung, die die einzel-
nen Bevölkerungsteile gegeneinander hetzt.

Der Miniſter hat letzthin erklärt, daß er keineswegs die poli-
tiſchen Lokalſperren gegen Gewerkſchaftshäuſer mit denen gegen
Dirnen und Zuhälterlokale gleichſtellen wolle. Wir haben von der
Erklärung Kenntnis genommen, daß er uns nicht beleidigen wollte.
Aber, wenn auch nicht in der Abſicht, ſo doch in der tatſächlichen
Zuſammenſtellung liegt die Beleidigung. (Sehr wahrl bei den
Sozialdemokraten.) Wie macht ſich das aber in der Praxis? Machen
die einzelnen Soldaten, die Unteroffiziere und die unteren Behörden
die feinen Unterſcheidungen? Jch habe hier die in Straßburg
angeſchlagene Tabelle der verbotenen Lokalitäten. Den Anfang der
Liſte macht das Zigarrengeſchäft unſeres Genoſſen Böhle, des Reichs
tagsabgeordneten von Straßburg. Dann folgen die Proſtituierten
gaſſen, und den Schluß bildet das Gewerkſchaftshaus. (Stürm4
Hört! hört! links und wiederholte Pfuirufe bei den Sozialdemo-
kraten.) Jnfolge dieſer Zuſammenſtellung iſt es vorgekommen, daß
im Zigarrengeſchäft des Abgeordneten Böhle Unteroffiziere auf
ihren Schein pochend, fragten, wo die Gnädige ſei!! (Stürmiſches
Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. Sie, Herr Kriegsminiſter,
tragen die Verantwortung für die Folgen eſer Zuſammenſtellung,
und wenn der Reichstag und das Bürgertum ſich dieſe Schmach
gefallen laſſen, verdienen ſie ſie. (Kbhafter Veifall bei den Sozial
demokraten.) Wir verlangen die Möglichkeit einer Nachprüfung
der VBoykottverfügung, hinter denen oft genug eine Konkurrenz
ſteckt. Es iſt aber auch vorgekommen, daß ein vor 20 Jahren ver-
hängter Boykott trotz vielfachen Wechſel des Beſitzers der Wirt
ſchaft aufrecht bleibt, wie eine dauernde Hypothek, wie eine Real-
ungerechtigkeit. (Heiterkeit und Beifall bei den Sozialdemokraten.
Verfaſſungsrechtliche und praktiſche Erwägungen ſollten auch die
bürgerlichen Parteien bewegen, ſich dieſem Kampf anzuſchließen.
Jn Poſen wurde der Militärboykott über ein Hotel verhängt, in
dem der Reichstagsabgeordnete Graf Mielzynski logierte. (Lebhaftes
Hört! hört! Rufe: Graf Mielzynski iſt früherer Gardeküraſſier-
offizierl) Jn Straßburg iſt eine liberale Zeitung den Offizieren
und Soldaten verboten worden, weil ſie das zu afrikaniſcher Hitze
geſtiegene Selbſtgefühl des Generalleutnant Deimling kritiſiert hat.

Die Marine bleibt da auch nicht zurück. Jn Apenrade iſt
gelegentlich des Beſuches des Kriegsſchiffs „Weſtfalen“ das Bohkott-
ſhſtem in einer Weiſe gehandhabt worden, daß der Vorſitzende des
dortigen nationalen Vereins ſich an die Spitze der Peroteſtbewegung
geſtellt hat. Jch hoffe, daß die Nationaliberalen hier im Hauſe ſich
nicht von ihren Apenrader Parteigenoſſen an Energie übertreffen
laſſen und daß ſie mit uns darauf hinwirken werden, daß dieſer
ganzen Deutſchland zum Kinderſpott machenden Methode ein Ende
bereitet wird. Die Abſtimmung wird eine Probe ſein für den
Stolz und den Rechtsſinn des Reichstages und des deutſchen Bürger-
tums. Werden unſere Ankräge abgelehnt, ſo wird man draufen
im Lande ſagen, daß allein die Sozialdemokratie die Tyrannei des
Militarismus bekämpft. (Lebhafter Beifall bei den Sozialdemo-
kraten.)

Abg. Lieſching (Vp.): Nicht bloß Polen und Soztialdemokraten,
ſondern gelegentlich auch andere Parteien haben unter dem Vohykott
zu leiden. Wenn man kleinlich und ängſtlich die Soldaten von
jeder Berührung mit Sozialdemokraten zurückhalten will, dann
muß man ſchließlich überhaupt keine Sozialdemokraten mehr aus
heben. Heiterkeit und ſehr gutl) Weit weniger die Sozialdemo-
kratie als die Wirte, und zwar die nicht ſozialdemokratiſchen noch
mehr als die ſozialdemokratiſchen, leiden unter dem Bohkott. Seine
Höhe hat das Vohykottſyſtem in dem ſchon vom Vorredner geſchil-
derten Straßburger Fall Deimling erreicht. Es ſcheint uns jedoch
untunlich, die Bohkottfrage in einem Geſetz über die Präſenzſtärke
zu regeln, und wir ziehen es daher vor, für die Reſolution der
Kommiſſion zu ſtimmen. (Bravo! links.)

Generalleutnant v. Wandel: Die Richtlinien für Lokalverbote
gehen allein von militäriſchen Gründen aus. Alle angeblichen Ver-
ſtöße werden genau unterſucht werden. Jn Straßburg marſchier-
ten bloß zwei Kompagnien mit 100 Meter Abſtand, es gab gar
keine Verkehrsſtörung. (Abg. Böhle ruft: Die Schilderung iſt un-
erhört, ich war ja ſelbſt dabei!! Jch kann nur berichten, was mir
dienſtlich gemeldet wird. Heiterkeit links.)

Abg. Peirotes (Soz.):
Jn Straßburg treibt das Bohykottſyſtem beſonders ſchöne

Blüten. Als wir in einem Straßburger ſtädtiſchen Lokal eine Mai-
feier veranſtalten wollten, drohte der Gouverneur mit dem Militär-
boykott. (Bravo! rechts. Man hat ja auch unſeren Genoſſen
Göhre als Redner bohkottiert. (Abg. Kreth: Das war die höchſte
Zeit!) Solch brutale Ueberhebung. Präſident Dove: Das dürfen
Sie einem Abgeordneten nicht vorwerfen!) Dann bedaure ich, daß
kein paſſender, mir zuläſſiger Ausdruck für ſolch Benehmen
exiſtiert. Warum bohkottieren Sie uns denn nicht auch bei Ein-
quartierung? (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) Die vom
General Deimling hervorgerufenen Verkehrsſtörungen ſind vom
Gemeinderat und vom Landrat, auch von ſo gemäßigten Leuten,
wie dem Abg. Wolf, ſcharf verurteilt worden. Herr v. Wandel
aber leugnet ſie. Nicht die Sozialdemokratie, ſondern mittel-
ſtändige Exiſtenzen, werden durch den Bohkott ruiniert. Jn Straß-
burg ſind den Soldaten zwar die teuern, aber nicht die billigen
Bordelle verboten! (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten. Wie
es heißt, hat auf Betreiben der Militärverwaltung die elſäſſiſche
Regierung die vom Straßburger Gemeinderat geforderte Aufhebung
der geſetzwidrig exiſtierenden Bordelle abgelehnt. (Stürmiſches
Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) Jn Colmar hat die
Militärverwaltung ſogar gegen den Willen der Bürgerſchaft die
Errichtung eines Bordells durchgeſetzt. Das iſt die Fernhaltung

gen von Dirnenlokalen! (Beifall bei den Sozialdemo
raten.

Auf Antrag des Abg. Haaſe (Soz.) wird die Abſtimmung über
den Antibohykottantrag eine namentliche ſein. Sie findet morgen
ſtatt.

Abg. Dr. Frank (Soz.):
Die Antwort des Herrn v. Wandel war nach dem alten Schema

gehalten: Auf Einzelfälle können wir nicht eingehen. All meine
Fragen, wie die Disziplin in den großen Garniſonen ohne Militär
boykott, München, Stuttgart, Freiburg uſw. beſchaffen ſei, blieben
unbeantwortet. Jn provokatoriſcher Weiſe läßt General Deimling,
was man hier vergeblich zu leugnen verſuchte, ſeine Truppen täg-
lich in Straßburg verkehrsſtörende Umwege machen, um den Bür-
gern des eroberten Landes die Gewalt des Militärs fühlen zu
laſſen. (Zuruf bei den Sozialdemokraten: Provokation oder Ver-
rücktheit!) Nicht in einem der Tauſende Boyfkottfälle eine Recht-
fertigung nackter Militärterrorismus in einem Augenblick, wo
dem Volk ſo ungeheure Opfer auferlegt werden. Das bietet die
Militärverwaltung dem Reichstag, ſo ſicher iſt ſie ihrer Leute! Von
Reſolutionen er varten die Fortſchrittler Abhilfe, haben Sie denn
zu dieſem Kriegsminiſter noch Vertrauen? Die Nationalliberalen
haben nicht ein Wort des Proteſtes im Jntereſſe des Mittelſtandes
gefunden, ebenſowenig das Zentryum, das ſonſt Ausnahmegeſetze
angeblich verwirft und ſich über die Jeſuitenverfolgung ſo entrüſtet.
Daß das Zentrum zu der Schädigung Tauſender deutſcher Ge-
werbetreibenden ſchweigt, zeigt die Ernſtlichkeit ſeiner Angriffe
gegen Ausnahmegeſetze! Das deutſche Volk wird begreifen, daß wir
in dieſer Sache das Recht vertreten gegen Gewalt und Terrorismus!
(Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Ein württembergiſcher Militärbevollmächtigter erklärt gegen-
über dem Abg. Dr. Frank. daß zwei Verkehrslokale der Gewerk
ſchaften in Stuttgart, der „Goldene Bär“ und der „Hirſch“ in
Feuerbach geſperrt ſeien. Beifall rechts; ironiſcher Beifall bei den
Sozialdemokraten.

Abg. Dr. Müller Meiningen (Fr. Vp.): Jn der Budgetkom-
miſſion haben die Sozialdemokraten ſelber eingeſehen, daß ihr
Antrag gegen den Militärboykott abſolut unhaltbar war, weil er

sform hatte. (Abg. Schöpflin: Jn der damaligen Form.)e auf Jhren eigenen Wunſch die Praxis, wie ſie in
Sachſen iſt, in die Form einer Reſolution eſſen Sie haben in
der Kommiſſion dafür geimmt. Auch der Wortlaut s jetzigen

Vorſ es genügt nicht; er umfaßt ſolche Fälle, wie das Verbotder gen Etraßburger Zig.“, wie den Bo ott.egen die Königs

berger Brauereien, nicht. Wir wollen ebenſo ehrlich wie Sie die
Sache bekämpfen. Aber in ein Geſetz über die Friedenspraſenz-
ſtärke, das weſentlich militärtechniſchen Charakter hat, dürfen Sie
nicht die unmöglichſten Materien hineinbringen. Sie reizen damit
einen ſpäteren reaktionären Reichstag auf, in irgendeine kleine
Novelle zur Gewerbeordnung ein Zuchthausgeſetz einzuarbeiten.
Das iſt ſehr kurzſichtig. Widerſpruch bei den Sozialdemokraten.
Jm Straßburger Fall möchte ich den Kriegsminiſter fragen, auf
Grund welcher geſetzlichen Beſtimmung das Verbot der fortſchritt
lichen Zeitung durch den Unglückswurm General Deimling ſteht.
So treibt man doch keine moraliſche Eroberungspolitik in Elſaß-
Lothringen. (Lebhafter Beifall bei der Volkspartei.)

Kriegsminiſter v. Heeringen proteſtiert gegen den Ausdruck
„Unglückswurm“. Den General Deimling habe ich bisher nicht
befragt. Das Reichspreßgeſetz hat damit überhaupt nichts zu tun.
Jch denke mir aber, daß der General Deimling aus Gründen der
militäriſchen Disziplin gehandelt hat. Das Vorkommnis ſelbſt bot
gar keinen Anlaß zur Beſchwerde. Wir haben danach das Recht,
in einer deutſchen Stadt Batterien über die Straße ziehen zu laſſen.
Das Straßburger Volk hat gar keinen Anſtoß daran genommen.

Abg. Dr. Frank (Soz.):
Unſere Fragen ſind vom Kriegsminiſter nicht beantwortet wor-

den. Entweder er hat noch keine Zeit gehabt, ſich eine Meinung
zu bilden, oder aber er billigt die Vorkommniſſe. Einmütig haben
der Straßburger Landtag und Gemeinderat das Verhalten Deim-
lings mißbilligt. Herr Deimling hat Tag für Tag mit ſeinen
Ulanen erhebliche Umwege durch die verkehrsreichen Straßen ge-
macht. (Hört! hört! links.) Jn Meiningen wurde ein Lokal
boykottiert, weil ſozialdemokratiſche Landtagsabgeordnete dort ab-
geſtiegen waren, und der Herzog von Meiningen erklärte mit dem
Ausdruck des Bedauerns, die Abgeordneten nicht vor dieſer mili-
täriſchen Willkür ſchützen zu können. (Stürmiſches Hört! hört!
links.)

Dr. Müller-Meinigen erkennt unſeren Antrag als berechtigt
an, will aber nicht für ihn ſtimmen, weil er angeblich nicht zur
Materie gehöre. Der Reichstag ſollte endlich die Gelegenheit er-
greifen und zeigen, daß er auch der Militärverwaltung gegenüber
einen Willen hat. Die Regierung möchte ich ſehen, die eine Wehr-
vorlage zurückweiſt, bloß weil in ihr die geſetzliche Aufhebung des
Tat enthalten iſt. (Lebhafter Beifall bei den Sozialdemo-
raten.)

Abg. Dr. Müller-Meiningen (Vp.): Der viel genannte General
Deimling iſt hier kein Unbekannter. Vor ein paar Jahren ſagte er
an dieſer Stelle, was der Reichstag beſchließt, iſt ganz gleichgültig,
wir tun, was wir wollen. (Stürmiſches Hört! hört! links.)

Abg. Haupt (Soz.)
ſtellt feſt, daß der Bohkott in Burg nicht wegen ſozialdemokratiſcher
Agitation des betreffenden Gaſtwirts verhängt ſei.

Die Diskuſſion über den Boykott ſchließt.

Abg. Vernſtein (Soz.)
begründet den ſozialdemokratiſchen Antrag, daß die Beförderungen
innerhalb der Armee nur von der perſönlichen Tüchtigkeit abhängig
gemacht werden und auf die geſellſchaftliche Stellung oder die Zu-
gehörigkeit zu einer Religionsgeſellſchaft oder politiſchen Partei
keine Rückſicht genommen werden dürfe.

Nach weiterer Debatte vertagt ſich das Haus. Nächſte Sitzung
Freitag 2 Uhr (Kurze Anfragen, namentliche Abſtimmung über
den Militärboykott, Weiterberatung). Schluß 715 Uhr.

Das Beſitzſteuergeſetz.

Die Budgetkommiſſion des Reichstages ſetzte am Donnerstag
die Beratung des Beſitzſteuergeſetzes fort. Eine lebhafte
Debatte zeitigte ein Antrag der Nationalliberalen, das Wert-
zuwachsſteuergeſetz vom 14. Februar 1911 am 31. Dezember
1916 außer Kraft zu ſetzen. Genoſſe Haaſe betonte für die
Sozialdemokraten, daß ſie zwar dem Zuwachsſteuergeſetz vor
zwei Jahren nicht zugeſtimmt hätten, aber jetzt die Aufhebung
nicht gutheißen und mitmachen könnten. Die Gemeinden er-
halten 40 Proz. von dem Erktrage aus dem Geſetz. Jhnen
dieſe Einnahmen zu nehmen, würde heißen, in ihre Finanzen
eine neue Verwirrung hineinbringen, ebenſo auch in den
Grundſtücksvertehr der Gemeinden. Jm Jntereſſe der Ge-
meinden müſſe der Antrag der Nationalliheralen alſo abge-
lehnt werden. Schatzſekretär Kühn gab die Erklärung ab,
daß in abſehbarer Zeit die Regierung nicht an die Auſhebung
des Zuwachsſteuergeſetzes denke. Der nationalliberale Antrag
wurde gegen die Stimmen der Antragſteller und der Volks-
parteiler abgelehnt.

Die Nationalliberalen drückten dann gegen die Stimmen
unſerer Genoſſen Beſtimmungen durch, wonach die Feſtſtellung
des Vermögenszuwachſes erſtmalig ſtatt zum 1. April 1916 am
gleichen Datum 1917 erfolgt für den in der Zeit vom 1. Januar
1914 bis 31. Dezember 1916 entſtandenen Zuwachs, und dann
ſollen in Zeitabſtänden von je drei Jthren, ſtatt zwei Jahren,
die Feſtſtellungen des Zuwachſes vorgenommen werden.

Es folgte dann die Beratung der Steuerſätze. Jm Ent-
wurfe der Regierung wird vorgeſchlagen, bei einem Zuwachs
von nicht mehr als 25 000 Mk. 0,5 v. H. zu erheben und dann
ſteigend bis 1,5 v. H. bei einem Zuwachs von mehr als einer
Million Mark. Ueberſteigt der Geſamtwert des ſteuerbaren
Vermögens 100000 Mk., ſo erhöht ſich der Steuerſatz um 0,1
v. H. Der Extrazuſchlag erhöht ſich bis auf 1 v. H. bei Ver-
mögen von 10 und mehr Millionen. Die Subkommiſſion hat
die Skala verkürzt und den kleineren Zuwachs ſtärker heran-
gezogen. Das Ergebnis der Arbeiten der Subkommiſſion iſt
in dieſem Antrag Südekum niedergelegt:

Die Steuer beträgt für den ganzen Erhebungszeitraum
bei einem ſteuerpflichtigen Vermögenszuwachs von
nicht mehr als 50 000 Mk. 0,75 v. H. des Zuwachſes,
mehr als 50000--100 000 0,00

100 000--300 000 1,05
„300 000--500 000 129

500000--1000000 1,35
1000000 1,/50Der Extrazuſchlag für Vermögen von über 100 000 Mk. bleibt

beſtehen. Die neue Staffelung wird ſchätzungsweiſe eine
Summe von 104--106 Millionen bringen Zentrum und
Konſervative wandten ſich gegen die neue Staffel, weil an-
geblich der Vermögenszuwachs durch Erbſchaften hart belaſtet
werden würde; eine Auffaſſung, die Genoſſe Frank als durch-
aus irrig nachwies. Die ungemein weitgehende Schonung, die
durch frühere Beſchlüſſe der bürgerlichen Mehrheit gerade dem
Zuwachs aus Erbſchaften zu teil geworden ſei, ſchließe eine
harte Belaſtung aus. Genoſſe Hagaſe gab die Erklärung
ab. daß ſich die Sozialdemokraten für die zweite Leſung vor-
behalten, eventuell andere Anträge zu ſtellen, da die Trag-
weite der neuen Staffelung momentan nicht genau zu über-
ſehen ſei. Gegen die Stimmen der Konſervativen und
einiger Zentrumsabgeordneten wurde der Antrag Südekum
angenommen.

Das Zentrum beantragte, den folgenden neuen Paragraphen
in das Geſetz einzufügen: „Hat der Steuerpflichtige ein ſteuer-
bares Vermögen von weniger als hunderttauſend
Mark, ſo ermäßigt ſich ſeine Steuer um je fünf vom
Hundert für das dritte und jedes weitere minderjährige Kind.“

Genoſſe Südekum glaubte, daß die Grenze von 100 000
Mark doch zu hoch gegriffen fei; 50 000 Mk. dagegen ſei akzep-
tabel. Ueber einen gewiſſen Schutz des Mittelſtandes dürfe
die Vergünſtigung nicht hingusgehen. Abg. Graf Praſchma
betonte demgegenüber, daß die Grenze von 100000 Mk. noch
nicht einmal hoch genug geſteckt ſei. Kinderreiche Familien
müßten ohne jede Rückſicht auf die Höhe des Vermögens be-
günſtigt werden. Abg. Gothein erklärte für die Volks-
parteiler, daß ſie ſowohl den Zentrumsantrag, wie den des
Abg. Südekum ablehnen würden. Es liege gar keine Ver-
anlaſſung dazu vor, mit dem Gedanken der „ſozialen Gerech-
tigkeit“ zu operieren, wenn tatſächlich ein hoher Vermögens-
zuwachs zu verzeichnen ſei. Von der Steuer würden doch nur
Familien betroffen, die wirtſchaftlich ſehr gut proſperieren, bei

denen eine Begünſtigung alſo unverantwortlich ſei, zumal es
ſich um kleine Steuerbeträge handele. Jm gleichen Sinne
ſprach Abg. Paaſche. Genoſſe Haaſe ſtimmte dieſen
Darlegungen zu. Vom Vermögenszuwachs könne doch der
ganze Unterhalt für die geſamte Familie abgezogen werden,
die Steuer werde alſo nur vom reinen Zuwachs erhoben.
Die Sozialdemokraten lehnten dashelb jede Begünſtigung ab.
Der Antrag Südekum ſei nur ein Eventualantrag zum An-
trag des Zentrums. Der Antrag Südekum wurde gegen die
Stimmen der Sozialdemokraten und Volksparteiler abgelehnt;
dagegen der Zentrumsantrag gegen die Stimmen der Sozial-
demokraten und Volksparteiler angenommen. Trotzdem für
die Nationalliberalen Abg. Paaſche gegen die vom Zentrum
beantragte Begünſtigung geſprochen hatte, ſtimmten ſie dann
für die Begünſtigung. Weiterberatung Freitag.

Halle und Saalkreis,
Halle (Saale), den 19. Juni 1918.

Sozialdemokratiſcher Verein.
Der Sozialdemokratiſche Verein hielt geſtern abend im

großen Saale des Volksparks ſeine regelmäßige monatliche
Mitgliederverſammlung ab. Aus Anlaß der vielen Jubiläums-
feiern, zu denen in dieſem Jahre jede Veranlaſſung Gelegen-
heit bietet, hatte es die Parteileitung für nötig gehalten, der
Arbeiterſchaft einmal die wahren Tatſachen der Jubiläumszeit
vor Augen zu führen.

Der Referent, Genoſſe Pieck vom Zentral-Bildungsausſchuß
aus Berlin, erſchien als der geeignetſte Vertreter, den Anweſen-
den dieſe Materie richtig vor Augen zu führen. Er führte un-
gefähr aus: Jn dieſem Jahre, dem Jahre der Jubiläums-
feiern, in denen das Bürgertum kaum aus dem Taumel heraus-
kommt, erſcheint es einmal angebracht, die wahren Tatſachen
auf geſchichtlicher Grundlage darzulegen. Den großzügigen
Verſuch dazu hat ja bereits der Dichter Gerhart Hauptmann
mit ſeinem Feſtſpiele gemacht, er findet aber bei den teutſchen
Patrioten ſehr wenig Verſtändnis für ſein Werk, und ſo iſt auf
Drängen dieſer nationalen Schreier die Aufführung des
Stückes vor einigen Tagen eingeſtellt worden. Es wird be-
hauptet, Hauptmann habe den Korſen Napoleon zu ſehr ge-
feiert. Es gelte deshalb, einmal auf grundgeſchichtlichen Tat-
ſachen das Wirken Napoleons und ſeiner Zeitgenoſſen ins
richtige Licht zu rücken. Napoleon ſei nicht der wilde Eroberer
geweſen, wie ihn unſere Patrioten immer hinzuſtellen belieben.
Er ſei vielmehr als Reformator für den ganzen Kontingent
aufgetreten. Dabei habe er nicht etwa die Abſicht gehabt, durch
Maſſenmord die Welt umzugeſtalten. Vielmehr habe er ſtets
verſucht, durch Verhandlungen mit den anderen Fürſten eine
friedliche Löſung herbeizuführen. Dabei ſei er aber größten-
teils auf Widerſtand geſtoßen. Einer der hartnäckigſten
Gegner ſolcher Verhandlungen ſei Preußen geweſen. Redner
ſchilderte dann den Zeitabſchnitt, in dem Napoleon auf Grund
ſeiner militäriſchen Macht über Preußen geherrſcht hat. Dieſe
Herrſchaft habe für ganz Deutſchland, und ſpeziell für Preußen,
große innere Fortſchritte gebracht. Jn dieſe Zeit fiel die Be
freiung der Bauern, den Städten wurde das Selbſtverwal
tungsrecht gebracht uſw. Aber die Fremdherrſchaft habe auch
ihre Nachteile gehabt. Dieſe Nachteile habe beſonders das Volk
zu ſpüren bekommen. Das Volk ſei es deshalb auch geweſen,
das auf eine Beſeitigung dieſer Fremdherrſchaft drängte. Aber
der damalige Preußenkönig habe davon nichts wiſſen wollen,
weil er in einem Kampfe den Verluſt ſeiner Krone fürchtete.
Er wurde aber doch zu einer Stellungnahme gegen Napoleon
gedrängt, wenn er nicht wollte, daß die Wellen der Volks-
bewegung über ſeinen Thron hinweggingen. Auf allgemeines
Drängen erließ er dann den Aufruf An mein Volk, dem ſpäter
ein Aufruf des ruſſiſchen Kaiſers und des Preußenkönigs an
alle Deutſchen folgte. Das Volk griff begeiſtert zu den Waffen
und es zeigte ſich, daß die Freiwilligen ganz andere Soldaten
waren, wie die Söldner von 1506. Es kam dann zu dem großen
Völkermorden bei Groß-Görſchen und Leipzig. Napoleon
wurde überall geſchlagen, und ſpäter nach Elba verbannt. Aber
das Volk ſtellte Forderungen, es verlangtekonſtitutio-
nelle Rechte, wie ſie in den Aufrufen angedeutet worden
waren. Aber zu wahren Rechten kam es nie, die freiheitlichen
Männer, die für dieſe Forderungen eintraten, wurden ge-
waltſam unſchädlich gemacht, bis eine Zeit der
ſchwärzeſten Reaktion folgte. Jn den 40er und 590er
Jahren hat es das Bürgertum noch einmal verſucht, konſtitutio-
nelle Rechte zu erobern. Aber mit dem Anwachſen der Jndu-
ſtrie ſei das Bürgertum immer mehr und mehr reaktionär ge
worden. Und ſo hat es denn auch allen Grund, bei dem jetzigen
Regierungsjubiläum die Radautrommel zu ſchlagen. Unter der
Regierung Wilhelms II. ſind gerade der Bourgeoiſie ſo un
geheure Reichtümer in den Schoß gefallen, daß es alle Urſache
hat, Wilhelm II. zuzujubeln. Aber kann das ein Arbeiter auch?
Redner erinnerte an die zunehmende Ausbeutung der
Arbeiterklaſſe innerhalb der letzten fünfundzwanzig Jahre.
Er erinnerte auch an die Ausſprüche Wilhelms II. die ſich
gegen die Arbeitertlaſſe gerichtet haben. Für jeden Partei
genoſſen kann deshalb kein Zweifel darüber beſtehen, wie er
die Jubiläumsfeiern zu bewerten hat. Bei ſeinem Regierungs
antritt habe Wilhelm II. der Arbeiterklaſſe beſonders auf dem
Gebiete der Sozialfürſorge große Verſprechungen gemacht.
Aber das habe nicht lange gedauert. Später habe ſich dieſe
Stimmung ſogar in das Gegenteil umgeſchlagen, was die
Oeynhäuſer Zuchthausrede beweiſe. Das Junkerregiment ſei
ſeit ſeinem Regierungsantritt immer deutlicher hervorgetreten,
ſo bei Abſchluß von Handelsverträgen, bei den Zollgeſetzen,
beim Mittellandkanal und zuletzt bei der Aenderung des preu-
ßiſchen Wahlrechts. Wilhelm II. werde auch immer als
Friedenskaiſer gefeiert, wenn auch im Jnlande kein Krieg
ausgebrochen ſei, ſo haben aber in fremden Erdteilen unter
ſeiner Regierung die kriegeriſchen Unternehmungen noch nicht
aufgehört. Eine ſo widerſpruchsvolle Regierungspolitik müſſe
auf alle Fälle bekämpft werden. Das Proletariat fördere die
Beſtrebungen, den Tüchtigſten an die Spitze zu ſtellen. Aber
die Staatsform allein kann nicht maßgebend für das
Wohlergehen der geſamten Staatsbürger ſein. Dazu bedürfe
es der Befreiung ſämtlicher Staatsbürger. Redner er-
innerte an den belgiſchen Generalſtreik und wünſchte, daß ſich
auch die deutſche Arbeiterklaſſe mit dem Problem befaſſen
möchte. Wenn auch die Arbeiterklaſſe in ihrem fünfzigjährigen
Kampfe Großes geleiſtet habe, ſo müſſe der Kampf von jedem
einzelnen doch raſtlos weitergeführt werden. Das ſei das beſte
Jubiläumsgeſchenk, wenn jeder Arbeiter ſein alles für die Be
freiuung des Proletariats einſetze.

Lebhafter Beifall folgte dem Vortrag, deſſen Bedeutung der
mäßige Beſuch der Verſammlung keineswegs entſprach. Zur'
Diskuſſion meldete ſich niemand.

Jm Punkt Vereinsangelegenheiten erinnerte Genoſſe
Frommhold daran, daß am Sonnabend ein ſog. bunter
Abend ſtattfindet. Das nächſte Kinderfeſt wird am 16. Juli,
und das Parteifeſt am 27. Juli im Volkspark ſtattfinden, wozu
jeder Genoſſe jetzt ſchon Propaganda machen ſolle.
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Die Verpeſtung des Nordviertels und des Saaletals.
Die Papierfabrik in Kröllwitz zeichnet ſich nicht allein durch

die ungewöhnlich hohe Dividende, die ſie ihren Aktionären für
deren aufreibende Tätigkeit zahlt, ſondern auch durch Ver
breitung eines peſtilenzialiſchen Geruches aus, durch den ſie
das ſchöne Saaletal und das Nordviertel der Stadt bis weit
hinein ins Land verpeſtet.
war in den letzten heißen Tagen war dieſer Geruch

ieder außergewöhnlich ſcharf und ekelerregend und die AnPehrer des Viertels an der nördlichen Saale mußten es ſich

verſagen, in den Abendſtunden ihre Fenſter für den Durchzug
friſcher Luft zu öffnen. Dazu kommt die Verbreitung eines
feinen, ſchmutzigen Staubes, ſo daß die Einwohner des Nordens
um die Nachbarſchaft dieſes Unternehmens wahplich nicht zu
beneiden ſind. Die Herren Aktionäre freilich wohnen weit vom
Schuß. Sie ſtecken ihre empfindlichen Naſen nur in die Ge
winn und Verluſtrechnung des Unternehmens, wenn es gilt,
den fetten Profit einzuheimſen, die Unannehmlichkeiten der
Fabrik aber überlaſſen ſie den Arbeitern und Nachbarn.

Wo aber bleiben Staat und Gemeinde? Haben die gar keine
Machtmittel an der Hand zur Abſtellung dieſer Mißſtände?
Das Thema der Verpeſtung des Saaletals durch die Kröllwitzer
Papierfabrik ſcheint für ſie unbegreiflicherweiſe ein Blümchen
Rührmichnichtan zu ſein. Von einem Eingreifen des Kreis-
arztes oder der ſtädtiſchen Geſundheitspolizei iſt keine Rede.
Vor vier Jahren hat die Stadt einmal den Mut beſeſſen,
und bei der Fabrik Anregungen auf Abſtellung des Uebels ge-
tan. Die Fabrik antwortete damals, es wäre eine Aenderung
der Fabrikationsweiſe geplant. Bis heute iſt nichts ge
ändert! Die verſprochene Abhilfe war allem Anſchein nach
mit Ausgaben verknüpft und deshalb ſcheint die gute Abſicht
geſcheitert zu ſein. Heute behauptet nun die Fabrikleitung,
daß der ekelhafte Geruch eine Folge der künſtlichen Düngung
der angrenzenden Lettiner Felder und demzufolge von ihr nicht
zu vertreten ſei. Das dürfte jedoch nicht den Tatſachen ent-
ſprechen, denn die Schweſterfabrik in Ammendorf verbreitet bei
weitem nicht einen ähnlichen ſtarken Geruch und zudem hat die
Fabrik ja vor vier Jahren ſelbſt zugegeben, daß es an
der Fabrikationsweiſe liegt.

Wir ſind der feſten Ueberzeugung, daß es bei entſprechenden
Aenderungen im Betriebe wohl möglich iſt, Abhilfe zu ſchaffen.
Die Polizei, die ſo prompt im Verbieten von Aufzügen fried-
licher Arbeiter iſt, in der guten Abſicht, daß bei dem zu er
wartenden Gedränge ja keiner an ſeiner Perſon Schaden
leidet, findet ein dankbares Feld, ſich weiter für die perſönliche
Geſundheit der Einwohner zu betätigen. Wenn damit das
Portemonnaie einiger aktienſchwerer Stadtverordneter, ſelbſt
das des Herrn Bankier Lehmann, vorübergehend angegriffen
würde, ſo darf das kein Hinderungsgrund ſein. Alſo nur Mut,
verehrlicher Magiſtrat, es handelt ſich um die Geſundheit
Tauſender!

Sozialdemokratiſcher Verein für Halle und den Saalkreis.
Ein „Bunter Abend“ findet, wie ſchon angekündigt, am Sonn

abend, den 21. d. M., für unſere Mitglieder im Volkspark ſtatt.
Die Geſellſchaft Lewandowski, die für dieſen Abend gewonnen
iſt, iſt den Hallenſern von früheren Veranſtaltungen rühmlichſt
bekannt, und verbürgt ihr Ruf ſowie das ſorgfältig ausge
wählte Programm ernſten und heiteren Jnhalts einen genuß-
reichen Abend. Aus dem Programm ſei hervorgehoben: Gegen
wart und Zukunft, burlesk-phantaſtiſche Duoſzene mit Geſang;
Der Poſtillon von Lonjumeau, Poſſe mit Gefang von H. Lewan-
dowski. Da ein Tanz ſich anſchließt, ſo wird auch unſere tanz-
luſtige Jugend auf ihre Rechnung kommen. Die Genoſſinnen
und Genoſſen werden erſucht, durch zahlreiches Erſcheinen zum
Gelingen des Abends beizutragen. Billetts zum Preiſe von
20 Pfg. ſind in den bekannten Stellen ſowie im Sekretariat,
Harz 42-43 III, zu haben. Der Vorſtand.

Monatsbericht der Zentralbibliothek.
Jm Monat Mai wurden von 1276 (1082) Beſuchern an 3 (3)

Sonntags und 7 (7) Werktags-Ausgabeſtunden 1628 (1396) Bücher
entlichen. Es wurden alſo 194 Beſucher und 232 Entleihungen
mehr gezählt als im Mai 1912. Ausgabeſtelle Nord hatte 605 Be
ſucher und 823 Entleihungen, Süd 649 Beſucher und 763 Ent-
leihungen, Ammendorf 22 Beſucher und 42 Entleihungen. Auf
die einzelnen Abteilungen verteilen ſich die entliehenen Bücher

wie folgt: Abteilung A: Partei- und 80 (50),

B. Geſchichte, Biographien 112 (67), C. Naturwiſſenſchaften
154 (159), D. Religion, Philoſophie 36 (23), E: Romane, Novellen
707 (635), F: Jugendſchriften 272 (243), G: Klaſſiker, Gedichte
28 (27), H: Sammelwerke 219 (173), I: Technik, Geſetze, Ver
ſchiedenes 20 (19). (Die eingeklammerten Ziffern ſind die des
gleichen Monats des Vorjahres.)

Die Zentralbibliothek ſteht allen Mitgliedern der Partei und
ſämtlichen Gewerkſchaften unentgeltlich zur Verfügung und bitten
wir um recht eifrige Benutzung derſelben. Beim erſten Beſuch
muß das Mitgliedsbuch vorgelegt werden. Ausgabeſtunden ſind
Dienstag und Donnerstag, abends von 8--9 Uhr, Sonntag vor-
mittags von 10--12 Uhr im Volkspark, Burgſtr. 27, und Ball
ſäle, Lerchenfeldſtraße 14. Kataloge ſind in den Ausgabeſtellen
für 15 Pfennige zu haben.

Volkspark. Das zu heute abend angeſetzte Doppelkonzert,
in dem der Opernſänger Bergholz als Liederſänger auftreten
ſollte, mußte leider Umſtände halber auf nächſten Diens-
tag verlegt werden.

Die Gewerbegerichtsbeiſitzer hielten am 18. Juni ihre
Monatsverſammlung im Gaſthaus zu den Drei Königen ab.
Zunächſt wurden von den Genoſſen Röber, Martin, Gutſche,
Grüber und Schmidt Berichte über die Verhandlungen des Ge-
werbegerichts in der Zeit vom 22. April bis 17. Juni 1913 er-
ſtattet. Aus den verſchiedenen Urteilen des Gerichts ſeien nur
folgende herausgegriffen. Ein von einem Arbeiter begangener
Diebſtahl iſt zwar für den Unternehmer ein Grund, den Ar-
beiter ſofort ohne Kündigung zu entlaſſen, doch hat der Unter-
nehmer bis zum Augenblick der Entlaſſung den Lohn zu zahlen.

Die einmalige Ueberſchreitung der Ruhepauſe durch einen
Gaſtwirtsgehilfen iſt kein Grund, ihn ſofort ohne Kündigung
zu entlaſſen. Ein Schaden, den angeblich ein Arbeiter dem
Unternehmer dadurch zugefügt hat, daß er ſelbſtändig Arbeiten
verrichtete, die vielleicht er Unternehmer hätte erhaltenkönnen, kann nicht vom Lohn Abgezogen werden. Durch ſtill-
ſchweigendes Hinnehmen einer Anordnung des Unternehmers
erklärt ſich der Arbeiter damit einverſtanden. Ein Techniker,
der ſich einmal „verrechnet“, kann deshalb noch nicht ſofort
ohne Kündigung entlaſſen werden. Auch Heimarbeiter haben
Anſpruch auf Ausſtellung eines Arbeitszeugniſſes durch den
Unternehmer. An die einzelnen Berichte der Beiſitzer knüpf-
ten ſich anregende Debatten.
Hierauf ſprach Arbeiterſekretär Kleeis über die vom 18.

bis 20. September 1913 in Leipzig ſtattfindende Verſammlung
des Verbandes deutſcher Gewerbe und Kaufmannsgerichte.
Derſelben geht eine von der Generalkommiſſion der freien Ge-werkſchaften einberufene Verſammlung der Arbeiterbeiſitzer
vorauf. Da das Gewerbe- und Kaufmannsgericht in Halle dem
genannten Verbande angeſchloſſen iſt, wird beſchloſſen, den
Magiſtrat zu erſuchen, auf Koſten der Stadt je einen Unter-
nehmer und Arbeiterbeiſitzer zu der Verbandsverſammlung zu
delegieren.

Tagesordnung für die Sitzung der Stadtverordnetenver-
ſammlung am Montag, den 23. d. M., nachmittags 4 Uhr.
Oeffentliche Sitzung. Landverkauf Jägerplatz 14.
Wegeunterführung an der alten Le ipziger Chauſſee. Land-enteignung für Heberleitung III. Landerwerb zur Kuhgaſſe.
Nachbewilligung für Umbauten in der Talamtſchule. Tarif
für die Löſch- und Ladeſtelle in H.-Trotha. Vergrößerung desProviantamisgebäudes. Entſchädigung für Landabtretung
vom Ritergut Beeſen. Erhöhung des Beitrages für das Hand-
werker-Krüppelheim Cracau. Beitrag an den Deutſchen
Fröbelverband. Beſchaffung von Bildern zur Erinnerung an
die Hundertjahrfeier. Unterſtützung der Milchkolonie des
Schrebervereins H.-Süd. Uebertragung von Mitteln der Gas-
und Waſſerwerke auf das Rechnungsjahr 1913. Vermehrung
der Magiſtratsmitglieder. r r und Land-
austauſch in der Straße Neuwerk. Nachbewilligung für dieStraßenbahn, das Elektrizitätswerk, die Röſerſtiftung. Aende-
rung der Vorſchriften für das Kuratorium der höheren Knaben-
ſchulen. Vermietung eines Ladens. Petition gegen Wieder-
belegung des Giebichenſteiner Friedhofes. Petition um Ent-
ſchädigung für Dienſtleiſtungen. Petition um Stundung von
Straßenausbaukoſten. Petition um Gleichſtellung in Gas-
preiſen. Magiſtratsbeſchluß betr. die Schankkonzeſſionsſteuer
und Petition dazu Wahl eines Mitgliedes für den Gemeinde-
ſteuerausſchuß. Nichtöſfentliche Sitzung. Schieds-mannwahl. Wahl für den Ausſchuß zur Auswahl der Schöffen

und Geſchworenen. Penſionierung eines Beamten. Armen-
pflegerwahl.

Zum Blumenkorſo. Nachdem die Anmeldungen mit der
Zahl 85 abgeſchloſſen ſind, bietet ein Blick in das Programm,
das dieſes Mal nicht nur eine trockene Aufzählung der Num-
mern und Namen enthält, ſondern, ſoweit die Angaben gemacht
ſind, auch den der Ausſchmückung zugrunde liegenden Gedanken
h intereſſante Einzelheiten. So nennt ein Teilnehmer,

der im vorigen Jahre bereits einer der erſten Preisträger war,
ſein Boot Lore am Tore. Roſenlaube, Roſengarten, Blumen-freund ſind mehrfach vertreten. Ländliches Glück, Roſen in
Roſen, Haus mit zwei Fenſtern, ſo lauten drei Benennungen,
die der Phantaſie den weiteſten Spielraum geben. Fahrzeug
des Königs Hiron von Syrakus wird eine Ausſchmückung be-
nannt, Alte Zeit und neue Zeit alles nebeneinander. Und über
dem bunten Bilde wird vorausſichtlich gegen 2 Uhr das Zeppe-
linluftſchiff Sachſen kreuzen.

Der ſtädtiſche Fleiſchverkauf iſt aufgehoben. Unſere prinzi-
pielle nung dazu haben wir vor einigen Wochen be-
reits klargelegt, als die Teuerungsdeputation den Einſtellungs-beſchluß faßte. Aber den Schlächtermeiſtern iſt inſofern noch
eine Konkurrenz geblieben, daß eine Anzahl beim Fleiſchverkauf
für die Stadt tätig geweſener Schlächter die Verkaufssſtellen
weiterführen wollen.

Vom Vieh und Jahrmarkt.
waren 290 Pferde, 346 Läuferſchweine und 307 Ferkel aufge-
trieben. Obgleich zahlreiche Käufer für Pferde zugegen waren,
blieb der Handel mit ſolchen flau. Schweine fanden dagegen
ihre Abnehmer.

Für Luſtbarkeitszwecke ſorgten unter anderem 12 Karuſſells
und drei Schaukeln. Außerdem iſt eine größere Schaubude auf-
geſtellt. Von Käufern war der Krammarkt, ungeachtet des zeit-
weiſe regneriſchen Wetters, durchweg gut beſucht.

Auf dem Viehmarkte wurde ein vierjähriges
gleitung ſeiner Mutter durch den Biß eines Pferdes am Kopfe
leicht verletzt. Eine Schuld trifft hierbei niemand. Ein
Arbeiter wurde von Krämpfen befallen. Er erholte ſich jedoch
bald wieder. 11 verlaufene Kinder wurden in Schutzhaft ge-
nommen und ſpäter ihren Ektern übergeben.

Einer auswärtigen Bauersfrau kam ihr Portemonnaie mit
einer größeren Geldſumme, die zum Ankauf von Schweinen
beſtimmt war, abhanden. Ueber den Verbleib ließ ſich Be
ſtimmtes nicht feſtſtellen. Aus einer Verkaufsbude wurden in
der vorausgegangenen Nacht 2Pappkaſten mit Spitzen entwendet.

Ein Arbeiter ſchlug einen Buchhalter nach vorausgegangenem
Wortwechſel ohne weſentliche Veranlaſſung ins Geſicht. Der
Name des Täters wurde feſtgeſtellt. Außerdem wurden aus
verſchiedener Veranlaſſung, vorwiegend aber wegen Beläſti-
gung junger Mädchen die Namen von 13 jungen Leuten, dar-
unter von mehreren Schülern hieſiger höherer Lehranſtalten
feſtgeſtellt.

Kind überfahren! In der Steinſtraße überfuhr geſtern
ein einſpänniges Rollfuhrwerk ein etwa fünf Jahre altes
Mädchen. Das Kind wurde von der bedauernswerten entſetzten

die das Unglück mit anſehen mußte, wie tot davon-
etragen.

Von der Straße. Ecke Mühlweg und Bernburger Straße
wurde geſtern nachmittag von einem Kraftwagen eine Gas-
laterne umgefahren. Das Fahrzeug wurde dabei derart be-
ſchädigt, daß es außer Betrieb geſetzt werden mußte. Durch
Unachtſamkeit eines Geſchirrführers wurde auf der 1. Eliſa-
bethbrücke eine Gaslaterne umgefahren. Geſtern nachmittag
wurde in der Rathausſtraße eine Arbeiterin in ſinnlos be-
trunkenem Zuſtande auf dem Bürgerſteige liegend vorgefunden.
Da ſie aus einer Wunde am Hinterkopfe unaufhörlich blutete.
mußte ſie der Klinik zugeführt werden.

Nietleben. Gewerkſchaftsmitglieder. Am Sonn-
tag, den 22. Juni, nachmittags 3 Uhr, im Gaſthaus zur Sonne,
iſt Verſammlung der Mitglieder aller im Orte wohnenden
Gewerkſchaftler. Das Erſcheinen aller iſt erforderlich.

Seeben. Der Arbeiterſchaft zur Kenntnis, daß heute abend82 Uhr eine Gemeinderatsſitzung ſtattfindet. Da
eine wichtige Tagesordnung zu erledigen iſt, wird die Ein-
wohnerſchaft erſucht, ſich zahlreich zu beteiligen.

Zu dem geſtrigen Viehmarkte

Kind in Be-

Drei Jahre langes, furchtbares Elend!
Ein Freund, welcher mir verſicherte, daß er von Stomoxygen

von ſehr ſchmerzhaften Verdanungsſtörungen befreit wurde, ver-
anlaßte mich, dieſes Mittel auch zu verſuchen. Drei Jahre litt ichan chroniſcher Verhannngeſtoenng Alle Mittel, die ich gegen mein

Leiden anwendete, verſchafften mir nur unbedeutende Erleichte-
rung, jedoch keine Heilung Wie ſo ganz anders war die Wirkung
von Stomoxygen! Die Blähungen hörten ſofort auf und meine
Verdaunng iſt jetzt ſo gut, wie ich ſie mir nicht beſſer denken kann.
Die Mahlzeiten ſind jetzt ein wahrer Genuß für mich und keineQual mehr, wie früher.

Auszug aus einem Bericht aus Dresden vom 10. Mai 1913:
„Stomoxygen- Tabletten ſind auf Grund der neueſten Forſchungen
über Sauerſtoff- Wirkung aufſgebaut. Avpotheker aus allen Gegen-
den berichken, daß die Nachfrage nach Stomoxygen von Tag zu
Tag zunimmt. Stomoxygen iſt das Jdeal- Präparat für Verdau-ungsſtörungen und Verſtopfung, ſowie deren Begleiterſcheinungen,

wie Kopfſchmerzen, Säure im Magen, Herz-
klopfen u. dal.“ *898
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Um gütige Unterſtützung bittet höflichſt Alfred Hässelbarth.
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Das
einzigste Etagen-Gesonaätft

Schönere Herren-

finden Sie nirgends. Zum Voer-

e

M. Schneider
Soweit Vorrat Berkauf im Parterre auf kommen nur erstkiassigeb et See in Sehtraunen, grünen, auen unh 2 M g b t grauen modernen FarbentönenOorzugs n e 0 in reichhaltiger Auswahl.

1 Trepn e, e z eause errn 50 50 00 00Ii2“] lBlau, rer e die günstigste Gelegenheit,

feine getragene
Monats-GCarcderohen
von feinsten Herrschaften und ersten Schneidern stammend,
nachdem dieselben aufs Beste hergestellt sind

zu enorm billigen Preisen
zu erhalten.

T Setragene Garderobe
8 10 12 K.

Blusen aus Leinen, mit Bordüre 45 Pf. I Aſs Ersate für Maeanfertiooro.

Blusen aus weiß Batiſt, mit geſticktem 6ſ 23 l
Vorderteil

Chicoe Anzüge für junge Herren
Grobstadtgescohmachk,1 Blusen aus farbigen Waſchſtoffen 9S mod., 2rei Formen,

für Jänghngegrössen M. 7.50 18.00

für Burschengrössen M. 10.50—32.00Blusen aus weiß WBatiſt, mit reichen Ein j 25

ſätzen n. Neuheit der Sommer-Saison:Grau marengo Jackett u. Weste, a.

Blusen aus Zephir, in Hemdform I. 40 e e n
dazu gestreifte Hosen, mit u. ohne

Maß -Anzüge, gereinigt.Mab- Anzüge. feine Stotke 14 16 18 Mk und höher
Monats Anzüge. wie neu. 20 24 27Promer- aden-Rockanzüge ß 32 P Umschlag 6.50, 8.50, 12.50 M.Gehrock- Anzüge. feine Tue stoffe 2 16 18 en e 50Fränjanrs Paletots teils auf Seide g. 19 b u aus Spitzenſtoff, weiß und crème o Boreger Märtel. Wetter Pelerinen bunml- Minte. t

Frühjahrs-Ulster, elegant 12 14 16 eger rn nFinzelne Hosen, Westen, Jacketts spotthiig.
De Fracks und Gesellschafts- Anzüge leihweise.

Blusen aus Stickereiſtoff, mit Säumchen I. 95 Leichte Sommer Kleidung:
Wasch-Joppen, Lüster-dJacketts, Loden-doppen,

Bast- Jacketts und -Anzüge, Tennis-Hosen, c
Herren, denen ihre Garderobe zu eng oder zu weitell! geworden ist, wird solche gegen elegant sitzende

neue oder getragene umgetauseht. Jpe ziell grosses Lager
in weiten Sachen für Korpulente. aus Muſſelin mit Spachtel-Paſſe MWasch-Westen, Westen- „Gürtel, ort Kragen. li
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Um gütige Unterstützung ittot 1726 8 5 M. H. Hierzu ladet freundlichſt ein Der Vorſtand.
oehaehtungsron Fs zinserling. Verkdufsstelle Elsterwerda e w*861 empfiehlt ſeinen Mitgliedern Ein Siets gern fri2 ihmlichst bekannte und ſidFrauen Linsen n h ne e e
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re übe ü 5nur prima Qualität, J Transbort frei Haus. Kanarienhähne rer zai f Badewannen von 3. M. an, alte Weibchen er mässige Kocher zſind eingetroffen. Waſchwannen von 5 Mk. an M u n port werden Sonnaben 2 für Wandervoge ſtelDeckel v. 4 Mk. an S Käe 75, 90 V. J T e C. F. RMiuer, ſchlReſte in allen Farben und e za bapen in der e rer atrasse 90. SMuſtern in großer Menge Gegründet 1883. rvorrätig. dene Kleiderdürsten mit guten, 8S reinen Borsten, sehr billig. Pne

F. Rer, a.
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T. Frauen?
Störung u. Unregelmäßig-

keit wenden ſich vertrauensvoll an
Frau P. Brune, Sberhauſen(Rhld.) Friedenſtr. 14.Der Auskunft koſtenlos. h

Warnung.
Außer der runden Art Sdes Ungeziefermittels „Fliegen- 78399

töter ucoki wird fetzt eine
V ece in den Handel gebracht.

Nachf., Das Mittel, vor deſſen Ankaufhierdurch gewarnt wird, enthält in
m jedem Stück mehr als das Vier-8 r J der Arſenmenge (10 m), die8 18 Abſ. 2 der Miniſterial-

W izeivordnung vom 22. Febr. 1906
Grosse über en Handel m. Giften höchſtens

W hegenpapieren enthalten ſeinUlrichstrasse d e x t darf
aher wegen ſeines hohen Arſen-„Neues Theater. gehaltes überhaupt nicht e

gehalten, Wrhanſt oder ab
egeben werden.Auf Firma und uwiderbandlungen werden

Hausnummer gemäß S 22 der genannten Ver-
ordnung, ſoweit in den beſtehenden Nebenverdienst u Alemannia- Fahrräder

bitte genau zu achten. J Geſeten nicht hre Strafen vor Verlangen Sie IIIustr. Katalog Nr. 13 über Fahrräder und Zubehörteilet gratis und franko, ehe SieAteeehehe z Gevltraſe kaufen. Pneumatikmüäntel Mk. 2.40, 3.20, 8.50, 4.70, 5.50, 6.50. Schläuche Mk. 2.50,

gen mar er verein J. kries Seseler fl. 2hrradwerus, klenebub

le, den 11. Juni 1913.e 5 h Rabatt h Be
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2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 143 Halle (Saale), Sonnabend den 21. Juni 1913 24. Jahrg.

Der 10. Genoſſenſchaftstag.
Dresden den 18. Juni.

Dritter Verhandlungstag.
Der Vorſitzende Barth München gedenkt des 25jährigen

Jubiläums des Konſumvereins Vorwarts in Dresden, das
heute gefeiert wird. Er wünſcht, daß auch anderwärts die Höhe
der Entwicklung erreicht wird, die der feiernde Verein erklotm-
men hat. Er überreicht ein ſchönes Geſchent des Zentralver-
bandes, für das Fräsdorf- Dresden den Dank des Vereins
ausſpricht.

Darauf ſpricht Angſt-Baſel über: Vorausſetzung und
Technik des Betriebs tonſumgenoſſenſchaftlicher Schlächtereien
und Molkereien. Er berichtet über die Erfahrungen, die mit
ſolchen Betrieben im Allgemeinen Konſumverein Baſel gemacht
wurden. Jn Vaſel gehört die ganze Bevölkerung dem Kon-
ſumverein an, ſelbſt der gewerbliche Mittelſtand, der alle die
Bedarfsartikel dort deckt, die er nicht ſelbſt produziert oder ver-
lauft. Der Umſatz beträgt 200 Frank auf den Kopf der Bevöl-
terung. (Bravo!) Jn der Schlächterei und Molkerei iſt der
Umſatz je 7. Millionen Frank. Nach einem verunglückten Ver-
ſuch im Jahre 1871 wurde 1900 die Schlächterei gegründet. Die
Fehler des erſten Verſuchs wurden vermieden. Der Großbetrieb
mit allen modernen Einrichtungen war die Grundlage. Er er-
möglichte es, mehr als ein Drittel des ganzen Fleiſchverbrauchs
zu decken, das koſtſpielige Kapital zu amortiſieren und 8 Pro-
zent Dividende zu verteilen. Zwar hatte das Unternehmen im
erſten Jahre ein Defizit. Den Mahnungen, das Geſchäft zu
liquidieren, wurde nicht gefolgt, ſondern an Stelle des „Fach-
mannes“ ein tüchtiger Kaufmann und überzeugter Genoſſen-
ſchafter an die Spitze geſtellt. (Sehr gut!) Der Nettogewinn
im letzten Jahre nach Abrechnungen aller Reſerven betrug
204 000 Frantk. Beſchäftigt ſind über 200 Arbeiter, die die
günſtigſten Arheitsbedingungen haben, etwa um 20 Prozent
beſſer als die Privatbetriebe. Jn 27 Verkaufsſtellen, werden
nur Fleiſch- und Wurſtwaren verkauft. Die Schlächterkei liefert
an eine große Zahl ſchweizeriſcher Genoſſenſchaften. Der
Baſeler Konſumbverein unterſtützt mittlere Brudervereine, die
den Fleiſchverkauf einführen wollen, durch die Einrichtung der
Verkaufsſtellen, Stellung der rechten Kräfte. Der Verein liefert
das Fleiſch, wenn auch die Abnehmer nicht an ihn gebunden
ſind. Selbſt wenn ſie einmal einen Verſuch machen, von an-
derer Seite zu beziehen, ſo kommen ſie doch immer wieder, wie
der verlorene Sohn, zum Vater zurück. (Heiterkeit.) Das
Fleiſch wird den Brudervereinen zum Selbſtkoſtenpreis ge-
liefert. Vorausſetzung für die Errichtung einer Schlächterei
iſt zunächſt, daß der Wunſch danach aus den Kreiſen der Mit-
glieder ſelbſt kommt. Nur große Vereine dürfen ſich an ein
ſolches Unternehmen wagen. Es muß mit einem Kapital von
500 900 Mark etwa zum mindeſten gerechnet werden. Wie im
Schlachtbetrieb iſt auch im Viehauftauf der Kaufmann wich-
tiger, als der Fachmann. Jn der Schweiz wird das meiſte
Vieh vom Auslande eingeführt. Da die umliegenden Länder
immer weniger Schlachtvieh liefern können, werden jetzt die
meiſten Ochſen lebend aus Argentinien eingeführt. Auch Ge-
frierfleiſch wird in immer ſtärkerem Maße genaſſen. Es hat
ſich gezeigt, daß es abgefehen von einigen Teilen dem
friſchen Fleiſch durchaus ebenbürtig iſt. Jm Verein allein
werden durch das Gefrierfleiſch 300 000 Frank jährlich geſpart.
(Hört, hört

Jn der Schlächterei herrſcht das Prinzip, daß in ihr kein
Aiom unverwertet verloren geht. Eine Kühlhalle iſt nötig, mit
der die Eisproduktion verbunden ſein muß. Die Anlage hat
Dampfbetrieb, weil dadurch Dampf und heißes Waſſer für die
übrigen Produktionsteile geliefert werden kann. Jm Betrieb
muß möglichſt die Maſchinenkraft ſtatt der Menſchenkraft ver-
wendet werden. Das Fleiſch darf nur ſo wenig als möglich
mit den Händen in Verbindung kommen. Der Verein hat eine
eigene Brunnenanlage mit Hochreſervoirs für heißes und kaltes
Waſſer. Das Fleiſch wird in den einzelnen Abteilungen immer
durch Lieferſchein vermittelt. Die genaue Kontrolle iſt nötig,
um nichts ungenutzt verloren gehen zu laſſen. Eine Fettſiederei
iſt angeſchloſſen, in der auch aus den Abfällen, dem Reini-
gungswaſſer uſw. Jnduſtriefett für die Seifenfabrikation her-
geſtellt wird. Eine genaue Kalkulation aller einzelnen Pro-
dukte iſt nötig. Jn den Verkaufsſtellen wird monatlich Jn-
ventur gemacht.

Die allgemeinen Vorausſetzungen für Schlächtereien gelten
auch für die Molkereien. Die Schwierigkeiten liegen vor allem
im Einkauf der Milch. Jn der Schweiz ſind die Produzenten
dahei, den Milchverkauf zu vertruſten. Das hat dazu geführt,
daß jetzt Genoſſenſchaften verſuchen, alle Milchkäufer. die Her-
ſteller von kondenſierter Milch, die Privathändler ſogar, die
Käſerverbände zu einer Gegenorganiſation zuſammenzu-
ſchließen. Dadurch ſoll den Preistreibereien ein Damm ents-
gegengeſtellt werden. Die Milch wird vom Produzenten ab,
gerufen. je nach dem Bedarf des einzelnen Vereins. Der
Ueberſchuß an Milch wird vom Verein verarbeitet. So wur-
den 1912 allein 220 000 Kilogramm Emmentaler Käſe herge-
ſtellt und im Verein abgeſetzt. Eine Schweinemaſtanſtalt. die
mit der Käſerei verbunden wurde, hat kein beſonders aünſtiges
Reſultat, wenn auch Defizit gezeigt. Der größte Teil der

Milch wird zu drei Vierteln im Ladengeſchäft verkauft, das
große wirtſchaftliche Vorteile hat. Der Redner gibt dann noch
Winke über die techniſche Einrichtung der Molkereien. Schlechte
Erfahrungen ſollen nicht vor neuen Verſuchen zurückſchrecken.
Jm Lexikfon der Genoſſenſchaft gibt es das Wort „unmöglich“
nicht! (Lebhafter Beifall.)

Banſe-Köln: Was der Referent von Baſel geſchildert hat,
iſt auch unter deutſchen Verhältniſſen möglich. Auch in Köln
iſt der Schlachtbetrieb eingeführt worden. Freilich iſt zunächſt
mit Verluſt gearbeitet worden, gegen den aber durch genügende
Reſerven geſorgt war. Schlechte Erfahrungen wurden auch mit
der Leitung durch „Fachmänner“ gemacht.

Schmidt-Elberfeld: Auch wir haben noch nicht die guten
Erfolge erzielt, wie Baſel. Das liegt wohl daran, daß in Baſel
die Verhältniſſe überhaupt günſtiger ſind, weil die Genoſſen-
ſchaft dort den Verkauf von Lebensmitteln beherrſcht. Wenn
es auch kein „Unmöglich“ gibt, ſo haben wir doch im Lexikon
das Wort „Vorſicht“. Auch auf dieſem Gebiete müſſen die Ge-
werkſchaften die Schwierigkeiten zu überwinden helfen. Es
dürfen nicht Lohnforderungen geſtellt werden, die ganz unge-
heuer über die Verhältniſſe im Privatbetrieb hinausgehen. (Zu-
ſtimmung.)

Rieger-Hamburg: Jm Haushalt des norddeutſchen Ar-
beiters machen die Ausgaben für Brot und Fleiſch 50 Prozent
des Haushalisetats aus. Da muß für den genoſſenſchaftlichen
Fleiſchabſatz geſorgt werden. Die „Produftion“ hat es in
kurzer Zeit zur Schlachtung von 30 000 Schweinen im Jahre
gebracht. Die Baſeler Verhältniſſe entſprechen nicht ganz den
norddeutſchen. Wenn auch größte Vorſicht nötig iſt, ſo iſt doch
ein zu ſtarter Peſſimismus nicht angebracht. Es iſt nötig,
Vereinigungen von Genoſſenſchaften zu gemeinſamen Vieh-
und Fleiſchbezug zu ſchaffen. Dies Bedürfnis zeigte ſich
namentlich beim Kauf däniſchen Viehs. Die „Produktion“
fertigt ungefähr 200 Spezialfleiſchartikel an. Jn Hamburg hat
man auch mit verſchiedener Konkurrengz zu rechnen: gute Qua-
lität und angemeſſener Preis auf der einen, mindere Qualität
und niedriger Preis auf der anderen. Da hat ſich die Ge-
noſſenſchaft zu entſcheiden, ob ſie auf Qualität halten will oder
nicht. Eine Schweineſchlächterei iſt auch den kleinen Vereinen
möglich, wenn er den Einkauf und das Perſonal von den großen
Vereinen vermitteln läßt. Bei den Molkereien zeigt ſich, daß
oft der Großbetrieb, der ſich die hygieniſchen Erfahrungen zu-
nutze macht, gegen den rückſtändigen Kleinbetrieb nicht konkur-
renzfähig iſt.

Preißner- Leipzig ſchildert die Erfahrungen, die mit der
Teuerungsaktion gemacht wurden. Der Plagwitzer Verein hat
damals nach dem Prinzip gehandelt, lieber Verluſte zu er-
leiden, als in der ſchweren Zeit der Teuerung der allgemeinen
Preiserhöhung zu folgen. Die Arheitszeit in der Fleiſcherei
beträgt acht Stunden einſchl. einer halbſtündigen Pauſe.

Mendel-Hamburg: Gerade die vorliegende Frage zeigt,
wie nötig eine Verſtändigung mit der land wirtſchaftlichen Pro-
duktion iſt. Nirgends iſt Preisdrückerei gefährlicher als in der
Nahrungsmittelbranche und beſonders in der Milchverſorgung,
weil das ſchließlich doch die Nahrungsmittelverfälſchung för-
dert. Jn verſchiedenen Produktionsgebieten iſt ein Ueberſchuß
nicht zu erzielen und die Mitglieder müſſen ſich daran gewöh-
nen, daß ſich da keine Dividenden erarbeiten laſſen, wenn gute,
cinwandfreie Ware geliefert wird.

Pätzel-Eſſen: Wir haben an der holländiſchen Grenze
eine Schweinemaſtanſtalt, aus der im letzten Jahre 500
Schweine gezogen wurden. Mit den Molkereigenoſſenſchaften
ſind Verträge abgeſchloſſen, um der Preistreiberei der Produ-
zenten zu begegnen.

Henſel (Verband der Fleiſcher): Auch ich ſtimme zu, daß
die kaufmänniſche Leitung nötig iſt. Wo es möglich iſt, ſoll
ihr eine tüchtige techniſche Leitung zur Seite geſtellt werden,
was ſchwierig iſt, weil in unſerem Gewerbe tüchtige Kräfte
ſelbſtändig werden können. Es iſt uns gelungen, 500 Tarife
mit Privaten abzuſchließen. Das muß auch in genoſſenſchaft-
lichen Betrieben möglich ſein, iſt aber nur in 11 Betrieben der
Fall. Die Angriffe von Elberfeld weiſe ich zurück, weil dort
ein Tarifvertrag noch nicht möglich war, wo man nicht einmal
Organiſierte einſtellte. (Hört, hört!) Da die Kollegen erſt
organiſiert werden mußten, brauchte man ſich nicht darüber zu
wundern, daß ſie noch nicht gewerkſchaftlich erzogen waren.
Auch wir haben das Jntereſſe, die Genoſſenſchaften zufrieden
zu ſtellen und eine Einigung zu erzielen, die beiden Teilen ge-
recht wird. (Beifall!)

Frau Steinbach-Hamburg: Bei uns mußte die Schläch-
terei eingerichtet werden, weil die Frauen es verlangten, die
nicht zu den boykottierten Meiſtern gehen wollten. Nicht wegen
Mangels, ſondern wegen zu ſtarken Konſums machten wir
keinen Ueberſchuß. Wir haben es wagen können, die Behörden
in ihrer Teuerungsaktion zu unterſtützen, die an uns heran-
traten. Das war ein gewaltiger moraliſcher Erfolg. (Lebhafte
Zuſtimmungl) Freilich kam dann die Stadtverwaltung der
Hetze nach und ſchaltete die „Produktion“ aus. Wir haben ſelbſt
die Sache in die Hand genommen und beſtes Fleiſch zu billigen
Preiſen geliefert. Wir haben geleiſtet, was die Meiſter und die
Behörden nicht vermochten. (Beifall!)

Schmidt- Elberfeld ſtellt feſt, daß zwiſchen dem Konſum-

vereine in Elberfeld und dem Fleiſcherverband keine Diffe-
renzen beſtehen.

Den Bericht der Fortbildungs- Kommiſſion
erſtattet Rupprecht Hamburg. Er erortert beſonders die
Finanzierung der Bildungseinrichtungen und ſchlägt eine Reſo-
lution vor, in der pro Mitglied 5 Pf. jährlich für die Zwecke
mindeſtens gezahlt werden ſollen. Der Reſolution wird zuge-
ſtimmt.

Ueber die Unterſtützuwgskaſſe des Zentralver-
bandes berichtet Lorenz Hamburg.

Beim Bericht über die Tätigkeit des Tarif-amtes ſchlägt Dr. Müller- Hamburg vor, in die Beſtim-
mungen folgenden Punkt aufzunehmen:

„Differenzen, die aus Tarifverträgen zwiſchen genoſſenſchaft-
lichen Organiſationen des Zentralverbandes deutſcher Konſum-
vereine und anderen Gewerkſchaften als dem Deutſchen Trans-
portarbeiter- Verband und dem Zentralverband der Bäcker,
Konditoren und Berufsgenoſſen Deutſchlands entſtehen, unter-
liegen den Entſcheidungen des Tarifamts, wenn in dieſen
Tarifverträgen eine diesbezügliche Beſtimmung enthalten iſt
und die Kontrahenten vorbehaltlos erklären, daß ſie ſich den
Entſcheidungen des Tarifamtes fügen. Soll in Fällen ſolcher
Art vom Tarifamt entſchieden werden, ſo wird die Zahl der
Tarifamtsmitglieder um einen genoſſenſchaftlichen und einen
gewerkſchaftlichen Beiſitzenden erhöht, und zwar in der Weiſe,
daß die Gewerkſchaft. die an der Differenz beteiligt iſt, einen
Beiſitzer für dieſen Fall beſtimmt, während von der genoſſen-
ſchaftlichen Seite einer der ſtellvertretenden Mitglieder des
Tarifamtes zu der betreffenden Entſcheidung hinzugezogen
wird.“

Der Redner macht dann noch eine Reihe Vorſchläge über die
Zuſammenſetzung der Kommiſſionen uſw. bei den kommenden
Tarifverträgen. Er betont, daß die Genoſſenſchaften von
ſozialem Pflichtgefühl durchdrungen ſind und hofft, daß die
Gewerkſchaften die richtige Einſicht in die tatſächlichen Verhält-
niſſe zeigen werden. Dann werde ein gutes Reſultat für beide
Teile zuſtande kommen. (Beifall!)

Nach einer Debatte, die ſich mit weniger wichtigen Einzel-
fällen beſchäftigt, wird den Vorſchlägen zugeſtimmt. Als Bei-
ſitzer zum Tarifamt werden v. Elm, Lorenz, Rieger und
Dr. Müller, als Stellvertreter Ermer und Everling
gewählt.

Die Verbandsrechnung wird genehmigt, die Zuwendungen
an die Reviſionsverbände verteilt und der Vorſtand entlaſtet.
Jn den Vorſtand wird Liebmann wiedergewählt, an Stelle
der Verſtorbenen wird Bartel gewählt. Jn den Vorſtand
werden v. Elm, Dr. Staudinger und Poppig wieder-
gewählt. Genehmigt wird darauf der Voranſchlag für das
Rechnungsjahr 1914.

Nach einem kurzen Schlußwort des Vorſitzenden Barth
wird der Genoſſenſchaftstag geſchloſſen.

Verbandstag der Metallarbeiter.
Breslau, 18. Juni 1913.

Dritter Verhandlungstag.
Widmann -Göppingen eröffnet nun wieder die geſtern

abgebrochene Diskuſſion zum allgemeinen Geſchäftsbericht. Es
liegen von geſtern her noch 21 Wortmeldungen vor.

Im Mittelpunkte der Debatte ſtehen neben anderen Fragen
im beſonderen die der ungeteilten Arbeitszeit und die des
Samstag-Mittagſchluſſes. Die letztere hat unter den Rednern
viele Freunde, aber auch die ungeteilte Arbeitszeit wird immer
wieder als Gewinn für die Arbeiter gekennzeichnet, trotz der
Einwendungen, die man gegen ſie machen kann. Die Dis-
kuſſion wird dann durch einen Schlußantrag abgekürzt.
Schlicke führt in ſeinem Schlußworte kurz aus, daß die Be-
anſtandungen der Stellung des Vorſtandes zu den Unter-
nehmernachweiſen ohne völlige Berückſichtigung der Gründe er-
folgt ſei, die dazu angeführt waren. Nun zu den Grenz-
ſtreitigkeiten. Jn den Großbetrieben, wo wir die aus-
ſchlaggebende Macht ſind, müſſen wir auch in den taktiſchen
Fragen entſcheidend ſprechen. Der Vorſtand will mit den
anderen Verbänden über dieſe Frage auf der Grundlage ver-
handeln, daß in X. Betrieben, die nach ihrer ganzen Art zu
einem beſtimmten Berufe gehören, dann die Organiſation die
Führung für dieſen Betrich zu übernehmen hat, zu der dieſer
Beruf gehört. Die Nebenberufe eines ſolchen Betriebes ſollen
ſo lange zu den Gebieten der Hauptberufsorganiſation ge
hören, als ſie nicht ganze in ſich geſchloſſene Betriebsabtei-
lungen darſtellen.

Nach dem Antrag des Verbandsausſchuſſes wird dem Ver-
bandskaſſierer Werner Entlaſtung erteilt

Die Einzelberatung der zum Geſchäftsbericht vorliegenden
Anträge beginnt. Severing- Bielefeld beantragt, ſie ins-
geſamt dem Vorſtande als Material zu überweiſen. Es wird
dementſprechend beſchloſſen. Eine Reihe der Anträge wird
von Vertretern der ſie beantragenden Orte noch ausführlich
begründet. Beſonders erfolgt dies bei den Anträgen, die ſtati-
ſtiſche Feſtſtellungen in der Elektroinduſtrie verlangen und
denen. die Berufskonferenzen wünſchen. Cohen- Berlin
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amerikaniſchen Verbandes, mit

Beſchluß der Generalverſammlung

ſpricht gegen die allzuvielen Berufskonferenzen. Mit Aus
nahme der Leipziger Anträge, die Durchführung einer
Schloſſerſtatiſtik verlangen, auch wünſchen, daß in das Ver
waltungsreglement Uebertrittsbedingungen für Wieſenthaler
eingefügt werden, werden alle zu dieſem Punkt vorliegenden
Anträge als Material für den Vorſtand überwieſen. Nur noch
der Düſſeldorfer Antrag, eine Aenderung in der Art der Dele-
n zur Gewerkſchaftsſchule eintreten zu laſſen, wird ab-
gelehnt.

Ueber einen Osnabrücker Antrag, der mehr Propaganda für
die Arbeitsruhe am 1. Mai fordert, entwickelt ſich eine kurze
Debatte, ſie wird durch die Annahme eines Antrages auf
Uebergang zur Tagesordnung erledigt.

Der Vorſitzende Schlicke teilt mit, daß ein Freund des
dem der Deutſche Metall

arbeiterverhand in Vertrag ſteht, des internationalen
Formerverbandes, angekommen ſei, und im Auftrage
dieſer Organiſation Grüße überbringe.

Die Nachmittagſitzung beginnt mit dem Berichte der Rech-
nungskommiſſion, den Richter Charlottenburg erſtattet.
Vorerſt muß ein von der Statutenberatungskommiſſion ihr
überwieſener Antrag erledigt werden. Es handelt ſich um die
Erhöhung der Tagesdiäten für Delegationen zu Generalver-
ſammlungen, Bezirkskonferenzen und ähnlichen Zuſammen-
künften. Nach kurzer lebhafter Diskuſſion wird der Antrag
angenommen.

un werden die Preſſeanträge verhandelt. Es dreht ſich in
erſter Linie um Anträge aus Barmen, Berlin, Düſſeldorf,
Dortmund, Eſſen, Nürnberg und Frankfurt a. M. Sie fordern
gleicherweiſe, daß die Stuttgarter „perſönlichen Streitigkeiten,
die aus der politiſchen Tätigkeit von Verbandsmitgliedern her-
rühren, nicht in der Metallarbeiterzeitung zum Austrag ge-
bracht werden dürfen“.

Heidinger- Stuttgart ſpricht gegen die Leitung der
Metallarbeiterzeitung. Sie hat ihren Standpunkt in der
Metallarbeiterzeitung ganz einſeitig ausgedrückt, während ſie
Erklärungen der anderen Seite ſtrikte abgelehnt hat.

Scherm-Stuttgart, der Redakteur der Metallarbeiter
zeitung, antwortet darauf: Wenn ich auf die Angriffe richtig
eingehen wollte, dann müßten wir hier die ganzen Stuttgarter
Streitigkeiten aufrollen. Es handelt ſich darum, daß die
Metallarbeiterzeitung Angriffe, die gegen die Beamten des
Verbandsbureaus erfolgen, zurückgewieſen hat. Dieſe Angriffe
ſind unter dem beſonderen Hinweis erfolgt, daß es ſich um Be

amte aus dem Hauptbureau des Deutſchen Metallarbeiterver-
bandes handle. Unter dieſen Umſtänden war es verdammte
Pflicht und Schuldigkeit, abzuwehren. Als 1911 gegen mich die
gröbſten Angriffe erhoben worden, habe ich eine Unterſuchungs-
kommiſſion beantragt. Das Schiedsgericht, das über den Aus
ſchluß gegen mich berufen wurde, hat mich freigeſprochen. Es
kann doch nicht der Wille der Verbandskollegen ſein, durch einen

indirekt das Schieds-
gerichtsurteil zu korrigieren.

Von Cohen wird, ehe in der Diskuſſion fortgefahren wird,
eine Erklärung der Berliner Delegierten zuden zur Debatte ſtehenden beiden Anträgen verleſen. Sie
lautet: „Die Berliner Delegierten ſind der Anſicht, daß durch
die in der Berliner Reſolution gekennzeichneten Streitigkeiten
keinem Teile der Arbeiterbewegung gedient iſt. Bei Aus
tragung perſönlicher Meinungsverſchiedenheiten ſollte deshalbvon allen Seiten das unter Greichgeſinmen notwendige Maß

eingehalten werden.
Jn dieſem Sinne iſt die Berliner Reſolution nur aufzufaſſen,

die von der Erwartung ausgeht, daß auch von Parteiſeite An-
riffe unterbleiben, damit nicht für unſere Zeitung wieder die

Notwendigkeit entſteht, dieſelben abzuwehren.“
Baumann- Frankfurt a. M. betont, daß es ſich für die

Frankfurter bei dem Beſck'uß ihres Antrages nur darum ge-
handelt habe, die Schäd ing, die ſolche Zeitungsdiskuſſionen
zerzeugen, in Zukunft zu vermeiden.

Nach Annahme eines Schlußantrags werden die beiden der
Sache gleichlautenden Anträge, die Unterlaſſen von politiſchen
Zeitungsdiskufſionen verlangen, angenommen.

Die Anträge auf Beſeitigung der Arbeitergeſuche unter
Chiffre aus der Metallarbeiterzeitung werden abgelehnt, nach-

dem Schlicke erklärt hat, daß ſich darunter auch Arbeitgeber
decken, die freiorganiſierte tüchtige Arbeiter ſuchen und ſich nicht
dem Boykott ihrer Unternehmerfreunde ausſetzen wollen.

Ein Antrag aus Rieſa, in der Metallarbeiterzeitung den
Schnapsgenuß auffälliger zu bekämpfen, wird der Redak-
tion überwieſen.

Die Behandlung der Statutenänderung wird zurückgeſetzt,
Maſſatzſch- Stuttgart ſpricht über den 4. Punkt der Tages
ordnung: Die Syndikate und Kartelle und ihr
Einfluß auf die Arbeiterſchaft.

Die Kartelle ſtaunte man früher als etwas ganz Außer-
vordentliches an, man nannte ſie eine vorübergehende Erſchei
nung, ſpäter wurde erſt erkannt, daß ſie ein normales Produkt
der kapitaliſtiſchen Entwicklung ſind. Mafſastzſch zeigt die
unendlich verſchiedenartig ausgebaute Macht der Kartelle, weiſt
darauf hin, daß die Kartellgeſetzgebung auch in außerdeutſchen
Ländern verfucht, Normen für die Behandlung der Kartelle zu
ſchaffen, aber mit ſehr wenig Erfolg und betont zum Schluß,
nachdem er noch den Monopolbetrieb Krupp und ſeine ſozial
n potemkinſchen Dörfer charakteriſiert hat, daß es

ufgabe der r r 4 ſei, ſo mächtig zu werden,
daß ſie mit den Kartellen als Macht zu Macht zu verhandeln
ve rmögen.

Es wird beſchloſſen, den Vortrag in Druck erſcheinen zu
en, demzufolge wird auch von einer Diskuſſion Abſtand ge

Der Vorſitzende verlieſt eine Erklärung, die an erſter Stelle
die Namen ring und Pawlowitſch als Unterſchrift trägt.
Wir zitieren die Erklärung wörtlich, unter Weglaſſung einiger
keiner unweſentlicher Stellen.

„Die unterzei Teilnehmer der Generalverſammlung
erklären hi daß ſie bei aller Sympathie für die Beſtre
bungen, mit perſönlichen Streitigkeiten den Raum der Metall
arbeiterZeitung nicht in Anſpruch zu nehmen, den Beſchluß
des Verbandstages:

Perſönliche Streitigkeiten, die aus der politiſchen Tätigkeit
von Verbandsmitgliedern herrühren, dürfen nicht in der
Metallarbeiter Zeitung zum Austrag gebracht werden,

als verbindlich nicht anerkennen können.
Ganz abgeſehen davon, daß der Beſchluß von der unmöglichen

Vorausſetzung ausgeht, daß die Streitigkeiten in der Metall

arbeiter- Zeitung zum Austrag gebracht werden, während
ſit doch nur erörtert werden, fehlt in dem Beſchluß jede Be

immung darüber, wer vor der Aufnahme des Artikels ent-
ſcheiden ſoll, ob die zu beſp nde Streitigkeit als eine aus
politiſcher Tätigkeit von Verbandsmitgliedern entſtandene
perſönliche Angelegenheit oder eine ſachliche Ausein
anZeitzeg iſt.

Sachliche Meinungsverſchiedenheiten ſind nicht zu vermeiden.
ger Erörterung dieſer Meinungsverſchiedenheiten bedarf das

erbandsorgan aber das nokwendige Maß von Mei-
nungsfreiheit, ohne deſſen Gewährung eine frucht-
bringende Erörterung nicht denkbar iſt. Die Durchführung desVeſchluſſes bedeutet darum nichts anderes als entweder die
Meinungsfreiheit zu unterbinden, oder aber neue unliebſame
Erörterungen über den angeblichen Mißbrauch der Metall-
arbeiter-Zeitung hervorzurufen.

Aus dieſen Gründen legen die unterzeichneten Teilnehmer
der Generalverſammlung gegen den Beſchluß die entſchiedenſte
Verwahrung ein.“

Es folgen 18 Unterſchriften
Die Erklärung geht zu Protokoll.
Ein zu gleicher Zeit eingegangener Antrag ſpricht aus, daß

die beiden angenommenen Anträge keine Mißbilligung der
Haltung der Redaktion der Metallarbeiter Zeitung ausſprechen
wollten. Nach kurzer lebhafter Diskuſſion wird dieſer Antrag
einſtimmig angenommen.

Nach etlichen perſönlichen Bemerkungen vertagt ſich der Kon
greß.

Gewerkſchaftliches.
Ein chriſtlicher Führer als Verleumder.

Einen Denkzettel hat das Schöffengericht zu Leipzig am
18. Juni dem Herrn Martin Fromm, Vorſitzenden des
chriſtlichen Keram- und Steinarbeiterverbandes (Sitz
Köln) verabreicht. Fromm wurde wegen verleumderiſcher Be
leidigung zu 300 Mk. Geldſtrafe, eventl. 30 Tagen Ge-
fängnis, verurteilt. Jm vorigen Jahre hielt der chriſtliche
Sekretär Küper aus Dortmund im ſächſiſchen Steinbruchsort
Röcknitz unter freiem Himmel eine Perſammlung ab. Genoſſe
Staudinger, Redakteur am Steinarbeiter, nahm mit einigen
Genoſſen an der Verſammlung teil. Der chriſtliche Küper er
hielt ſpäter ein Strafmandat, weil er die Verſammlung nicht
gemeldet hatte. Gen. Staudinger hielt dann ebenfalls unter
freiem Himmel eine Verſammlung ab, auch er erhielt eine
Gerichtsvorladung, weil auch dieſe Verſammlung nicht ge-
meldet geweſen ſein ſollte. Aber Staudinger legte über ſeine
Verſammlung eine Beſcheinigung vor und ſomit mußte dieſe
Anzeige fallen gelaſſen werden. Vor Gericht wurde nun auch
unſer Genoſſe darüber vernommen, ob Küpers Verſammlung
eine öffentliche war. Staudinger mußte darouf die Antwort
in bejahendem Sinne geben. Darauf ſchrieb Herr Fromm in
ſeiner Keram und Steinarbeiter-Zeitung, Staudinger ſei ein
Polizeiſpitzel und Denunziant. Staudinger ſtrengte gegen
Fromm die Beleidigungsklage an, Fromm erhob Widerklage.
Ein Termin im Januar wurde vertagt und zum zweiten
Termin, Mitte März d. J., war Staudinger nicht erſchienen,
weil durch ein Verſehen ſeines Anwalts ihm der Termin nicht
bekanntgegeben war. Zum Unglück verſäumte auch Stau-
dingers Anwalt den zweiten Termin um einige Minuten, und
ſo wurde durch Verſäumnisurteil die Klage unſeres Genoſſen
abgewieſen. Nun brachte Fromm einen großen „Siegerartikel“
und verhöhnte Staudinger neuerdings als Polizeiſpitzel. Da-
mit war unſerem Genoſſen erneut die Möglichkeit gegeben,
Klage wegen verleuderiſcher Beleidigung zu erheben. Herr
Fromm erſchien zur Verhandlung nicht, ſein Anwalt verſuchte
auch nicht im geringſten den Wahrheitsbeweis zu führen, ja
der Anwalt gab ſelber zu, daß er perſönlich Staudinger einen
ſolchen Vorwurf gar nicht machen würde. Bemerkt ſei, daß
die Anzeige gegen Küper von einem Gendarmen ausging.
Daß unſer Genoſſe als Anzeiger gar nicht in Frage kommen
konnte, bedarf wohl gar keiner beſonderen Betonung. Das
Gericht folgte dann auch im vollen Umfang den Ausführungen
des Verteidigers unſeres Genoſſen. Eine volle Stunde dauerte
die Beratung des Gerichts. Das Urteil ſtellte feſt, daß Stau-
dinger als Anzeiger abſolut nicht in Frage kommen kann.
Ein ſozialdemokratiſcher Redakteur halte in erſter Linie das
Vereinsrecht hoch, eine Denunziation komme gar nicht in
Frage. Herr Fromm könne unmöglich glauben, daß ein
Sozialdemokrat der Polizei Spitzeldienſte leiſte. Die Beleidi-
gungen ſeien wider beſſeres Wiſſen erfolgt, eine Verurtei-
lung nach S 187 des Str. G. B. mußte deshalb erfolgen. Stau-
dinger ſtehe an exponierter Stellung in ſeiner Gewerkſchaft
und man könne es verſtehen, wenn er die Sache aufklären
wolle. Die Widerklagen, die Herr Fromm gegen Staudinger
erhoben hatte, wurden verworfen.

Metallarbeiterſtreik in Braunſchweig.
Jn der Braunſchweigiſchen Maſchinenbauanſtalt kann ſich

die Direktion abſolut nicht entſchließen, den Arbeitern die
neunſtündige Arbeitszeit zu gewähren, wie ſie in allen übrigen
Fabriken in Braunſchweig ſeit Jahren üblich iſt. Jmmer
wieder vertröſtete ſie die Arbeiter, die ſich jedoch nicht länger
an der Naſe herumführen laſſen wollen. Sie beſchloſſen am
Sonnabend den Streik und legten Dienstag früh die Arbeit
nieder, nachdem die Verhandlungen ergebnislos blieben. 320
Modelltiſchler, Dreher, Schloſſer, Keſſelſchmiede, Kupfer-
ſchmiede, Schmiede, Former und Gießereiarbeiter ſind aus-
ſtändig.

Aus der Provinz.
Die Frauenarbeit in der Provinz Sachſen.

Die Stellung des Sozialismus zur Frau ſteht feſt; neben
der vollen Gleichberechtigung der Menſchen gilt für ihn die
volle Gleichberechtigung der Geſchlechter. Das Erfurter Pro
gramm unſerer Partei verlangt die Abſchaffung aller Geſetze,
welche die Frau in öffentlichrechtlicher und privatrechtlicher
Beziehung gegenüber dem Manne benachteiligen. Es wird alſo
die zurzeit geltende Männerherrſchaft der kapitaliſtiſchen Wirt
ſchaftsordnung verurteilt, die nur Unterordnung des Weibes
und Bevormundung durch den bevorrechteten Mann kennt!
Kein Anteil am politiſchen Leben, kein Stimmrecht, kein Wahl
recht, kein Prozeßrecht, ſelbſt in den allerwichtigſten eignen

„Römftunct
das neuzeitliche Kaffeegeiränk kein Bohnenkaffer)

iſt wirklich billiq, eine Caſſe nicht qum; I Pfenniq.

Angelegenheiten, keine Freiheit der Ausbildung und der Be
rufstätigkeit das iſt das Los des Weibes, gegen das der
Sozialismus ankämpft, wie gegen alle Ungerechtigkeit und
Widerſinnigkeit. Jhm iſt die Frauenfrage ein weſentlicher
Beſtandteil der geſamten Arbeiterfrage; daraus ergibt ſich
auch ſeine Stellung zur Frauenarbeit.

Der klaſſenbewußte Arbeiter weiß, daß die gegenwärtige
ökonomiſche Entwicklung die Frau zwingt, ſich zum Kon
kurrenten des Mannes aufzuwerfen; er weiß, daß die
immer umfangreicher werdende Frauenarbeit in Landwirt

ſchaft, Handel und Jnduſtrie das Familienleben des Arbeiters
untergräbt; daß das Weib unter dem Doppeljoch der Fron-
arbeit für die Exiſtenz und der Erfüllung der häuslichen
Pflichten degneriert; er weiß vor allem, daß die heutige
Frauenarbeit überwiegend auf Ausbeutung der wehrloſen
Weiblichkeit beruht und daß die Frau, beſonders die aus harter
Not arbeitende verheiratete Frau und Mutter, als Lohndrücker
einen verhängnisvollen Keil in die Wirtſchaftskämpfe der
Gegenwart treibt. Schon Marx hat für dieſe Seite der
Frauenarbeit die ſchändlichſten Ausbeutungsbeiſpiele ange
führt, und Bebels Frau und der Sozialismus zeigt den klaffen
den Widerſpruch, der zwiſchen den Begriffen Ehe und Frauen-
arbeit liegt. Eins ſchließt logiſcherweiſe das andere aus.

Aber die bürgerliche Geſellſchaft iſt mit dieſer gottgewollten
Ordnung der Dinge wie mit allem anderen durchaus einver-
ſtanden. Das fieberhaft fleißige, blutloſe, geduldige und vor
allem unorganiſierte, alſo völlig wehrloſe Weib der Prole-
tarierklaſſe mit kargem Lohn und langer Arbeitszeit an der
Maſchine und in der Hausinduſtrie iſt dem Fabrikanten das
Jdeal. Er kümmert ſich nicht darum, daß Familie und Häus-
lichkeit dabei zugrunde geht, daß die vom Kaiſer noch geforderte
„Poeſie von Haus und Herd“ zur Phraſe wird, daß die Kinder
erziehung entartet. Er kennt nur eins: den Profit, und
ſchmunzelnd entnimmt er der Berufszsſtatiſtik, daß das Heer
der hauptberuflich arbeitenden Frauen mit jedem Jahre ſtärker
anſchwillt.

Auch in der Provinz Sachſen hat die Frauenarbeit in
den letzten Jahren ſo große Dimenſionen angenommen, daß
ſie zu einem brennenden Problem geworden iſt. Die letzten
Berufszählungen zeigen folgende Zunahme der hauptberuf-
lichen weiblichen Arbeiterſchaft:

Landwirtſchaft Jnduſtrie Handel
2895 142 974 54 751 27 502
1907 250 917 80 124 37 727

Zuſammen ſtanden bei der letzten Berufszählung 392 309
Frauen und Mädchen in der Provinz Sachſen hauptberuflich
im Erwerbsleben; das ſind 25,5 Prozent der geſamten weib-
lichen Bevölkerung. Vergleichsweiſe war dieſe weibliche Er
werbsziffer in

Weſtfalen 17,2 Proz.Rheinland 20,0Provinz Sachſen 25,6Schleſien 29,3Jm Jahre 1895 betrug der weibliche Anteil erſt 17,6 Prozent.
Es liegt im Syſtem der kapitaliſtiſchen Frauenausnutzung, daß
das Weib immer in die Arbeitsgebiete hineingezwungen wird,
wo der Verdienſt am kärglichſten, die perſönliche Freiheit am
geringſten iſt. Arbeitsgebiete, die aus dieſen Gründen vom
Manne einfach verlaſſen werden, weil ſie ihm eine menſchen-
würdige Exiſtenz nicht bieten, werden von den weiblichen Ar
beitern angefüllt. Das ſieht man ſo recht an der Land wiri-
ſchaft, die heutzutage zu einem großen Teil von weiblicher
Hand beſorgt werden muß, da männliche Kräfte fehlen. Aber
auch in der provinz-ſächſiſchen Induſtrie tritt uns die
Frauenarbeit überall entgegen; ſo zählte die Bekleidungs
induſtrie 31 250 weibliche Kräfte, die Nahrungs und Genuß-
mittelinduſtrie 17511, darunter allein 7493 in der Tabakindu
ſtrie, die Textilinduſtrie 9663 (Spinnerei 2147, Weberei 4356,
Stickerei 1493), das Reinigungsgewerbe, meiſt Wäſcherei und
Plätterei, 7054, die Papierfabrikation 3274 und 2276 in der
Metallverarbeitung und Maſchinenfabrikation. Ein Hohn auf
alle Beſtrebungen für Frauen-, Mutter und Säuglingsſchutz
iſt die Feſtftellung, daß in der Jnduſtrie der Steine und Erden,
die von rechtswegen durchaus ein „männliches“ Gewerbe iſt,
3003 Frauen tätig ſind, darunter als Ziegeleiarbeiterinnnen
1139, ja als Steinbrucharbeiter 33. Auch der Bergbau be
ſchäftigt 870 Frauen, darunter 320 als Arbeiterinnen im
Hüttenbetrieb und 517 in der Kohlenförderung. Der Voll
ſtändigkeit wegen ſei zu dieſem traurigen Kapitel noch er
wähnt, daß ſich 27 Arbeiterinnen ihr Brot als Grobſchmiede,
25 als Zeugſchmiede, 29 als Feilenhauer, 6 als Schloſſer ver
dienten. Ein großes Heer Frauen und Mädchen, 23 841, be
ſchäftigt der Handel, und 11 727 die Gaſt und Schankwirtſchaft.
Jm Poſtweſen ſind 843, im Eiſenbahndienſt 288 tätig.

Hinter allen dieſen Zahlen ſteht ein tiefes Wirtſchaftselend,
und Genoſſe Bebel hat ein wahres Wort geſprochen, wenn er
ſagte, daß das Weib der bedrückteſte Proletarier iſt. Und dieſes
unterdrückte Weſen ſoll als Mutter der Zukunftsgenerationen
Trägerin des Menſchengeſchlechts ſein? Unſere ganze Menſch
lichkeit empört ſich gegen ſolche Zuſtände und fordert von den
Geſetzen und Einrichtungen, daß ſie dafür ſorgen, das Weib
nicht zur Verkümmerung, ſondern zur vollen Entfaltung ſeiner
Kräfte und Fähigkeiten zu treiben. Kein Menſch hat an einer
Umgeſtaltung der gegenwärtigen Wirtſchaftsverhältniſſe ein ſo
großes Jntereſſe, wie gerade das Weib. Jedes Weib ſollte ſich
von naturwegen als geborene Sozialiſtin betrachten.
Kein Gott wird ihm helfen, nur die Kraft unſerer Partei-
arbeit, und der enge Zuſammenſchluß der weiblichen und
männlichen Proletarier. Sozialismus ohne Frauenwelt iſt
undenkbar. Mit ihr aber gehört ihm die Zukunft!

Lützen. Urkundenfälſchung. Bei dkaſſe war ein Sparkaſſenbuch des Witſi ers J e er
Großlehna, als deſſen Sohn 800 Mk. abheben wollte, an



e5ten worden, weil darauf nur 3 Mk. eingezahlt undR u gefälſcht worden war. Deshalb hatte t e da
wirt r Kwurgericht deſſen Schwiegerſohn, der Land
a Richard Kklinge aus Großlehna wegen Urkunden

zu üng zu verantworten. Er ſtellte die Sache wie folgt dar:
z en Bedingungen, unter denen er des Schwiegervaters

3 i hrrrommen habe, hätte ſich auch die befunden, daß er
auf Verlangen oder nach dem Tode ſeiner Frau den Schwieger
eltern ein Taſchengeld von 6 Mk. wöchentlich hätt lmüſſen. Jn Anbetracht der beiderſeitigen on

ſei aber nur in Ausnahmefäll en bezahlt worden. Er habenun dem Schwiegervater eine Freude machen wollen, ne u
ahnen, daß er ſich damit eines Vergehens ſchuldig mache, e
ſt wenn das Geld n worden wäre, es ihm nach
dem Tode der Eltern doch wieder zufallen mußte. Klinge
wurde wegen Urkundenfälſchung zu einem Monat Gefängnis
verurteilt. Die Geſchworenen reichten aber gleichzeitig mit
ihrem Schuldſpruche ein Gnadengeſuch ein.
„Roßbach d. B. Freigeſprochen.
Loffnung war am 24. Januar d. J. der Arbeiter Alwin

eifarth beim Heranholen leerer Eiſenbahnloren totge-
quetſcht worden. Der Rangierer Guſtav Puſch aus Muſchwitz
hatte an dieſem Tage den Rangiermeiſter Koch zu vertreten,
und ihm ſollte nun vor der Strafkammer in Naumburg nach-
gewieſen werden, daß er durch Fahrläfſigkeit den Tod des
Kameraden verſchuldet habe. Es gelang ihm jedoch durch
Zeugen zu beweiſen, daß er in dem vorgeſchriebenen Abſtande
das Achtungsſignal mündlich und auch durch den Lokomotiv-
führer mit dem Pfiff hatte geben laſſen und daß daraufhin
der Zeuge Dreſcher fortgeſprungen ſei. Da die Wagen beim
Zurückfahren gekoppelt geweſen waren, hätte er nicht an-
nehmen können, daß re ein Mann dazwiſchen ſtehe. Er

Auf Grube Gute

mußte deshalb freigeſprochen werden.

Teuditz: Jm Wiederaufnahmeverfahren frei-
geſprochen. Am 31. März vorigen Jahres hatte die Naum
burger Strafkammer den Korbmachergeſellen Albert Götze
hier zu 6 Monaten Gefängnis wegen ſchweren Diebſtahls ver-
urteilt. Er ſollte ſeinem Bruder Paul G. 21 neue Marktkſtücke
geſtohlen haben. Zur Kirmes war aber der 15 jährige Neffe
Albert Petzold aus Starſiedel durch den Gendarmen eines
Diebſtahls überführt worden und hatte auch den Diebſtahl der
neuen Markſtücke aus dem Koffer eingeſtanden. Es wurde
deshalb das Wiederaufnahmeverfahren im Jntereſſe Götzes
eingeleitet, in welchem der Junge ſeine Geſtändniſſe alle be
ſtritt. Er wurde aber trotzdem auf Grund ſeiner Angabe
gegenüber dem Gendarmen zu 6 Monaten Gefängnis ver-
urteilt, die mit der früher wegen Diebſtahls erkannten Strafe
auf 9 Monate zuſammengezogen wurden. Götze mußte frei-
geſprochen werden.

Querfurt. Parteiverſammlung. Am Sonntag, den
15. Juni, fand unſere Mitgliederverſammlung ſtatt, in der auch
der geſamte Vorſtand zu wählen war. Aber wie ſah die Ver-
ſammlung aus? Von 140 Mitgliedern waren ganze 14 Mann
erſchienen. Parteigenoſſen, wo ſoll denn das hinführen, wenn
ihr ſo weiter ſchlafen wollt. Da könnte man faſt glauben,
unſere, nach jahrlanger Arbeit erzielten Erfolge, ſollten an der

Gleichgültigkeit der Genoſſen ſcheitern, und der ganze Diſtrikt
wieder auseinander laufen. Parteigenoſſen, das kann und darf
ſo nicht weiter gehen, laßt das Perſönliche beiſeite und kommt
in die Verſammlung, wo ihr auch einen Vorſtand wählen könnt,
der nach eurem Wunſche iſt, wenn ihr mit der jetzigen Leitung
nicht zufrieden ſein ſolltet. Zeigt, daß ihr Männer ſeid, laßt
die Streitigkeiten außerhalb der Verſammlungen, um die Mei-
nungsverſchiedenheiten auszutauſchen, dazu ſind die Verſamm-
lungen da. Warum ſoll denn in Querfurt nicht möglich ſein,
was in anderen Städten möglich iſt. Es wird höchſte Zeit, daß
wir wieder einmal an die Saalbeſitzer um Ueberlaſſung eines
Saakes herantreten, damit auch wir unſere Jntereſſen frei und
offen vertreten können. Aber ſolange dieſe Herren den Zwie-
ſpalt in unſern Reihen ſehen, halten ſie es nicht für nötig, uns
entgegen zu kommen. Darum Genoſſen, ſeid einig, ſo werdet
ihr ſtark ſein kommt alle in die nächſte Verſammkung, dann
wird ſich auch wohl ein Genoſſe finden, der die Leitung des
Diſtriktes übernimmt. Vorläufig liegt die Leitung des Diſtrik-
tes in den Händen des Stellvertreters, Genoſſen Franz Fähne.
Weiter wurden in den Vorſtand neu reſp. wiedergewählt, als
Kaſſierer Osk. Brünner, als Stellvertreter K. Wolf, als Hilfs-
kaſſierer und Reviſoren A. Seidel und Guſtav Jähne. Als
Schriftführer K. Jähne, als Stellvertreter O. Schalk. Die
Zeitungskommiſſion beſteht aus Necke, Praſt und Fahnert. Als
Berichterſtatter wurde K. Jähne gewählt. Zu Delegierten zum
es wurdew die Genoſſen Franz und Karl Jähne be-

immt.
Greppin. Durch die Starkſtromleitung ver

brannt. Wie oft iſt ſchon davor gewarnt worden, die Stark-
ftromleitung zu berühren, und wie manches Menſchenleben iſt
ſchon dadurch vernichtet worden. Derartige Unfälle paſſieren
aber trotzdem immer wieder. So hatte der hieſige Schulknabe
Wieſe am kahlen Berg einen Maſt erklettert und war mit dem
Kopfe der Leitung zu nahe gekommen, durch dieſe Berührung
wurde ihm die hintere Kopfſeite und das linke Ohr abge-
brannt. Ob er ſich durch den Sturz auch noch innere Ver-

letzungen zugezogen hat, wird die ärztliche Unterſuchung er
geben.

Alle Eltern und Erzieher müßten es ſich zur heiligſten Pflicht
machen, ihre Kinder über die Gefährlichkeit der Starkſtrom-
leitung aufzuklären, weil gerade in unſerer Gegend die Zahl
der Starkſtromkabel eine große iſt.

Eisleben. Noch eine Ehrung. Mit innerem Wohl
behagen teilt die bürgerliche Preſſe die ſtattgefundene Grün-
dung eines Verkehrsvereins mit. Um ſich der Gunſt von oben
zu ſichern, denn nur ſo kann man es ſich erklären hat
man in der erſten Verſammlung den Oberbürgermeiſter
Rieſe n Ehrenvorſitzenden ernannt. Solche billigen Titel

ie bürgerlichen Vereine ihren Mitgliedern, die lange
ahre für den Verein tätig waren. Womit Herr Rieſe ſich

die Vorſchußlorbeeren verdient hat, wiſſen wir nicht. Der Zweck

des neuen Vereins iſt, das Erwerbsleben durch die Steigerung
des Fremdenverkehrs uſw. zu heben. Wir möchten uns er
kauben, den Verein auf ein anderes Gebiet aufmerkſam zu
machen: Nämlich auf das Einkaufen der hohen Staats und
Privatbeamten in den Großſtädten. Wir müſſen betonen, daß
wir uns vom Lokalpatriotismus frei fühlen, aber wir meinen,
wenn man Fremde zum Verbrauch t will, daß es
das Nächſtliegendſte iſt, daß man die Geldleute am Orte auf
ihre Pflicht aufmerkſam macht.

Langenbogen. Auf zur Gemeindevertreterwahl.
Am S ernstag abend 8 Uhr findet im Beßlerſchen Lokale die
Ergä. ungs- ertreterwahl der 3. Abteilung für den freiwillig
ausſcheidenden Arbeiter Stoye ſtatt. Es iſt dringend nötig,
daß alle Arbeiter zu dieſer Wahl erſcheinen, denn von gegneri-
ſcher Seite werden ſchon jetzt im Geheimen die größten An-
ſage gemacht, um den Sieg an ſich zu reißen. Es hatich deshalb jeder Arbeiter die Schuld Anguſgrciben wenn die

Wahl für die Arbeiter keinen Erfolg hat. Der Kandidat wird
in der Wahlverſammlung bekanntgegeben.

Wittenberg. Die letzte Stadtverordnetenſitzungbeſchäftigte ſich in der Hauptſache mit dem neu zu errichtenden
Lyzeum, deſſen Einrichtung einigen Heißſpornen nicht ſchnell
enug vorwärts geht. Bei der Einrichtung des Gewerbe- und
aufmannsgerichts hatte man es nicht entfernt ſo eilig, wie

denn überhaupt den Forderungen der Arbeiterſchaft durch die
Stadtväter ein recht geringes Intereſſe entgegengebracht wird.
Die Arbeiterſchaft muß aus alledem ihre Schlüſſe ziehen, und
bei den Stadtverordnetenwahlen mehr als bisher ihre Schul-
digkeit tun.

Der als Leiter des künftigen Lyzeums gewählte Dr. Her
tel, jetziger Direktor der mittleren Schulen in Torgau, hat
ein Schreiben eingeſchickt, wonach er ſeine Tätigkeit bereits
am 1. Juli beginnen könnte; verpflichtet iſt er am 1. Oktober.
Der Erſte Bürgermeiſter Dr. Schirmer befürwortete den
früheren Antritt, da dies die Anerkennung als Lyzeum nur
fördern würde. Die Herren Schwarze, Belding und
Krüger waren gleicher Meinung; der neue Direktor könne
während der Ferien einige wichtige Arbeiten durchführen; der
ſpätere Antritt habe dagegen eine Verzögerung der ganzen
Sache zur Folge. Die Stadtverordneten Geriſcher und
Wollſchläger waren gegenteiliger Meinung. Es ſei an
der Zeit zu ſparen. Der Antrag auf früheren Antritt wurde
mit 11 Stimmen angenommen. Das beim Lyzeum als
wiſſenſchaftliche Lehrerin in Ausſicht genommene Fräulein
Hermenau wünſchte, daß ihr zwei Jahre, in denen ſie als
Oberlehrerin tätig war, als Dienſtjahr angerechnet würden.
Auch hierüber entſpann ſich eine längere Diskuſſion, aus der
das Beſtreben, das Lyzeum ſo ſchnell wie möglich unter Dach
zu bringen, deutlich hervorging. Man befürchtete, die Dame
könne wieder zurücktreten, wenn ihr die 2 Jahre nicht ange-
rechnet werden, wodurch die Anerkennung wiederum verzögert
und der obige Beſchluß ſeinen Zweck verfehlen würde. So
wurde denn gegen zwei Stimmen der Beſchluß gefaßt, die zwei
Jahre anzurechnen.

Beim ſtädtiſchen Waſſerwerk ſoll ein Haupt- und ein Probe-
brunnen angelegt werden. Die Angelegenheit war bei der
Etatsberatung bereits beſprochen; die Verſammlung gab des-
halb debattelos ihre Zuſtimmung, Die Koſten betragen zirka
7000 Mk. Die Gaskommiſſion hatte beantragt, an der ſtädti-
ſchen Gasanſtalt einen zweiten Gasmeiſter anzuſtellen, der die
Vertretung des Anſtaltsleiters übernehmen ſollte. Die bis-
herige Aſſiſtentenſtelle ſoll dafür geſtrichen werden. Die Kom
miſſion empfahl bierfür den an der Gasanſtalt tätigen Jnſtal-
ſateur Sarfert. Das Gehalt beträgt bei freier Wohnung und
Gartenbenutzung ſowie bei freiem Licht jährlich 1300 Mk. Der
Antrag der Kommiſſion wurde einſtimmig angenommen. Eine
Vorlage, die Klaus- und Schatzungsſtraße elektriſch zu beleuch-
ten, wurde zur nächſten Verſammlung zurückgeſtellt.

Das Baden in der freien Elbe hätte beinahe
wieder ein Menſchenleben gefordert. Der 8 jährige Knabe
Köhler aus der Dresdner Straße badete an der Fähre in
der Elbe, als er zum Schrecken ſeiner Kameraden plötzlich ver-
ſank. Zwei größere Knaben gelang es, mit einem Kahn, den
ſie ſchnell beſtiegen, an die Unfallſtelle heranzukommen, den
bereits Bewußtloſen zu erfaſſen und über Waſſer zu halten
bis Hilfe kam. Die Bemühungen eines Sanitätsſoldaten brach-
ten den Verunglückten wieder zum Leben zurück.

Bockwitz. Gewerkſchafts-Kartell. Jn der letzten
Sitzung waren mehrere Eingänge zu verzeichnen. So vom
Schriftſteller Haiſe, Frau Walkotte und eine Anpreiſung von
Jubiläumsbildern der deutſchen Arbeiterbewegung. Ein
Schreiben von Mühlberg betreffs Beteiligung der Wahlen zu
den Verſicherungsämtern, desgleichen ein Protokoll von der
Kartellkonferenz in Sangerhauſen. Die Schreiben von Haiſe
und Walkotte wurden dem Bildungsausſchuß überwieſen. Die
Beſtellungen von Jubiläumsbildern ſoll Genoſſe Calex über-
nehmen. Wegen des Schreibens aus Mühlberg ſoll Genoſſe
Leſche ſich nochmals dorthin wenden. Einen ausführlichen Be
richt von der Kartellkonferenz in Sangerhauſen wurde von den
Delegierten gegeben. Nach Halle wurde Genoſſe Dreiſchke dele-
giert. Das Gewerkſchaftsfeſt ſoll am 83. Auguſt ſtattfinden.
Vorgeſehen dabei iſt ein Umzug, Kinderſpiele, Scheibenſchießen,
Blumenverloſung und Ball. Berückſichtigt ſollen zwei Kapellen,
Arandt und Berger, werden. Alle Gewerkſchaftsmitglieder
ſollen ſich am Umzuge bei ihrer Gewerkſchaft beteiligen, ganz
gleich, ob ſie dem Turn oder einem anderen Verein angehören.
Als Mitglieder zum Bildungsausſchuß wurden drei Genoſſen
gewählt.

Ortrand. Echt Preußiſches unter dem „libe-
ralen“ Reichsvereinsgeſetz. Es iſt einfach unglaub-
lich, mit welcher Einfachheit die hieſige Polizeiverwaltung das
Reichsvereinsgeſetz beiſeitezuſchieben verſucht. Sie ſcheint mit
Vereinen, die ihr nicht genehm ſind, zu machen, was ihr gerade
gut dünkt. Anders kann man es ſich nicht denken, wenn man
die Antwort durchlieſt, die der hieſige Arbeiterradfahrerverein
auf ein Geſuch um Genehmigung zu einem Aufzuge erhalten
hat. Dieſer Mas lautet:

Der nach rer mündlichen Meldung beabfichtigte Marſchvom Hotel Stadt Berlin nach dem Gaſthof Zum Hirſch wird

einem Aufzuge im Sinne des S 7 des Vereinsgeſetzes vom
19. April 1908 gleichgeachtet.

Unter Zurücknahme der mündlich erteilten Erlaubnis wird
Jhnen hiermit die Veranſtaltung des gedachten Aufzuges
wegen Gefährdung der öffentlichen Sicher-
heit, die durch die Beteiligung Streikender ge-
geben iſt, unterſagt.

Alſo der Herr Bürgermeiſter erklärt einfach die öffentliche
Sicherheit für gefährdet, wenn Streikende über die Straße
fahren. Er bezeichnet demnach ehrliche Arbeiter, die, um
einige Pfennige mehr zu verdienen, zur Arbeitsniederlegung,
zum Aeußerſten, von ihren Ausbeutern gezwungen werden,
als Radaubrüder, vor denen kein Menſch mehr ſicher iſt. Das
eſetzlich gewährleiſtete Koalitionsrecht ſcheint demnach demDiegewalligen wie ein Stein im Magen zu liegen. Hat er

denn überhaupt eine Ahnung von dem was die Arbeiterklaſſe
erſtrebt? Wenn er die hätte, dann würde er keine Polizei
nach dem Lokale geſchickt haben, die uns fortwährend zu be-
obachten hatte. Wir wiſſen ſelbſt, was wir zu tun haben. Er
ſcheint ſich aber nicht ganz klar über ſein eignes Handeln zu
ſein, ſonſt würde er die vorher erteilte Erlaubnis nicht drei
Stunden vor dem Beginn des Feſtes wieder zurückgezogen
haben. Jm Verwaltungsſtreitverfahren wird ihm noch be-
wieſen werden, daß die in dem Verbot vertretenen Anſichten
über das Vereinsgeſetz und über ſtreikende Arbeiter ſehr weit
von denen der Allgemeinheit abweichen und deshalb nicht
maßgebend ſind. Außerdem hoffen wir, daß auch die Bau
arbeiter ſich dieſe Beleidigung nicht gefallen laſſen werden.
Ganz anders ſieht die Sache bei „nationalen“ Feſten aus. Da
wird Geld dazu aus dem Steuerſäckel bewilligt, und die
„nötigen“ Aufzüge werden ohne weiteres genehmigt. Das iſt
das gleiche Recht, merkt euch das, ihr Arbeiterl

Wenn auch das ungerechte Verbot unſerem Feſte direkt keinen
Schaden getan hat, ſo darf es ſich der Radfahrerverein doch
nicht gefallen laſſen. Er ſowie alle Arbeiter von Ortrand
müſſen es ſich zur Ehrenpflicht machen, dieſe Ungerechtigkeit zu.
bekämpfen. Dazu bedarf es aber des Zuſammenſchluſſes aller
Arbeiter in der gewerkſchaftlichen und politiſchen Organiſation,
das iſt die einzige wahre Antwort.

Vereine und Verſammlungen
Wittenberg. Eine Krankenkaſſenverſammlung für alle

Verſicherten und deren Arbeitgeber findet am Sonnabend,
21. Juni, abends 49 Uhr, im Reſtaurant Freudenberg ſtatt.
Auf der Tagesordnung ſteht der Bericht von der Erfurter
Generalverſammlung ſowie über die Errichtung der neuen
Ortskrankenkaſſe für Wittenberg, Kleinwittenberg, Pieſteritz
und Reinsdorf.

Alsleben. Die Mitgliederverſammlung des Sozial-
demokratiſchen Vereins findet Sonntag, den 22. d. M.,
abends 19 Uhr, im Lippeltſchen Lokal ſtatt. Bericht vom
Kreistage, Vorſtandswahl und Wahl eines neuen Zeitungs-
austrägers.

Naundorfb. Lauchhammer. Achtung, Parteigenoſſen!
Am Sonntag, den 22. Juni, abends 6 Uhr, findet unſere Mit-
gliederver ſammlung des Wahlvereins in Thinius' Gaſthof
ſtatt. Weiter findet Dienstag, den 24. Juni, abends 29 Uhr.
der Frauenleſeabend ſtatt. e

Allerlei.
Ein gräßlicher Knabenmord

iſt in Braunſchweig verübt worden. Seit Dienstag nach-
mittag war der ſechsjährige Sohn des Tiſchlers Gentes ver-
mißt worden. Donnerstag abend gegen 10 Uhr fand man in
einem Wandſchrank der Genteſchen Wohnung die Leiche des
Knaben, der durch einen Revolverſchuß in den Kopf und einen
Stich mit einem dolchartigen Meſſer getötet worden iſt.
Der Tat dringend verdächtig iſt die Nichte des Kindes, eine
Frau Marie Buſchhorn, die ſich ſeit drei Wochen bei den Ehe-
leuten Gentes zu Beſuch aufgehalten hatte. Mit der Buſch-
horn ſind aus einer Kommode, die mittels Nachſchlüſſel geöffnet
worden iſt, 700 Mk. in Wertpapieren Oldenburgiſche Staats
anleihen und 40 Mk. bares Geld verſchwunden. Die Staats-
anwaltſchaft hat ſofort eine eingehende Unterſuchung einge-
leitet und die Verfolgung der Täterin aufgenommen; jedoch

eine Spur der wahrſcheinlichen Mörderin noch nicht ge-
unden.

Kleines Allerlei. Gerettet. Die 14 Bergleute, die, wie mit
geteilt, auf Schacht 1 der Zeche Friedrich Heinrich in Lintfortdurch Zubruchegehen einer Strede eingeſchloſſen wurden ſind
gerettet worden. Sie ſind ſämtlich unverletzt und wohlauf.
Ein ſchreckliches Kind. Jn Heymersdorf (Thüringen) über-
fiel eine 12 Jahre alte Schülerin ihre 83 jährige Großmutter,
würgte ſie ſolange, bis ſie beſinnungslos zuſammenbrach und
verließ ſie ſodann in der Meinung, ſie ſei tot. Die alte Frau
erholte ſich jedoch wieder und es ſtellte ſich heraus, daß das ent
artete Mädchen die Großmutter beſtohlen hatte. Aus Furcht
vor Entdeckung hatte die Diebin die Großmutter umbringen
wollen. Die Suffragetten machen Schule. Wäh-
rend des Rennens in Ascot um den Goldpokal warf ſich ein
Mann mit einer Fahne in den Farben der Frauenrechtlerinnen
vor das führende Pferd Tracery und brachte es zum Sturze.
Der Mann, der nach Meinung der Polizei geiſtesgeſtört iſt und
in keiner Verbindung mit den Anhängerinnen des Frauen-
ſtimmrechts ſteht, hat einen Schädelbruch erlitten und iſt
bereits operiert worden. Der Jockey blieb unverletzt.
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Heute und folgende Tage das glänzende
Jubiläums-Riesenprogramm.

Jede einzelne Nummer ein Schlager.
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Größte Sehenswürdigkeit für jeden Fremden
Reicher, gewählter Tierbeſtand:

Romontiſcher BVergpark mit prächtigen Fernblicken:
Von den Terraſſen des Berges aus

Wundervolles Panoramg vom é6aaletgl:

z Blumen Korse!
Täglich Vorſtellungen von Leo v. Sinxer's

Ah Aürlcuus20 Awerge
Männlein und Weiblein, mit Elefant, Zwerg-Pferdchen und Wagen.Eintrittspreiſe nicht erhöht (Erw. 5 Pig., Kinder 30 Pfg.).

Stuhlplatz zur Vorſtell S 20 Pig, Tribüne 10 Pfg.
t1730 Vorſtellun finden ſtatt:

Sonnabend den 21. Juni u nachmittags 5 Uhr.
Am Blumenkorſo- Sonntag (22. 6.) t

De 4 Vorſtellungen (auch vormittags.)
Nachmitt dROonzert,. Nachgitges und G 7ert.

Ab.-Radfahrer- Bund Sollartät

Arte Crostitz.
Sonntag den 22. Juni, findet imLokal rot unſer9. Stkiftauagea feſt

h

ſtatt, verbunden mit Preisſchießen, -kegeln, Tombola und Garten
tonzert, von 52 Uhr an F. Fest-Ball. WNachmittags 3 Uhr: Korso- Fahrt. *903

Die Sportgenoſſen werden nochmals freundlichſt eingeladen.
Das Komitee.

e e
Teicha u. Umeegent.

Sonntag den 22. Juni nachmittags im Gaſthane
Stieler in Groitzsch:

2. Cewerkschuftsfest.
hewerkschafts Umzug mit Musik.

Abmarſch De pünktlich um 2 Uhr vom GaſthausRonniger in Feicha.
Jm Feſtlokale: Konzert. Blumen Verloſung,Preis-Schießen, Preis- Kegeln Kinder-Beluſtigungen und Tanz

1664 AbendsZall und Fesitrede.
Um recht zahlreiche Beteiligung aller Gewerkſchafts-

mitglieder erſucht Das Fest-Komitee.

Streichfertige delfarben
in allen Nuancen, 1716M Emaille- Lack Tzu Fenſtern, Türen, Waſch-Toiletten, Kinderwagen,

Fußboden-Lackfarbe,
trocknet über Nacht glashart, per Kilogramm 1.50 Mark, bei

5 Kilogramm 1.40 Mark, empfiehlt

JIax BRäckhler. farbenhandlung,
Halle a S. Ramniſcheſtraſze 2.
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z nicht zu unterschätrende Vorteile., wenn Sie Ihren Bedarf z
an Herrengarderobe in unserer Spezial- Abteilung für 3

n
2
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getr. Massgarderoben)decken. Wir empfe hlen bis auf weiteres zu nachstehend

1737 enorm pihison Preisen:

I II IIIAnzüee, n. hin n s 90 14
Paletots u. Ulster a 5.00 8.00 12.00

einzelne Hosen, Westen, Saccos ete. spottbillig.

Frack- und Geseligchafts Fnrügo ver- 15

leihen von 4 an.
Käufhaus arhlerrenhekleidung

leere 97
t DDZZDJ8 S W ürbelter- Rodkahrer- Bund

e Solidaritäte Ortsgruppe Halle (Saale).
Sonming den 22. Juni 1913 im Vollksparkv:

S O mmmerfest
verbunden mit Tombols, Blinmenverlosung. Gelhügel-

anuskegeln aut beiden Bahnen., sowie Schiessen.
Von 4 Uhr ab Kränzehen. Abends: Ball

De und grosser Umeng. I
Zahlreichem Besuche sehen entgegen 1722

Der Vorstandn s omitece. uDas K I. A.: P. Mahlburg. l. Vertrauensmann.
NB. Die Komiteemitglieder bitten wir. pünktheh zu erscheinenAnsleohts Fostkarten

Die Volks Suabban dung

Rexlame- Verkauf

1000 Hosen
J in geſtreift Leder, Zwien und Strucks verkaufe, ſo

S lange der Vorrat reicht, in 4 Poſten, zu folgenden ſpott-
billigen Preiſen 1721

I. Posten 85 II. Posten 1 95
jede Hoſe v jede Hoſe m

III. Poſten 2 70 IV. Poſten 3 20
jede Hoſe e jede Hoſe m
Gustav Reinseh

Rossfleiseh.
Diese Woche Wieder k. i vende er

Alez üwrige wie betanntnurdeliratbe) n r
A. Thurm, tm Memolren

a aus dem Leben d. KaiſersReilstrasse 10. 103 Wilhelm u. der Kaiſer
1723 lichen Familie.
Außerdem: Der 1300 Mtr.
lange, 3 aktige Prachtfilm

Die Irrfahrten
des Odysseus

n. d. altgriech. berühmten
Epos von Homer.

Fern. Der bunte Variété-Teil. 3

Dollo The:

Einige beſonders preiswerte

Pianinos
nußbaum und ſchwarz J20

für Mark 380. undunter Garantie zu verkaufen.Alh. nottmarn,
*871 am Riebeckplatz.

Achtung!
en r mU 5

Deutocher Banarheiter- Verband ietenen.

*906 Sonnabend, den 21. Juni, abends 8 Uhr,
im Reſtaurant „Hohenzollern“:

III
Vollzähliges Erſcheinen dringend notwendig. Der Vorstand

Wittenberg Wittenherg.
Sonnabend den 21. Juni r abends 9 Uhr
im Veſtaurant Freudenberg, Kurfürſtenſtraße:

Higemeine Krankenkasren-Versammlung
für Kitglieder der hies. Orts-Krankenkassen

901 und ren Arbeitgeber.
Tages- Ordnung 1. Be richt von der Erfurter Krankenkaſſen-General- Vercelung, Die neue Orts Krankenkaſſe fürWittenberg Klein Wittenberg Pieſteritz und Reinsdorf.

Diskuſſion.
Jm Hinblick auf die völlige Umgeſtaltung des Orts Kranken-

kaſſenweſens in unſerem Orte ſowie der Umgebung, iſt es dringendich daß beide Gruppen, Arbeitnehmer und Arbeit-
gebe vollzählig erſcheinen.e orstünde de r hie i zen Orts-Krankenkassen.

1742Klopp- Stühle
zum Blumen Korso

bequeme HSit? Gelegenheit

50, I. 1.50.

C F. 2 leipziqer-tter, sfrasse 90.
Mitglied des Robott- per Vereins. 7

W
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anerkannt beste Marke.
Jahresproduktion 100 000 Waggons

Zu haben beim *77Der Halleschen Kohlen- und Brikett Kontor I
Merseburgerstrasse, Feke Schmiedstr. Tel. 3939

und in anderen be 88 e ren Kohlen-Handlungen.
Bei Abnahme von 50 Zentnern 75 e pro Zentner frei Gelass.

Tapeten- Preise
infolge vorgeschrittener Saison bis zuS Proz. ermässigt,

s0 dass Hausvw irte. Baugeschäfte, Mieter neue moderne
Tapeten jezt zu Preisen kaufen, wie andere Geschäfte gleich-

wertige Ware zum Teil selbst erst einkauten können.
Farige Tapeten Goldtapeten Fondtapeten

7 jetzt 1 Pfg. Pfg.jetzt von Pfg. an von an jetzt von an.Diese günstige Kaufgelegenheit bietet abernur unser Geschäft.

Cremer's Tapetenhaus
Gr. U Irichstr. 26G.
12 Geschäfte. N im Ring. Schönebecker Tapetenfabrik,

G. m. b. H. Verkaufnur an Private, nicht an Wiederverkäufer

haſſe a. d. S.

el gros8se

WVorſäufige Anzeige Auf dem Roßplatz.

Holläncische? irkusGoudsmickt
kommt am 25. c. Mits, mittelst kolossalem Extra Zuges und gibt am selbigen Tage in seinem Riesenzelte abends Uhr

Fröſfinumn ges Frremiere.
Ueberall das Tagesgespräch: e T i U S U R t O W ASS O r. K.

c AädAd z 2 d
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